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Bei der Landtagswahl 2022 entscheiden die Menschen in Niedersachsen
Uber die Zukunft unseres Landes. Diese Zukunft wird von gro3en Verdn-
derungen gepragt sein. Die Digitalisierung erfasst immer mehr Lebens-
bereiche. Sie verdndert unser Leben, Lernen und Arbeiten. Der Klima-
wandel erfordert neue Strategien auf dem Land und in der Stadt. Und
die demografischen Veranderungen bringen gro3e Herausforderungen
mit sich.

Viele Menschen in Niedersachsen sind fir diese Verdnderungen gut
geristet. Sie haben neue und innovative Ideen, kimmern sich um ihre
Mitmenschen, bilden sich weiter, grinden neue Unternehmen und sind
langst in der digitalen Realitat angekommen. Doch allzu oft bleiben
Staat und Politik hinter den Wiinschen und Ambitionen der Menschen
zurick. Ob Unterrichtsausfdlle, Funklocher oder Burokratie - oftmals ver-
hindert der Staat genau jene Chancen fiir die Menschen, die er eigentlich
schaffen soll.

Wir Freie Demokraten wollen das Land
in die Lage versetzen, den Menschen
bei den Verdnderungen der Zukunft
beiseite zu stehen. Dabei geht unser
Ehrgeiz Gber das Mittelmaf3 einer
Grofen Koalition hinaus. Wir wollen
Niedersachsen eine Richtung geben
und unser Land gemeinsam mit den
Menschen in die Zukunft fGhren. Nie-
dersachsen bewegt sich - hin zu einer
Politik, die konkrete Probleme der
Menschen l6st und die unser Land auf
die Zukunft vorbereitet.

Pho it

Stefan Birkner
Landesvorsitzender der
FDP Niedersachsen



I. WIR MACHEN NIEDERSACHSEN FIT FUR
DIE ZUKUNFT

Um die groBen Herausforderungen der Zukunft bewdltigen zu kdnnen, braucht Nieder-
sachsen eine Landespolitik, deren Strukturen auf das Erméglichen statt auf das Verhin-
dern ausgerichtet sind. Es ist nicht die Aufgabe des Staates und der Politik, die Details
des Lebens zu regulieren. Staat und Politik existieren nicht um ihrer selbst willen, sondern
um konkrete Probleme zu 16sen, mit denen die Menschen nicht alleine fertig werden kén-
nen.

Der Schlussel zu einem eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Leben ist Chancen-
gerechtigkeit durch Bildung. Wir wollen exzellente Bildungseinrichtungen von der Kinder-
betreuung Uber die Schulen und die duale Berufsausbildung bis hin zur Hochschulland-
schaft. Grundvoraussetzung fir einen ermdglichenden Staat ist eine leistungsféhige und
moderne Verwaltung, die fir die Menschen ansprechbar und erreichbar ist.

Der moderne Staat darf nicht lediglich den Menschen etwas abverlangen, sondern muss
seine eigenen Strukturen modernisieren. Mit einer nachhaltigen Haushalts- und Finanzpo-
litik schitzen wir die Spielrdume kommender Generationen. Gleichzeitig zeigen wir auf,
wie das Land Akzente iber eine aktive Investitionspolitik setzen kann. Die Digitalisierung
der offentlichen Hand, aber auch die Unterstitzung bei der Digitalisierung im privaten
Bereich muss endlich eine klare Prioritat der Landespolitik werden.

MORGEN WIRD SO
GUT WIE UNSERE
SCHULEN HEUTE.

TUN WIR MEHR ALS NOTIG.



1. CHANCEN DURCH BILDUNG

Bildung legt den Grundstein fir ein selbstbestimmtes Leben mit vielen Maglichkeiten und
Chancen der Selbstverwirklichung. Wir Freie Demokraten verfolgen eine Bildungspolitik,
die eine Bildungskette von der frihkindlichen Bildung Gber den Schul- und Berufsab-
schluss und das Studium bis hin zum lebenslangen Lernen schafft und dabei Wert auf
Freiheit und weitestgehende Autonomie der Bildungseinrichtungen legt. Unser Anspruch
ist, jede Schulerin und jeden Schiler in Niedersachsen dazu zu befahigen, ein selbstbe-
stimmtes Leben fihren und Verantwortung fir sich und sein Umfeld Gbernehmen zu kon-
nen. Wir wollen die Talente und Féhigkeiten von Kindern und jungen Menschen férdern,
ihr Selbstbewusstsein starken und sie durch Bildung in die Lage versetzen, neue private
und gesellschaftliche Herausforderungen auf der Grundlage von erlerntem Wissen und
sozialen Kompetenzen einzeln und gemeinschaftlich [6sen zu kénnen.

KERNPROJEKT - BESTE KITAS FUR NIEDERSACHSENS KINDER:

Sprache und soziale Bindung in den
ersten Jahren sind entscheidend fir die
gesamte Bildungslaufbahn. Wir werden
daher das KiTa-Gesetz reformieren und
damit die Qualitat in der frihkindlichen
Bildung deutlich verbessern. Dazu geho-
ren fUr uns eine Verbesserung der Betreu-
ungsrelation in den Kindertagesstatten

und eine schnelle Refinanzierung der
dritten Kraft auch im Kindergarten durch
das Land ab dem KiTa-Jahr nach der
Landtagswahl 2022. Wir werden durch
eine Reform der Finanzhilfe die KiTa-Finanzierung nicht nur transparenter und weniger
burokratisch gestalten, sondern auch mehr Ressourcen fir Leitungsaufgaben, Fortbildung
und Qualitatsentwicklung zur Verfigung stellen. Neben der Steigerung der Qualitat ist
es zentrales Anliegen, durch den Ausbau der Betreuungsplétze und der Betreuungszeiten
den Einklang von Familie und Beruf sicherzustellen.



KERNPROJEKT - SCHULE DER ZUKUNFT:

Wir wollen die Schulen in Niedersachsen
zu Lern- und Lebensorten weiterentwi-

ckeln. Kern von Schule wird dabei auch
kinftig der Unterricht und die Vermittlung
von Lerninhalten und sozialen Kompe-
tenzen sein. Eine Schlusselfunktion dafir
haben die Lehrkrafte, denen wir neben
einer guten Bezahlung und padagogi-
scher Freiheit insbesondere die Zeit geben
wollen, den Schilern individueller gerecht
zu werden. Die gesellschaftlichen Veran-
derungen der letzten Jahrzehnte machen
aber nicht vor dem Schultor halt, so dass
wir die Notwendigkeit der Weiterent-
wicklung von Schule sehen. Wir wollen
multiprofessionelle Teams in den Schulen
etablieren, die schulische Sozialarbeit
ausbauen und Klassengrofien reduzieren.
Digitale Bildung soll kein Selbstzweck
sein, sondern so ausgestaltet und gefor-
dert werden, dass es einen padagogi-
schen Mehrwert bringt. Wir wollen, dass
an allen Schulen in Niedersachsen der
Unterricht auch tatsachlich stattfindet und
wollen in der kommenden Legislaturpe-
riode eine Unterrichtsgarantie geben.

Schule der Zukunft bedeutet fir uns auch,
dass die soziale Herkunft keinen Einfluss
mehr auf die Bildungschancen junger
Menschen in Niedersachsen haben darf.
Wir wollen die Schultrager bei der raum-
lichen Weiterentwicklung der Schulen zu
Lernorten unterstitzen, damit jede Schi-
lerin und jeder Schiler in Niedersachsen
die Chance hat, in einer guten Lernumge-
bung lernen zu kénnen, auch auBBerhalb

der Unterrichtszeit. Wir werden uns dafir
stark machen, dass beim Mittagessen,
Klassenausfligen und -fahrten und Lern-
materialien soziale Unterschiede nicht
mehr zu Stigmatisierungen fihren kénnen.
Zu den Bildungschancen gehort neben
dem Unterricht, der stattfinden muss, auch
ein attraktives Ganztagsangebot, welches
nicht in Konkurrenz, sondern in Partner-
schaft zu Vereinsangeboten und zivilge-
sellschaftlichem Engagement steht. Zum
Fordern und Fordern gehdren fir uns auch
Angebote fir Hochbegabte, Angebote
zur individuellen Lernunterstitzung, weiter-
hin Leistungsbeurteilung durch Schulnoten
und Feedback ebenso wie manchmal
auch die Notwendigkeit, ein Lernjahr zu
wiederholen.



KERNPROJEKT - EXZELLENTE BERUFSAUSBILDUNG:

Die berufsbildenden Schulen in Niedersachsen haben eine sehr hohe Bedeutung dafir,
die jungen Menschen in die Lage zu versetzen, ein selbstbestimmtes und unabhdangiges
Leben zu fihren. Durch die Méglichkeit, alle Schulabschlisse zu erreichen, haben sie
zugleich eine hohe Bedeutung fir die Bildungschancen junger Menschen. Wir werden
die berufliche Bildung stérken. Mit einer Digitalisierungsoffensive werden wir die Mdg-
lichkeit schaffen, dass die berufsbildenden Schulen mit der Wirtschaft mithalten konnen
und die jungen Menschen zeitgemdaf3 ausgebildet werden. Dazu gehdrt aber auch eine
Uberarbeitung der Lehrerstundenzuweisung, die es berufsbildenden Schulen in der Flg-
che ermdglicht, weiterhin ein breites Spektrum von Ausbildungsberufen anzubieten. Wird
der Ausbildungszweig an der 6rilichen berufsbildenden Schule gestrichen, brechen in
der Folge oftmals die Ausbildungsplatze weg und damit der Nachwuchs fir die Firmen.
Wir werden den berufsbildenden Schulen dariiber hinaus die Freiheiten einrdumen, noch
enger mit der lokalen Wirtschaft zusammenzuarbeiten und sich flexibel den Bedirfnissen
der Ausbildungsbetriebe anpassen zu kdnnen. Schwerpunkt bleibt die duale Berufsaus-
bildung. Wir wollen mit dem Einsatz von Einstiegs-Coaches als Vermittler zwischen Aus-
bildungsbetrieb, Auszubildendem und Schule die Perspektive von jungen Menschen in
schwierigen Lebensumstanden verbessern, damit sie einen Ausbildungsplatz finden und
die Ausbildung erfolgreich absolvieren kénnen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Ausbildungsvergitung:

Damit ausreichend Fachkrafte in der
frihkindlichen Bildung, aber auch im
Ganztagsbereich der Grundschulen zur
Verfigung stehen, werden wir eine Aus-
bildungsvergitung fir alle Auszubilden-
den zur sozialpadagogischen Assistenz
und fir den Erzieherberuf einfGhren.

Sprachkompetenzen:

Wir wollen, dass Kinder gute Deutsch-
kenntnisse haben und daher in der
gesamten Schullaufbahn einen Schwer-
punkt auf Deutsch setzen. Insbesondere
in den berufsbildenden Schulen muss
die Sprachférderung intensiviert werden,
da die Sprache eine der Grundlagen
fir das Erreichen eines Ausbildungsab-
schlusses ist. Dartber hinaus wollen wir
die Potenziale der Mehrsprachigkeit
heben. Wir wollen bilinguale Angebote
in Kindertagesstatten mit spielerischem
Spracherwerb ebenso starken wie den
bilingualen Fachunterricht in den wei-
terfihrenden Schulen. Hierfir soll es
Fort- und Weiterbildungsangebote fur
die Lehrkrafte, insbesondere die Fremd-
sprachenlehrkrafte, geben. Wir wollen
aber die Sprachkompetenz der jungen
Menschen starken, deren Herkunfts-
sprache nicht Deutsch ist. Hierfir sollen
die Angebote des herkunftssprachlichen
Unterrichts ausgebaut werden.

Wir wollen aber auch, dass man
erkennt, wie gut es ist mehrere Sprachen
zu kénnen. Wir wollen zweisprachige
Angebote in Kitas genauso starken wie
den zweisprachigen Fachunterricht in
den Schulen. Dafir wollen wir die Leh-
rer aus- und weiterbilden. Wir wollen
aber auch, dass Kinder und Jugendliche
gut Deutsch lernen kénnen, die mit einer
anderen Sprache aufgewachsen sind.
Dafir soll es auch Unterricht in ihrer
Muttersprache geben.

Startchancen:

Wir werden die Schuleingangsunter-
suchungen weiterentwickeln und dabei
einen besonderen Schwerpunkt auf die
Wiedereinfihrung der Sprachstandser-
hebung legen. Wenn ein besonderer
Forderbedarf besteht, kann ein verpflich-
tendes Jahr vor der Einschulung folgen,
das Kindern dhnlich wie in einem Vor-
schuljahr einen reibungslosen Start in
die Schule erméglicht.

Lesen, Rechnen und Schreiben:
Lesen, Rechnen und Schreiben: Wir
werden den Unterricht in Deutsch und
Mathematik in der Grundschule auswei-
ten und Angebote fir die individuelle
Férderung ausweiten. Unser Ziel ist,
dass jedes Kind am Ende der Grund-
schule Lesen, Rechnen und Schreiben
beherrscht.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Kreativitat und Mitgefihl starken:

Computer werden immer schneller auswendig lernen als Menschen. Die kinstliche

Intelligenz wird stets besser Muster in grofien Datenmengen erkennen als der Mensch.

Deswegen ist es neben der reinen Wissensvermittlung wichtig, dass Schulen verstarkt

Kreativitat und Empathie als zentrale Kompetenzen in allen Schulféchern starken. Wir

wollen, dass Lehrpldne, Unterrichtsstrukturen und Klausuren dieser Balance aus Wis-

sensvermittlung und der Stérkung von Kreativitat und Kompetenz gerecht werden.

Interdisziplinaritat starken:

Wir erleben immer haufiger, dass echte
Innovationen dort entstehen, wo sich
unterschiedliche Wissensgebiete inter-
disziplinar verbinden. Wir wollen des-
wegen, dass Schulfacher sich im Stun-
denplan nicht einfach aneinanderreihen,
sondern aufeinander aufbauen oder
sich sogar direkt verbinden. Eine noch
stérkere Vernetzung von Unterrichts-
inhalten in den Lehrplanen wollen wir
deswegen férdern und auch Freirdume
fir eine praktische, interdisziplinare Ver-
schrankung in den Schulen schaffen. So
kénnten beispielsweise auch facheriber-
greifende Klausuren kinftig Ausdruck
dieser Interdisziplinaritat sein.

Freirdume in der Gestaltung von
Unterricht und Inhalten:

Im Unterrichtsplan und Fachcurriculum
kann nicht immer abgebildet sein, was
in der Lebensrealitat von Schilern und
Schilerinnen Relevanz und Aktualitat
hat. Lehrerinnen und Lehrer missen
wieder die Freiheit haben, von Lehr-
planen abzuweichen und nach eigener
Einschatzung, Dynamik und Interes-
senslage der Schiler Themen vertiefen

kénnen. Wo Schiler und Schilerinnen
Leidenschaft und Interesse entwickeln
oder weiterfihrende Projekte realisieren
wollen, miUssen Lehrer und Lehrerinnen
die Freiheit haben, das zu erméglichen.
Zentrale Abschlussprifungen missen in
ihrer Ausgestaltung solche Freiheiten von
Lehrern und Lehrerinnen wieder mehr
ermdglichen.

Soziale Brennpunkte:

Wir werden Schulen in sozialen Brenn-
punkten starker unterstitzen durch schu-
lische Sozialarbeit, multiprofessionelle
Teams und ein erhdhtes Schulbudget,
Uber das die Schulen frei verfigen kén-
nen. ,Aufstiegshelfer” sollen Schilerin-
nen und Schilern Chancen und Wege
zur Berufsausbildung oder zum Studium
aufzeigen und dabei helfen, Netz
werke zu knipfen. Wir werden damit
alle Talente unserer Gesellschaft heben
und den jungen Menschen die Chance
geben, Bildungserfolge zu erzielen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Schulvielfalt:

Wir Freie Demokraten schatzen die Viel-
falt der niedersachsischen Bildungsland-

schaft und wollen diese erhalten. Dazu
zahlt insbesondere das breite Angebot
an Schulformen des Sekundarbereichs
l. Wir werden auch die Kooperativen

Gesamtschulen wieder zu einem még-
lichen Angebot fir Schultrager machen
und auch kleinen Haupt- und Realschu-
len die Méglichkeit eréffnen, sich bei-

spielsweise zu Oberschulen weiterentwi-

ckeln zu konnen.

Unterrichtsversorgung:

Wir werden die Misere in der Unter-
richtsversorgung der letzten zehn Jahre
beenden. Hierzu werden wir fir alle
Lehrkrafte das Einstiegsgehalt von A 13
einfGhren und damit jungen Lehrkraften
ein attraktives Angebot machen. Wir
werden zudem die Studienkapazitaten
an den niedersachsischen Universitd-
ten dem tatséchlichen Lehrkraftebedarf
anpassen. Dabei werden wir auch die
geplanten Entlastungen fir die Lehr-

krafte, eine Veranderung der Stundenta-

fel und den Bedarf fir kleinere Klassen
bericksichtigen.
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Schulfreiheit:

Wir Freie Demokraten werden die Auto-
nomie der Schulen starken und den
Schulen mehr padagogische, personelle
und finanzielle Freiheiten ermdglichen.
Neben Freiheiten im Schulbudget sollen
die Schulen auch mehr Freiheiten bei
der Unterrichtsorganisation erhalten,

um beispielsweise facheribergreifende
Projekte besser realisieren zu kénnen.
Dabei werden wir das Erreichen der
Bildungsstandards nicht aus den Augen
verlieren. Daher werden wir die Schulen
bei der Schul- und Unterrichtsentwick-
lung besser unterstitzen.

Schulen in freier Tragerschaft:
Schulen in freier Tragerschaft runden
das Bildungsangebot in Niedersachsen
ab und sind eine starke Saule in der
niedersdchsischen Schullandschaft. Wir
werden die Finanzhilfe reformieren und
legen dabei Wert auf eine transparente
Finanzhilfe, die sich an den tatsachli-
chen Kosten der Schulerinnen und Schu-
ler an den staatlichen Schulen orientiert.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Inklusive Schule:

Inklusion bedeutet fir uns Freie Demo-
kraten, dass jede Schilerin und jeder
Schiler die Unterstitzung erhalten,

die der einzelne junge Mensch fir die
individuellen Bildungschancen benétigt.
Dafir wollen wir Gelingensbedingun-
gen definieren, die fir eine erfolgreiche
individuelle Beschulung notwendig
sind. Fir uns spielt es keine Rolle, ob
die Eltern sich im Falle eines sonder-
padagogischen Unterstitzungsbedarfs
fir eine inklusive Beschulung oder die
Beschulung an einer Forderschule ent-
scheiden. Wir werden diese Angebote
nicht gegeneinander ausspielen, son-
dern Eltern die Moglichkeit geben, sich
nach fachlicher Beratung fir die beste
Lernumgebung fir ihr Kind entscheiden
zu kénnen. Wir werden die verbliebe-
nen Forderschulen Lernen erhalten, so
lange wie Eltern diese Schulform wéh-
len. Dem insgesamt gestiegenen Bedarf
an Sonderpddagogen werden wir
Rechnung tragen und die Ausbildung
auch in diesem Bereich auf den tatséch-
lichen Bedarf hin anpassen. Wir werden
landesweite Qualitatsstandards fur die
Schulbegleitung etablieren.

11

Digitale Schule:

Wer unsere Kinder auf die Zukunft vor-
bereiten will, der muss das auch mit den
technischen Méglichkeiten der Gegen-
wart umsetzen kénnen. Das Leben in
einer digitalisierten Welt wird kinftig
eine der Schlusselkompetenzen dar-
stellen. Der Digitalpakt 2.0 des Bundes
bietet die Chance, dass Niedersachsens
Schulen sowie Schilerinnen und Schiler
mit moderner digitaler Infrastruktur aus-
gestattet werden. Wir wollen die Fort-
und Weiterbildung der Lehrkrafte fur
den Einsatz von digitalen Medien aus-
bauen und praxisorientierter gestalten.
Wir wollen die Schulen bei der Umset-
zung ihrer Medienbildungskonzepte
sowohl im technischen als auch im pé&d-
agogischen Bereich unterstitzen. Hierzu
werden wir spezielle Digitalpadagogin-
nen und -pddagogen nach estnischem
Vorbild und Systemadministratorinnen
und -administratoren zur Entlastung der
Lehrkrafte einsetzen. Der Einsatz von
digitalen Endgerdaten darf nicht dazu
fGhren, dass die Kinder frihzeitig auf
bestimmte Arten oder Marken von End-
gerdaten getrimmt werden. Auch hier hat
der Staat fir eine Neutralitat in der Bil-
dung zu sorgen. Wir werden daher die
digitale Infrastruktur so ertichtigen, dass
alle Anwendungen, inklusive der Ver-
waltungsanwendungen in Schule, web-
basiert und unabhéngig vom Endgerét
funktionieren. Unser Ziel ist hier eine
digitale Plattform, die Schulen méglichst
kostenlos zur Verfigung gestellt wird.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Digitale Endgerate sind als Lernmittel
anzuerkennen und fir Schilerinnen und
Schiler sowie Lehrkrafte bedarfsgerecht
zur Verfigung zu stellen. Wir erkennen
an, dass in Zeiten der Pandemie an eini-
gen Schulen Konzepte entwickelt wur-
den, wie moderner, digitaler Unterricht
gestaltet werden kann. Diese Konzepte
werden wir aufgreifen und sichern zuy,
besonders innovative Schulen mit dem
ndtigen Freiraum bei der Ausgestaltung
der digitalen Lernumgebung auszustat-
ten.

Medienkompetenz:

Wir werden die Medienkompetenz der
Lehrkrafte starken, ebenso wie die der
Schilerinnen und Schiler. Wir wollen
sie fit machen fir die digitale Welt, in
der wir heute schon leben und kinftig
leben werden. Wir wollen sie fir Daten-
schutz sensibilisieren, das Verstandnis
fir die Beeinflussung durch Algorithmen
starken und ein Bewusstsein fir Cyber-
mobbing schaffen.
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Wertschatzung fir Lehrkréifte:
Weltbeste Bildung braucht Wertsché-
zung gegenuber dem Lehrerberuf und
den Lehrkraften im Land. Neben der Ein-
stiegsbesoldung A 13 machen wir uns
stark fur die Wiedereinfihrung der Alters-
ermafligung ab 55 Jahren, die Entlastung
durch kleinere Klassen und Entlastung
der Schulleitungen durch Funktionsstellen
und Anrechnungsstunden, insbesondere
in kleineren Systemen. Damit sich die
Lehrkréafte vollumfanglich ihrem Bildungs-
und Erziehungsauftrag widmen kénnen,
muss Schule umfassen entbirokratisiert
werden. Lehrkrafte werden immer héu-
figer Opfer von physischer und psychi-
scher Gewalt. Wir wollen daher ent-
schieden gegen Gewalt gegen Lehrkrafte
vorgehen.

Lehrerausbildung:

Unser Ziel ist eine Bildungspolitik, die,
ausgehend von den héchsten Anspri-
chen fir eine weltbeste Bildung, iGber
das Ende einer Legislaturperiode hinaus-
denkt und plant. Die Lehrerausbildung
muss besser auf die Lebensrealitat in
Schule und der Schilerinnen und Schi-
ler ausgerichtet sein, einen hohen Praxis-
anteil umfassen und immer wieder Uber-
prift und angepasst werden. Die Vielfalt
der Schulen wird sich auch weiterhin

in der Lehrerausbildung widerspiegeln.
Berufsquereinsteiger werden wir beim
Einstieg starker fordern und insbeson-
dere padagogisch fit machen vor dem



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

ersten eigenverantwortlichen Unterricht.
Auch muss das Lehramtsstudium zwi-
schen Wissenschafts- und Kultusministe-
rium besser verzahnt werden. Dies gilt
fir die Planung der Studienplatzzahlen
ebenso wie fir die inhaltliche Ausge-
staltung von Studium und Referendariat.
Beide Ausbildungsphasen missen neuen
digitalen Anforderungen geniigen und
die schulformaddaquaten Curricula sind
auf fachwissenschaftlicher Grundlage
weiterzuentwickeln.

Schule und Gesundheit:

Wir werden den Einsatz von Schulge-
sundheitsfachkréaften als wichtige Anlauf-
stellen fir die Gesundheitsvorsorge und
firsorge erproben.

Kostenfreie Schilerbeforderung:
Die Ausweitung der kostenfreien Nut-
zung des OPNV fiir Schillerinnen und
Schiler im Sekundarbereich Il ist fir uns
eine Frage der sozialen Gerechtigkeit.
Wir werden daher dafir Sorge tragen,
dass landesweit die Schilerinnen und
Schiler des Sekundarbereichs Il analog
zu den Schilerinnen und Schilern des
Primar- und Sekundarbereichs | Zugang
zur kostenfreien Schilerbeférderung
erhalten. Das gilt auch und insbeson-
dere fir Auszubildende, daher werden
wir die Mogelpackung der Grofden
Koalition durch ein echtes Azubi-Ticket
ersetzen.
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Gestaltung der Schule der
Zukunft:

Moderne Unterrichtsformen spiegeln
sich auch in anderen Raumstrukturen
und -gestaltung in den Schulen der
Zukunft. Statt jede Kommune eigene
Erfahrungen sammeln zu lassen, sollte
das Land Empfehlungen zum Schulbau
erarbeiten und den Kommunen als Tré-
gern der Schulgebdude zur Verfigung

stellen.



2, WISSENSCHAFT, HOCHSCHULE UND FORSCHUNG

Fir uns Freie Demokraten ist die Hochschul-, Wissenschafts- und Forschungspolitik von

herausragender Bedeutung. Die Herausforderungen des Klimawandels, der Pandemie
sowie der dkonomischen und gesellschaftlichen Transformationsprozesse kdnnen nur mit
der Wissenschaft bewaltigt werden. Die Entwicklung von Ideen und Innovationen sowie
die Vermittlung von Wissen und Kompetenzen sind die Grundlage unseres Wohlstandes.
Die Hochschul- und Wissenschaftspolitik darf daher nicht langer ein Schattendasein fih-
ren, sondern muss als origindre Landesaufgabe in das Scheinwerferlicht der Landespolitik
gerickt werden.

Mit mehr Autonomie, besseren finanziellen Rahmenbedingungen, einer Digitalisierungsof-
fensive und einem Investitionsturbo wollen wir den Wissenschaftsstandort Niedersachsen
aus dem bundesdeutschen Mittelmaf3 herausfihren. Das Land muss zum Magneten fir
die kligsten Képfe werden, Exzellenzstatus anstreben und auf héchstem Niveau lehren.

KERNPROJEKT - KONKURRENZFAHIGE UND VERLASSLICHE
GRUNDFINANZIERUNG DER HOCHSCHULEN IN NIEDERSACHSEN:

Wir wollen, dass die niedersachsischen Hochschulen im Wettbewerb um die besten
Kopfe durchsetzungsfahig und bei der Beteiligung an Exzellenzverfahren konkurrenz-
fahig sind. Landeszuschisse missen dabei auch den Mehrbedarf aus Tarif- und Besol-
dungsrunden sowie einen pauschalen Inflationsausgleich fir das Sachmittelbudget
bericksichtigen. Die herausragende Rolle der Hochschulen fir wirtschaftlichen, techno-
logischen und gesellschaftlichen Fortschritt muss sich auch in der Haushaltspolitik des
Landes widerspiegeln.
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KERNPROJEKT - HOCHSCHULFREIHEITSGESETZ:

Wir wollen das Niedersdchsische Hochschulgesetz novellieren und zu einem echten
Hochschulfreiheitsgesetz machen. Nach dem Vorbild von Nordrhein-Westfalen werden
wir den Hochschulen mehr Autonomie geben. Dies gilt im Besonderen fir das Personal,
die Finanzen, die Organisation und den Baubereich. Konkret wollen wir etwa das pro-
fessorale Berufungsrecht allgemein und auf Dauer auf die Hochschulen Ubertragen, die
Altersbeschrankung fur die Berufbarkeit von Professorinnen und Professoren in ein Beam-
tenverhaltnis flexibilisieren und die Hochschulen in die Arbeitgeberposition unter Beibe-
haltung von Mitbestimmungsrechten und Tarifgebundenheit versetzen. Uberdies wollen
wir fur die Hochschulen und die Hochschulverbinde, die dies wiinschen, ein selbststan-
diges Bauen im Rahmen eines Optionsmodells ermdglichen und Autonomie Uber die Lie-
genschaften gewdhren. Ferner streben wir an, den Hochschulen volle finanzielle Hoheit
Uber einmal ausgezahlte Landesmittel zu geben und ihnen Eigenverantwortung in der
Binnenorganisation zu Uberlassen. Deregulierungen der Vergangenheit dirfen nicht rick-
gangig gemacht werden. Das Land muss seinen Hochschulen mehr vertrauen und ihnen
mehr Freiheiten und Experimentierrdume geben.

KERNPROJEKT - INVESTITIONSOFFENSIVE:

Mit einer Investitionsoffensive fir die Hochschulen wollen wir dem Investitionsstau begeg-
nen, der, zusdtzlich zum betréchtlichen Investitionsbedarf in der Universitatsmedizin,
rund 4,3 Mrd. Euro betragt. Grundlage fir den Abbau des Sanierungs- und Moderni-
sierungsstaus an den Hochschulen ist eine transparente Vermdgenserfassung, die eine
Priorisierung von InvestitionsmaBBnahmen und eine bessere Planbarkeit fir die Hochschu-
len erméglicht. Offentlich-Private-Partnerschaften (OPP) betrachten wir neben direkten
staatlichen Investitionen als einen wichtigen Baustein, um diesen Investitionsbedarfen zu
begegnen. In diesem Zusammenhang muss auch der Hochschulentwicklungsvertrag ab
dem Jahr 2024 zu einem langerfristigen Hochschulrahmenvertrag umgebaut werden, der
den Hochschulen in den Bereichen Grundfinanzierung, Sanierung und Digitalisierung
mehr Planungssicherheit gibt.
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KERNPROJEKT - DIGITALE HOCHSCHULE:

Die systematischere Vernetzung analoger und digitaler Lehr- und Lernformate wollen wir
ermoglichen und finanzieren. Gemeinsam mit den Hochschulen wollen wir die digitale
Transformation von Forschung, Lehre und Verwaltung beschleunigen und mittelfristig eine
,Digitale Hochschule Niedersachsen” (DHN) entwickeln. Nach dem Vorbild der Virtuel-
len Hochschule Bayern wollen wir eine gemeinsame Einrichtung aller niedersachsischen
Hochschulen forcieren, die den Austausch digitaler Lehre koordiniert und die Maglichkeit
schafft, dass alle niedersachsischen Studierenden die digitalen Angebote aller nieder-
sachsischen Hochschulen, insbesondere im Grundlagenstudium, nutzen kénnen. Dazu
sollen vorhandene Angebote gebindelt, vernetzt und ergénzt werden.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Bessere Studienbedingungen:

Die Studienbedingungen in Niedersachsen missen die besten der Bundesrepublik sein.
Dies betrifft die personelle, rdumliche und scchliche Ausstattung, die Betreuungsrela-
tion, die Ausstattung von Bibliotheken und die Digitalisierung von Lehrveranstaltungen.
Die niedersachsischen Hochschulen missen die Talente von morgen anziehen. Dafir
muss, mindestens an einzelnen Hochschulstandorten, eine Senkung der Semesterbei-
trage geprift werden. Wir wollen ferner mittelfristig die finanziellen Zuschisse an die
Studierendenwerke erhchen, um nationale Studierende bei den Wohnkosten zu ent-
lasten und internationalen Studierenden ein gutes Wohnangebot machen zu kdnnen.
Europdische Austauschprogramme wollen wir auf allen Ebenen unterstitzen und dafir
einen Status fir Europastudierende und so genannte Freemover im Niedersachsischen
Hochschulgesetz verankern.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Chancengerechtigkeit:
Wir wollen sicherstellen, dass aus-

schlieBlich die Leistung und das Engage-

ment und nicht die soziale Herkunft der
Studierenden Uber ihren Bildungserfolg
entscheiden. Dazu werden wir ein Lan-
desprogramm auflegen, das Studien-
anféngerinnen und Studienanfangern
aus einkommensschwachen Haushalten
ein Stipendium fir den Studienbeginn
gewdhrt. Die Initiative Arbeiterkind wol-
len wir weiter fordern. Daneben setzen
wir uns fir die Maglichkeit von Schnup-
pertagen an Universitdten sowie den
Aufbau eines studentischen Mentee-Pro-
gramms ein. Hierbei sollen Schilerinnen
und Schiler die Méglichkeit des person-
lichen Austausches und Kontaktes mit
Studierenden erhalten, an universitaren
Veranstaltungen teilnehmen und erste
Einblicke in die Realitat der akademi-
schen Laufbahn gewinnen kénnen. Ziel
ist es, Hirden und personliche Hinde-
rungsgrunde fur die Aufnahme eines
Studiums abzubauen.

Wir begriBen auf Bundesebene die
geplante Anhebung der Minijob-Grenze
und die geplante BAf6G-Reform, die ein
unbirokratisches, flexibles und elternun-
abhéangigeres Fordermodell einschlief3t.

Wege aufzeigen:
Studienabbrecherinnen und Studienab-
brecher sollen eine detaillierte Aufstel-
lung ihrer im Studium erbrachten Leis-
tungen erhalten, um sich damit leichter
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fir praktische Berufe und eine berufliche
Ausbildung bewerben zu kénnen.

Uber Beratungsangebote fiir Studienab-
brecherinnen und Studienabbrecher fir
den Wechsel in eine Berufsausbildung
soll vermehr informiert werden. Die
Beratungsangebote sind in ihrer Arbeit
zu unterstutzen.

Faire Arbeitsbedingungen:

Die Arbeitssituation fir die Beschaftigten
im Hochschulwesen, insbesondere fiir
den akademischen Mittelbau und die
Lehrbeauftragten, wollen wir verbessern.
Dazu werden wir uns beim Bund fir
eine Reform der Befristungsregelungen
im Wissenschaftszeitvertragsgesetz ein-
setzen. Wir wollen die Hochschulen
zudem bei ihren Bemihungen unterstit-
zen, Nachwuchs-wissenschaftlerinnen
und -wissenschaftlern eine Anstellung
auf Tenure-Track-Basis von anzubieten.
Fir Daueraufgaben sind in gewissem
Umfang auch Dauerstellen vorzusehen.
Dies gilt insbesondere fir Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen und -wissenschaft-
ler, die hauptsachlich in der akademi-
schen Lehre tatig sind. Zur Starkung der
grundstandigen Lehre und Forschung an
den Hochschulen fir angewandte Wis-
senschaften soll dort nach Méglichkeit
je forschungsstarker Professur jeweils
eine Stelle als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin bzw. wissenschaftlicher Mit-
arbeiter eingerichtet werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Mentale Gesundheit in der
Wissenschaft:

Wir halten den Wettbewerb der
Ideen in der Wissenschaft fir eine
Grundlage des technologischen

und gesellschaftlichen Fortschritts.
Gleichwohl stellen wir aber auch

fest, dass das stark kompetitive
Wissenschaftssystem zu psychischen
Belastungen bei Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern fihren kann.
Darum wollen wir die psychischen
Belastungen in Forschung und Lehre
for Studierende und Forschende

in einer wissenschaftlichen Studie
untersuchen lassen. Mit den daraus
gewonnenen Erkenntnissen soll eine
Strategie entwickelt werden, um die
Mitglieder in den Hochschulen dabei
zu unterstitzen, sich frei zu entfalten
und ihr vollstandiges intellektuelles
und kreatives Potenzial anzuwenden,
und damit die Leistungsfahigkeit

der Wissenschaft in Niedersachsen
nachhaltig sicherzustellen. Dariber
hinaus sollen bestehende Beratungs-
und Hilfsangebote vor allem fir
Studierende, Promovierende und
Nachwuchswissenschaftler an den
Hochschulen verstetigt und ausgeweitet
werden. Wir setzen uns fir eine
Wissenschaft ein, die die individuellen
Lebensumstande der Menschen bei
der Bewertung ihrer wissenschaftlichen
Leistungen bericksichtigt.
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Attraktive Standortbedingungen:
Niedersachsens Hochschulen missen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler mit Weltrang anziehen und halten.
Dafir sind Vergitungsstrukturen aufzu-
brechen, die W-Besoldung anzupassen,
Berufungsverfahren zu verkirzen und
Lehrverpflichtungen flexibel auszugestal-
ten.

University Hubs:

Wir wollen die Einrichtung von Uni-
versity Hubs forcieren und das Oko-
system fur Start-ups und Spin-offs an
den Hochschulen verbessern. Diese
sollten die jeweilige Hochschule beim
Wissenstransfer unterstitzen und zent-
ral im Land durch das Innovationszen-
trum Niedersachsen begleitet werden.
Unterstitzungsangebote kénnen bei-
spielsweise rechtliche, fiskalische und
buchhalterische Beratung umfassen.

Die University Hubs sollen sich auch fir
andere Gesellschafter offen zeigen, ver-
netzt im Land arbeiten und auBerdem
Zugang zu einem neuen landeseigenen
Venture-Capital-Fonds haben. Hoch-
schulen soll so die Maglichkeit direkter
Beteiligung gegeben werden. Neben
flexiblen Grindungssemestern sind iber-
dies Grindungszonen und studentische
Grindungsgesellschaften zu ermagli-
chen. Wir wollen dariber hinaus Praxis-
beziige im Studium und Kooperationen
mit kleinen und mittelstandischen Unter-
nehmen férdern und die Absolvierung
von Pflichtpraktika flexibilisieren.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Wissenschaftsfreiheit:

Wir verteidigen die Freiheit von Wis-
senschaft, Forschung und Lehre. Allen
Versuchen, die Arbeit von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern an nie-
dersachsischen Hochschulen zu behin-
dern oder zu beeintrachtigen, erteilen
wir eine klare Absage. Wenn die Ein-
richtung so genannter Konfuzius-Institute
an niedersdchsischen Hochschulen mit
einer Einflussnahme durch die Volksrepu-
blik China oder die Kommunistische Par-
tei Chinas einhergehen, missen entspre-
chende Kooperationen beendet werden.

Professionalitat und Exzellenz:
Den Wissenschaftsstandort Niedersach-
sen wollen wir mit einer besseren finan-
ziellen und strategischen Vorbereitung
der Exzellenzstrategie, neuem Mut zu
hochschulstandortbezogenen Schwer-
punktsetzungen, einem umfassenden
Birokratieabbauprogramm sowie einer
kritischen Evaluation der Hochschulver-
waltungen starken. In Zusammenarbeit
mit zentralen Stakeholdern, wie der
Landeshochschulkonferenz (LHK) und
der Wissenschaftlichen Kommission Nie-
dersachsen (WKN), wollen wir weitere
Instrumente zur Aufwertung des Wissen-
schaftsstandortes Niedersachsen identi-
fizieren und umsetzen.
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Hochschulen fir angewandte
Wissenschaften:

An den Hochschulen fir angewandte
Wissenschaften wollen wir mehr Stu-
dienplatze und eine bessere Vernetzung
zwischen Berufsausbildung und akade-
mischem Studium schaffen sowie den
Praxisbezug im Studium starken. Zur
Weiterentwicklung kooperativer Promo-
tionsverfahren zwischen Universitaten
und Hochschulen fir angewandte Wis-
senschaften wollen wir ein gemeinsames
Promotionskolleg von Hochschulen fir
angewandte Wissenschaften prifen.
Private Hochschulen sehen wir als Berei-
cherung und Teil einer vielfaltigen Hoch-
schullandschaft und wollen fir sie den
regulatorischen Rahmen verbessern.

Berufsakademien:

Die Berufsakademien als Motor der
Fachkraftebildung und der Fachkrafte-
bindung werden wir unterstitzen. Wir
wollen das Niedersachsische Berufs-
akademiegesetz weiterentwickeln und
Berufsakademien, die sich besonderen
Qualitatsstandards stellen, den Zugang
zum professoralen Bereich fir entspre-
chend qualifizierte Dozentinnen und
Dozenten erdffnen. Weitere regulatori-
sche Wettbewerbsnachteile wollen wir
in diesem Zuge konsequent abbauen.
Wir streben zudem an, Berufsakade-
mien auf Grund ihrer landespolitischen
Bedeutung finanziell zu unterstitzen,
beispielsweise im Bereich der Digitalisie-
rung oder beim Wissens- und Techno-
logietransfer.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Musik- und Kunsthochschulen:
Wir wollen Musik- und Kunsthochschulen
einen neuen Stellenwert geben. Dieser
Hochschultypus leidet aktuell unter einer
eklatanten Raumnot und an unbesetzten
Professuren, die trotz steigender Studie-
rendenzahlen aus Finanzgrinden nicht
berufen wurden. Wir wollen die bau-
lichen, personellen und regulatorischen
Rahmenbedingungen fir die betroffenen
Hochschulen verbessern, um den kinst-
lerischen Nachwuchs und die musikpa-
dagogische Ausbildung zu sichern. Dies
gilt auch fir die postgraduale Phase an
den kinstlerischen Hochschulen.

Wissenschaft und Weiterbildung:
Wir wollen die Hochschulen dabei
unterstUtzen, starker als bisher auf dem
Weiterbildungsmarkt zu agieren und
ihre Bildungsexpertise einzubringen.
Wir stehen in diesem Zusammenhang
fir einen Ausbau der Alumni-Kultur,
einen besseren Zugang fir Berufstatige
ohne akademischen Abschluss, eine
Reform zur Heranziehung des Lehrdepu-
tats fir den Weiterbildungsbereich, eine
Einbeziehung der Weiterbildung in die
Kapazitatsverordnung, einen besseren
Zugang zur Hochschulinfrastruktur for
Externe und fir eine Ausweitung der
Teilzeit- und Fernstudienangebote ein.
Ferner bendtigen wir eine landesweite
digitale Plattform, auf der die Weiter-
bildungsangebote der Hochschulen als
Open Educational Resources (OER) in
Niedersachsen erfasst und dargestellt
werden.
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Humanmedizin:

Deutschland leidet seit Jahren unter
Arztemangel — insbesondere im land-
lichen Raum. Daher ist die Anzahl der
Studienplatze fir Humanmedizin an den
Standorten Géttingen, Hannover und
Oldenburg weiter bedarfsgerecht stei-
gern. Ferner soll Medizinstudierenden
zukinftig im Rahmen ihrer Ausbildung
ein besseres Angebot zum persdnlichen
Umgang mit Tod und Leiden sowie

mit Behandlungsfehlern zur Verfigung
gestellt werden. Die Forschungsférde-
rung muss in gesundheitsbedrohlichen
Krisensituationen priorisiert stattfinden
kénnen. Hierfir brauchen wir Shared-
Service-Plattformen sowie Bericht- und
Meldeverfahren in Forschungseinrichtun-
gen und Gesundheitsamtern, die mithilfe
der Digitalisierung effizienter abgewi-
ckelt werden kénnen.

Vielféltige Hochschule:

Wir streben eine noch inklusivere,
diversere und familienfreundlichere
Hochschule an. So soll unter anderem
die digitale Transformation der Lehre
an Hochschulen zu mehr Flexibilitat im
Studierendenalltag beitragen und Eltern
sollen ihre Lehr- und Forschungszeiten
grundsatzlich selbstbestimmter festlegen
kénnen. Kinderbetreuungsplatze an
Hochschulen sind auszubauen und die
Rahmenbedingungen fir Doppelkarrie-
ren von Eltern an oder im Umfeld von
Hochschulen missen verbessert werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Universitédre und au3eruniversi-
tdre Forschung:

Wir stehen fir eine engere Verbindung
zwischen universitarer und auf3eruni-
versitarer Forschung ein. Wir begrifien
eine Starkung der Stellung der Hoch-
schulen in der Programmfdrderung

beim Bundesministerium fir Bildung

und Forschung. AuBeruniversitdre For-
schungseinrichtungen wie die Helmholtz-
Gemeinschaft, die Leibniz-Gesellschaft,
die Max-Planck-Gesellschaft und die
Fraunhofer-Gesellschaft sind unverzicht-
bare Saulen des Forschungsbetriebes.
Wir wollen es Forschungseinrichtungen
einfacher machen, Patente zu verwer-
ten, mit Unternehmen zu kooperieren
oder eigene Unternehmen zu grinden.
Durch die Férderung von Ausgrindun-
gen, gunstigen Gewerbeflachen und der
Ansiedlung von Grof3forschungseinrich-
tungen des Bundes wollen wir Nieder-
sachsen auf die nachste forschungspoliti-
sche Stufe heben.

Forschung und Wirtschaft:

Wir wollen Wirtschaft und Forschung
besser vernetzen. Offentliche Ausgaben
fir Forschung und Innovation verfigen
kurz- und langfristig sowie konjunktur-
unabhdngig Uber eine hohe Rendite fir
eingesetztes Steuergeld. Privates Kapi-
tal und Expertise konnen diesen Effekt
noch starker hebeln. Die Attraktivitat
von Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung muss daher gesteigert werden.
Die Verfahren zur Beantragung der
Forschungszulage sollen in den Finanz-
amtern priorisiert abgewickelt werden.
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In diesem Zusammenhang wollen wir
auch Forschungspramien fir kleine und
mittlere Unternehmen prifen. Wir wol-
len Uberdies, dass die wirtschaftliche
Entwicklung des Landes Niedersachsen
weiterhin wissenschaftlich begleitet wird
und mehr Mittel fir den konomischen
Forschungsbereich bereitstellen.

Open Science:

Wir wollen eine liberale Open-Science-
Agenda etablieren, die die Forderung
von Open Data, Open Access und
Reproduzierbarkeit in der Wissenschaft
zum Gegenstand hat. Dazu werden wir
die Hochschulen bei der Entwicklung
und Umsetzung ihrer Open-Science-Stra-
tegien unterstitzen und die Entstehung
eines landesweiten Forschungsdaten-
repositoriums als Kooperationsprojekt
der niedersachsischen Hochschulen for-
dern. In den Férderausschreibungen des
Landes sollen der offene Umgang mit
Forschungsdaten, -methoden und -ergeb-
nissen als wichtige Kriterien zghlen.

Forschungsschwerpunkte:

Durch die intelligente Férderung von ein-
zelnen Forschungsprojekten wollen wir
strategisch wichtige Forschungsschwer-
punkte Wesentliche Zukunftsthemen, wie
etwa die Life Sciences oder die Quan-
ten- und Wasserstofftechnologie, wollen
wir forschungspolitisch aufwerten und
mehr Lehrstihle in den Bereichen kinstli-
che Intelligenz und Robotik erméglichen.
Das Quantum Valley Lower Saxony
sehen wir als facheribergreifendes Vor-
bild fir weltweite Spitzenforschung aus

Niedersachsen.



3. DIGITALE GESELLSCHAFT

Wir verstehen die Digitalisierung als eine der grofiten Chancen und Herausforderungen

unserer Zeit. Sie schafft zudem die Méglichkeit, die Birgerinnen und Birger zu einem
selbstbestimmten Leben zu befdhigen. Und sie bildet die Grundlage fir weitreichende
wirtschaftliche und gesellschaftliche Innovationen. Eine neue Digitalpolitik beschrénkt sich
daher nicht nur auf Fragen der Infrastrukturen und Technologien als Standortfaktor, son-
dern hat einen besonderen Schwerpunkt auch bei Bildung und Teilhabe. Digitalisierung
wirkt daher in viele andere Themen hinein. Funkldcher und fehlende Anbindung verhin-
dern wirtschaftliche Entwicklungen, etwa weil die Zusammenarbeit und Arbeitsteilung mit
Geschdaftspartnern nicht funktioniert oder weil Auftrége verloren gehen. Eine flachende-
ckende Versorgung mit einem hochleistungsfahigen Netz tber Glasfaser und Mobilfunk
ist daher unerl@sslich.

KERNPROJEKT - FUNKLOCHFREIES NIEDERSACHSEN:

Niedersachsen ist weiterhin von Funkléchern Ubersat. Statt wie versprochen bis Ende
2021 eine flachendeckende 4G-Mobilfunk-Versorgung sicherzustellen, hinterlasst die
aktuelle Regierung ein nicht abgearbeitetes Funklochkataster. In einem echten Mobilfunk-
pakt missen, gemeinsam mit den Anbietern und den Kommunen, die notwendigen Glas-
faser-Ausbaukorridore fir die weif3en Flecken ermittelt werden. Diese werden dann durch
Forderprogramme gezielt geschlossen und die Mobilfunkinfrastruktur errichtet — nutzbar
fir alle Anbieter, entweder durch Férderung oder als Eigenausbau. Bei der Genehmi-
gung neuer Standorte wollen wir durch pauschalierte Standards und Maf3nahmen zur
Planungsbeschleunigung zigiger agieren. Dariber hinaus werden wir mit den Anbietern
Uber regionale Roaming-Konzepte verhandeln.
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KERNPROJEKT - 2025 UBERALL SCHNELLES INTERNET DURCH GLASFASER:

Niedersachsen braucht bis 2025 iberall schnelles Internet durch Glasfaser. Lediglich ein
Drittel aller Gewerbegebiete verfigt Uber eine Glasfaseranbindung. Lediglich 40 % der
Schulen sind an Glasfaser angeschlossen oder aber lediglich in der Anschlussplanung.
Und 87 % aller Privatgebdude haben keinen Glasfaseranschluss. und die Landesregie-
rung hat hier das Ziel 2025 bereits aufgegeben. Wir werden auf einem Glasfaser-Gip-
fel mit den Kommunen und den Anbietern eine Priorisierung der sofortigen Anschluss-
notwendigkeiten abstimmen. Der eigenwirtschaftliche Ausbau hat Vorrang. Allerdings
werden wir nicht die Augen davor verschlie3en, dass der eigenwirtschaftliche Ausbau
vielerorts noch kein ausreichendes Glasfasernetz erméglicht hat. Wir wollen Anreize
abbauen, durch die Anbieter um den Ausbau von Netzinfrastruktur konkurrieren. Es ist
nicht zufriedenstellend, dass mancherorts eine mehrfache Glasinfrastruktur geschaffen
wurde, wahrend an anderen Orten Niedersachsens gar kein Glasfasernetz vorhanden
ist. Der Wettbewerb soll auf dem Netz und nicht um die Netzinfrastruktur stattfinden.
Wer das Glasfasernetz ausbaut, muss dafir wirtschaftliche Anreize haben, aber darf
eben auch keine unzumutbaren Barrieren fir andere Anbieter schaffen, das Netz zu nut-
zen. Sollte fir diese Missstande beim Glasfaser-Gipfel keine gemeinsamen Lésungen mit
den Anbietern gefunden werden, missen starkere Eingriffe der &ffentlichen Hand in den
Netzausbau méglich sein. Beispielsweise dirfen notwendige Markterkundungsverfahren
nicht fir hohen Aufwand und lange Verzégerungen sorgen, um mit 6ffentlichen Mitteln
einen Netzausbau dort voranzutreiben, wo dies im eigenwirtschaftlichen Ausbau Gber
Jahre nicht gelungen ist. Insbesondere dort, wo der Nachholbedarf am grafiten ist, allen
voran weif3e Flecken, Schulen und Gewerbegebiete, investieren wir. Unter Wahrung des
Investitionsschutzes werden wir Open Access zu fairen Bedingungen erméglichen. Wir
sorgen fir Tempo beim Infrastrukturausbau durch schlanke digitale Antrags- und Geneh-
migungsverfahren, Normierung alternativer Verlegetechniken und Aufbau eines landes-
weiten Gigabit-Grundbuchs, das idealerweise zusammen mit der Initiative des Bundes
hierzu aufgebaut wird.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

WLAN-Offensive:

WLAN-Angebote ergénzen nicht nur
das mobile Internet und kénnen hohe
Bandbreiten abbilden. Sie stellen auch
ein attraktives Angebot dar und machen
Innenstadte und manchmal sogar auch
Behdrdengdnge interessanter. Daher
wollen wir alle 277 Gebaude des Lan-
des mit offentlichen WLAN innen und
auBBen ausstatten. Wir werden hierfir
auch ein NDS-WLAN zur kostenlosen
Nutzung anbieten und Kommunen fir
lhre Innenstadte oder besondere touris-
tische Orte attraktive Férderprogramme
anbieten.

Klare Struktur durch ein
Digitalministerium:

Die Vergangenheit hat gezeigt, dass
geteilte Zustandigkeit und Verantwor-
tung zu Stillstand fihrt. Daher muss es
in der Landesregierung ein Digitalminis-
terium geben, der sowohl fir den Teil
der Infrastruktur, die Regulierung, die
Datensicherheit, die digitale Verwaltung
und auch die technische Ausstattung
der Verwaltung zustandig ist. Durch die
bisherige Aufteilung der Aufgaben gibt
es unndtige Kompetenzfragen und ein
Abschieben von Verantwortung.
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Kinstliche Intelligenz:

Der Einsatz kinstlicher Intelligenz ist
eine Triebfeder fir die Verénderungen
unserer Arbeitswelt. Wir sind deswe-
gen Uberzeugt: Wer international den
Anschluss in dieser wichtigen Schlissel-
technologie verliert, verliert damit auch
wesentliche Gestaltungsméglichkeiten
unserer Arbeitswelt. Politik ist deswegen
gefragt, dem Themenbereich der Kinst-
lichen Intelligenz einen zentralen Stellen-
wert in der nationalen wie europdischen
Forschungsférderung und -strategie
einzurdumen. Gleichermaf3en ist Politik
gefragt, einen gesellschaftlichen wie
juristischen Konsens Uber den Einsatz
kinstlicher Intelligenz herbeizufihren.
Fragen von Haftung und Ethik missen
nicht nur gestellt, sondern auch beant-
wortet werden, um nicht zum dauer-
haften Bremsklotz von Entwicklung zu
werden. Die aktuelle Kl-Initiative der
Bundesregierung wird diesem Anspruch
nicht im Ansatz gerecht und muss drin-
gend erneuert werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Niedersdchsische Coding-
Initiative:

Wir wollen sicherstellen, dass Schi-
lerinnen und Schiler bereits wahrend
ihrer Schulzeit Erfahrungen mit dem
Programmieren sammeln kénnen. Vor-
urteile und Stereotypen gegeniber dem
Programmieren missen abgebaut und
junge Menschen fir das Programmieren
begeistert werden. Dariber hinaus wol-
len wir mit der Férderung von Coding
Bootcamps und Mentorenprogrammen,
die gezielt auf den Bedarf auf dem IT-

Arbeitsmarkt ausgerichtet ist, ein niedrig-

schwelliges Angebot fir den Querein-
stieg in die IT schaffen.
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Cybersicherheit starken:

Mit Blick auf die zunehmende Gefahr-
dung von &ffentlichen Einrichtungen und
der Infrastruktur in Land und Kommunen
durch Cyberattacken, insbesondere
durch so genannte Ransomware, muss
die IT-Sicherheit der offentlichen Verwal-
tungen des Landes und der Kommunen
gestarkt werden. Die vom Bundesamt
for Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI) empfohlenen [T-Sicherheitsstan-
dards sollen durch das Land, aber auch
durch die Kommunen umgesetzt und
regelmaBig durch Sicherheitsaudits Gber-
pruft werden. Fir durch Cyberattacken
hervorgerufene Notlagen in den offent-
lichen Verwaltungen sollen praktische
Handlungsanleitungen und Notfallpléne
fir Cyberattacken vorgehalten werden.
Dafir sind die Kapazitaten des Nieder-
sachsen-CERT auszubauen und auch
praventive Beratungsangebote fir die
Kommunen vorzusehen.



4. FINANZEN UND STEUERN

Solide Finanzen sind die Basis fir eine erfolgreiche und generationengerechte Politik.
Wir Freie Demokraten stehen fir ein einfaches und gerechtes Steuersystem, den verant-
wortungsvollen Umgang mit Steuereinnahmen und die Einhaltung der Schuldenbremse.
Ziel liberaler Finanz- und Haushaltspolitik ist es, bei geringstmdglichen staatlichen Kon-
sumausgaben mehr in die Zukunft zu investieren. Eine konsequente Aufgabenkritik, aber
auch eine transparente volkswirtschaftliche Bilanzierung unter Einbeziehung auch aller
langfristige Verpflichtungen und der Gegeniberstellung des Landesvermégens schafft
dafir eine ehrliche haushalterische Basis.

Damit die niedersachsischen staatlichen Institutionen weiterhin ihre Kernaufgaben in den
Bereichen Bildung, Justiz, Innere Sicherheit und Infrastruktur wahrnehmen kénnen, braucht
es eine Dekade der Investitionen. Dafir streben wir auf Landesebene auch neve Wege
an. Dort, wo es sinnvoll und verfassungsgemaf ist, wollen wir offentliche-rechtliche Part-
nerschaften initiieren und die gezielte Finanzierung Gber den Kapitalmarkt erméglichen.

Fur die Wirtschaft gilt weiterhin: Private vor Staat! Unternehmen mussen sich langfristig
am Markt ohne staatliche Férderung bewahren kénnen. Oftmals ist ein Unternehmen
ohne staatliche Beteiligung oder Einflussnahme auch erfolgreicher. An diesem Maf3stab
orientiert sich nicht nur die liberale Wirtschaftspolitik, sondern auch die Notwendigkeit
fir Staatsbeteiligungen.

Wir wollen zukiinftige Uberschiisse, Mehreinnahmen oder sonstige entstehende Haus-
haltsspielraume vorrangig fir Investitionen in die Infrastruktur nutzen. Wir werden die
haushaltspolitischen Prioritaten Schritt fir Schritt auf Ausgaben legen, die der Modernisie-
rung des Landes dienen. Dazu gehdren, neben Investitionen in Infrastruktur, auch Ausga-
ben fir Bildung, Forschung, Innovationen und Digitalisierung.

KERNPROJEKT - DREI-SAULEN-MODELL FUR EINE NEUE
INVESTITIONSDEKADE:

Niedersachsen steht vor einem riesigen Investitionsstau, fir den die aktuelle Landesregie-
rung keinen Plan und keine Lésung hat. Hochschulen, Universitdtsmedizin, Krankenhau-
ser, Polizeigebdude oder Gerichte — quasi bei allen Landesliegenschaften besteht drin-
gender Handlungsbedarf, der nicht langer aufgeschoben werden kann. Wir gehen von
einem Investitionsbedarf in Hohe von etwa 10 Milliarden Euro in den ndchsten 10 Jahren
aus.

26



O
Z
>
[+ <
—
-
2
[+
™
Q
°)
2

Als erste Saule einer neuen Investitionsdekade wollen wir fir die Modernisierung des
Landes gezielt staatliche Mittel bindeln und gleichzeitig auf privates Kapital setzen.
Dafir wollen wir Modernisierungspartnerschaften im Rahmen von standardisierten
Offentlich-Privaten-Partnerschaften (OPP) auf den Weg bringen, die durch engmaschige
parlamentarische und gesellschaftliche Kontrolle nicht nur finanzielle, sondern vor allem
auch qualitative und zeitliche Vorteile sowie Effizienzgewinne bei Herstellung und Betrieb
erzielen kénnen. Wir wollen dafiir ein Kompetenzzentrum OPP aufbauen, das alle rele-
vanten Risiken und Chancen evaluiert und geeignete Projekte im Sinne des Landes und
der Birgerinnen und Birger begleitet und gestaltet.

Als zweite Saule wollen wir die NBank von einer klassischen Férderbank zu einer Investi-
tionsagentur weiterentwickeln. Durch die Vergabe von Darlehen am Kapitalmarkt mit For-
derleistungen des Landes, die in Form von Zinsvergunstigungen, Tilgungsnachlassen oder
Garantien flieBen kénnen, besteht die Mdglichkeit, neue Handlungsfelder zu erschief3en.
Diese kdnnen in den Bereichen Krankenhausinvestitionen, Wohnraumférderung, nach-
haltige Mobilitat und Digitalisierung liegen und Potenziale fir noch mehr Investitionen
schaffen.

Die dritte Saule besteht in der Schaffung eines Sondervermégens zur Modernisierung
der Landesliegenschaften. Wir wollen, dass das Land selbst aktiv und nachhaltig die
Sanierung und Modernisierung des Landes angeht — mit einem langfristigen Plan und
struktureller Finanzierung. Nicht fir alle Vorhaben sind indes OPP geeignet. Deswegen
sind staatliche Eigenfinanzierungen unabdingbar. Hierfir halten wir es fir angemessen,
ein Sondervermdgen mit dem Zweck der Modernisierung der Landesliegenschaften mit
iahrlich 100 Millionen Euro auszustatten.
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KERNPROJEKT - ABSCHAFFUNG DER STRASSENAUSBAUBEITRAGE:

Mit der Erhebung von StraBenausbaubeitragen walzt der Staat eine dffentliche Aufgabe
auf die Birgerinnen und Birger ab. Mit hohen Geldforderungen verbrauchen Kommunen
die Altersvorsorge vieler Menschen und treibe diese in den finanziellen Ruin. Wir fordern
die Abschaffung der gesetzlichen Méglichkeit, dass Kommunen eine Straf3enausbaubei-

tragssatzung verabschieden kénnen und fordern eine Kompensation der finanziellen Aus-

falle durch das Land.

STEABS

KERNPROJEKT - FREIBETRAG BEI DER GRUNDERWERBSSTEUER:

Eigentum ist eine tragende Saule der Sozialen Marktwirtschaft. Besonders junge Familien
und Birgerinnen und Birger mit kleinem und mittlerem Einkommen haben es aber immer
schwerer, Wohneigentum zu erwerben. Wir wollen die Schaffung von Wohneigentum
unterstitzen. Wir wollen Anreize fir mehr Eigentimer schaffen und auf der Basis einer
neuen bundesrechtlichen Regelung einen Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer einfih-
ren. Jede und jeder soll fir eine privat genutzte Immobilie einen Freibetrag von 500.000
Euro erhalten.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Faire Steuvern:

Auch ein schlanker Staat braucht Steuer-
einnahmen. Das deutsche Steuersystem
muss dafir gerechter und unkomplizier-
ter werden. Die Birgerinnen und Birger
missen sich sicher sein konnen, dass
sie im angemessenen Verhaltnis zu ihrer
Leistungsfahigkeit besteuert und eigene
Leistungen gefordert werden. MafBgabe
fir das Gesamtsteueraufkommen muss
ein ,So viel wie nétig, so wenig wie
moglich” sein. Ziel muss aber auch sein,
klare Verantwortlichkeiten auf der Ein-
nahmen- und Ausgabenseite zu schaf-
fen. Nur so kann es langfristig zu einer
soliden Haushaltspolitik des Bundes und
der Lander kommen.

Steuerbremse:

Wenn der Staat den Birgerinnen und
Birgern mehr als die Halfte der Ertrage
wegnimmt, ist dies leistungsfeindlich.
Deswegen soll Niedersachsen sich fir
die Verankerung einer Steuerbremse im
Grundgesetz einsetzen. Der Staat soll
Uber direkte Steuern und Sozialabgaben
nicht mehr als die Halfte der Ertrage
einer Birgerin oder eines Birgers verein-
nahmen kénnen.
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Abschaffung der Gewerbesteuer:
Wir wollen durch die aufkommens-
neutrale Abschaffung der Gewerbe-
stever und die Schaffung von eigenen
Hebesatzen bei der Einkommensteuer
und Kérperschaftstever das finanzielle
Fundament der Kommunen verl@sslicher
gestalten. Die Belastung fir die Unter-
nehmen und die Birgerinnen und Birger
soll dadurch nicht steigen. AuBBerdem ist
eine Abschaffung der Gewerbesteuer
auch ein Beitrag zur Steuervereinfa-
chung. Anreize zu Steuererhdhung im
Finanzausgleich bei der Grundsteuer
und der Gewerbesteuer wollen wir
beseitigen und eine Steuerbremse im
kommunalen Finanzausgleich schaffen.

FiUr eine verlassliche
Schuldenbremse:

Die Schuldenbremse muss auch in der
Zukunft Bestand haben. Nur mit weniger
Schulden, weniger Konsumausgaben
und mehr Zukunftsinvestitionen kénnen
wir Vorsorge fir die Zukunft treffen und
die wichtigen Aufgaben finanzieren.
Prioritat hat fir uns, dass der Staat mit
den Einnahmen ohne Neuverschuldung
die Ausgaben bestreiten kann. Uber-
planméafBige Steuermehreinnahmen und
Uberschisse wollen wir deshalb insbe-
sondere in dauerhafte Investitionen flie-
Ben lassen. Mit einer dauerhaften Ein-
haltung der Schuldenbremse tragen wir
Vorsorge fir die Risiken hoherer Zinsen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Schlanke Landesregierung:

Die Arbeit der Landesregierung soll auf
Effizienz und Synergieeffekte hin Gber-
pruft werden. Effekte kénnen etwa durch
die Bindelung bei der Bauverwaltung
in den Ministerien erreicht werden. Wir
wollen eine Verwaltungsmodernisierung
durchfihren, die die Ministerialverwal-
tung verschlankt und effizienter macht.
Insbesondere wollen wir das Europami-
nisterium abschaffen und die Aufgabe
der Europa- und Regionalpolitik wieder
in der Staatskanzlei ansiedeln.

Transparente
Vermogenserfassung:

Wir wollen das Vermdgen des Landes
erfassen und diese Vermogenserfassung
zur Grundlage fir eine Priorisierung
zukinftiger Investitionen machen. Das
ist ein erster pragmatischer Schritt zur
Doppik als kaufmannische Buchfihrung.
Es soll so insbesondere Transparenz
Uber den Vermdgensverzehr geschaffen
werden.
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Beamtenpensionen:

Wir bekennen uns zu den hergebrach-
ten Grundsatzen des Berufsbeamten-
tums. Aus dem Alimentationsprinzip
folgt die Verantwortung des Landes

fir die Beamtenpensionen. Um die
wachsenden Pensionsverpflichtungen

in Zukunft bedienen zu kénnen, muss
das Land die Beamtenpensionen Uber
den Kapitalmarkt absichern kénnen.
Dazu werden wir fir das Land eine Ver-
sorgungskasse nach dem Vorbild der
Niedersachsischen Versorgungskasse fir
den kommunalen Bereich einfihren. Die
Verpflichtungen des Landes mit Blick auf
die Beamtenpensionen missen im Lan-
deshaushalt abgebildet werden.

Privat vor Staat - Der Staat als
Schiedsrichter:

Wir sind davon iberzeugt, dass sich
Unternehmen grundsatzlich langfristig
ohne Staatsbeteiligung und ohne staat-
liche Unterstitzung am Markt bewdhren
missen. Regionale Wirtschaftsférderung
ist zwar eine Mdglichkeit, den Standort
Niedersachsen zu starken, sie belas-

tet aber auch die marktwirtschaftliche
Ordnung. Subventionen bedirfen daher
einer standigen Rechtfertigung und einer
regelmaBigen Uberprifung.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Reduzierung der
Landesbeteiligungen:

Wir wollen die Anzahl der Beteiligun-
gen des Landes prifen und weiter redu-
zieren. Das heif3t insbesondere auch,
dass Beteiligungen von landeseigenen
Unternehmen oder von Unternehmen,
an denen das Land beteiligt ist, nicht
weiter ausgebaut werden und das Risiko
fir den Steuerzahler reduziert werden
soll.

Banken und Sparkassen:

Wir wollen eine angemessene Regu-
lierung von Banken und Sparkassen.
Wir wollen aber kleinere Kreditinstitute,
insbesondere die Sparkassen und Volks-
banken, vor Gberzogener Regulierung
schitzen. Sie sind die Saulen des Mit-
telstands- und Handwerks und Mittel-
standsfinanzierung. Niedersachsen

soll deshalb Aktivitaten im Rahmen der
sogenannten ,simple-and-small-Banking-
Box” unterstitzen und regulatorische
Erleichterungen fir mittelstandische und
weniger komplexe Institute auf den Weg
bringen.

31

Altersversorgung von Wahlbe-
amtinnen und Wahlbeamten:
Wir wollen die Versorgungsbeziige von
ausgeschiedenen Wahlbeamten analog
zur Versorgung der Abgeordneten neu
regeln. Sofortzahlungen nach dem Aus-
scheiden aus dem Amt sind nicht mehr
zeitgemaB.



S. MODERNER STAAT

Staat und Politik kdnnen von den Menschen nicht eine Bewaltigung aktueller Heraus-
forderungen verlangen, wenn sie sich selbst nicht modernisieren. Deswegen wollen wir
Freie Demokraten einen modernen Staat, in dem Dienstleistungen fir Birgerinnen und
Birger zigig erledigt werden. In Niedersachsen missen innovative Geschéftsideen, Bau-
vorhaben und Investitionen schneller umgesetzt werden kénnen. Die Birgerinnen und
Birger brauchen zudem mehr Gelegenheiten fir echte Partizipation. Unsere Demokratie
und unsere staatlichen Strukturen missen an die Lebensrealitat der Menschen angepasst
werden.

KERNPROJEKT - PAPIERLOSE LANDESVERWALTUNG:

Wir wollen die vollstandig digitale Landesverwaltung innerhalb der kommenden finf
Jahre erreichen. Alle Verwaltungsvorgange und Prozesse der Landesverwaltung missen
bis zum Jahr 2027 vollstandig digitalisiert sein. In der Kommunikation mit den Birgerin-
nen und Birgern wollen wir erreichen, dass Prozesse ganzheitlich digitalisiert werden,
so dass Medienbriiche vermieden werden. Soweit dabei Hirden durch Formvorschriften
bestehen, wollen wir diese prifen. Birgerinnen und Birger sollen das Recht auf digitale
Kommunikation erhalten. Dariber hinaus soll das Self-Service-Angebot fir sie erweitert
werden. Zudem soll ein Antragstracking eingerichtet werden, durch welches die Antrag-
stellerinnen und -steller jederzeit den Bearbeitungsstand einsehen kénnen. Bestehende
Systeme elektronischer Aktenfihrung missen zu einem einheitlichen System der digitalen
Landesverwaltung zusammengefihrt werden. Das Land Niedersachsen soll einen Help-
desk fir Behorden aufbauen, der Behdrden bei der Umsetzung von Digitalisierungspro-
zessen unterstitzt, auch um die Akzeptanz innerhalb der Behérden selbst zu starken. Die
Landesbehdrden missen so ausgestattet werden, dass Homeoffice und mobiles Arbeiten
fir die Beschaftigten problemlos und sicher méglich sind.
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KERNPROJEKT - WAHLRECHT AB 16:

Menschen unter 18 Jahren haben keine parlamentarische Vertretung, ihr Einfluss auf poli-
tische Entscheidungen ist dementsprechend gering. Wir wollen junge Menschen Teilhabe
in der parlamentarischen Demokratie befahigen und begeistern. Wir stehen deshalb fur
eine Absenkung des aktiven Wahlalters auf 16 Jahre fir die Wahlen zum Niedersachsi-
schen Landtag, zum Deutschen Bundestag und zum Europdischen Parlament. Das Wahl-
recht ist der Schlissel zur politischen Partizipation. Es ist das vornehmste Recht in einer
Demokratie. Junge Menschen nehmen bereits in vielen Lebensbereichen Verantwortung
wabhr. Sie sind diejenigen, die am langsten von politischen Entscheidungen beeinflusst
werden. Schon das kommunale Wahlrecht ab 16 zeigt, wie sich mehr politische Partizi-
pationsmdglichkeiten mit politischer Bildung in der Schule kombinieren lassen. Das Wahl-
recht ab 16 ist gelebte Generationengerechtigkeit. Daher setzen wir uns auch fir das
passive Wahlrecht ab 16 bei Kommunalwahlen ein. Wir begrifien es, wenn junge Men-
schen sich aktiv vor Ort einbringen und an ihrem Heimatort einen Unterschied machen
wollen. Die Entscheidung tber Reife und Eignung sollte bei den Wahlerinnen und Wah-
lern sowie der aufstellenden Parteien liegen. Dadurch versprechen wir uns - insbesondere
in landlichen Regionen - junge Menschen mehr an die Heimat zu binden, denn wer mit-
gestaltet, bleibt vor Ort oder kommt wieder. Zeitgleich setzen wir uns fir die Etablierung
eines Jugendparlaments auf Landesebene ein. Hierbei soll sichergestellt werden, dass die
Arbeit des Jugendparlaments Eingang in den Landtag haben kann.

16
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Pakt fir Planungsbeschleunigung:

Wir streben einen niedersachsischen Pakt fir Planungsbeschleunigung an. Wir wollen

die Antragstellung fir neue Vorhaben vereinfachen und digitalisieren. Dabei ist die

Durchgéangigkeit zu den Fachapplikationen sicherzustellen. Mithilfe digitaler Informa-

tionsveranstaltungen kdnnen Reise- und Planungszeiten eingespart werden. Die digitale

Einreichung von Unterlagen kann neben vielen Papierbergen auch Zeit einsparen, da

bereits in Teilabschnitten parallel weitergearbeitet werden kann. Zur weiteren Beschleu-

nigung des Verfahrens bei der digitalen Einreichung von Unterlagen setzen wir auf

Sharepoints und digitale Unterschriften. Das Land muss seine technischen und personel-

len Kapazitaten erhdhen, um schnelle Verfahren zu erreichen. Wir wollen die Digita-

lisierung der Justiz vorantreiben und einen zusatzlichen Senat fir Raumordnungs- und

Planungsrecht beim Niedersachsischen Oberverwaltungsgericht schaffen. Wir wollen

die Mdglichkeiten fir Kommunen ausbauen, sich Planungskapazitaten zu teilen. Um die

Bauplanung zu beschleunigen, muss die Nutzung des Instruments der Genehmigungs-

fiktion ausgebaut werden. AufBerdem brauchen die Landkreise und Kommunen mehr

Freirdume und Experimentierklauseln, um auf die Gegebenheiten vor Ort einzugehen.

Planungsrelevante Daten, Kartenwerke, Flachennutzungs- und Bebauungs-Pléne sowie

Raumordnungsprogramme sollten in digitaler Form zur Verfigung gestellt werden. Wir

wollen die Verfahrensdauer durch eine frihere und effizientere Birgerbeteiligung und

durch mehr MaBBnahmengesetze, d.h. Planung durch Gesetz, verkirzen.

Antragslose Verwaltung:

Wir wollen die Einfihrung von Ver-
waltungsverfahren erproben, mit denen
Burgerinnen und Birger keine Antrage
mehr stellen missen, um eine ihnen
zustehende Leistung zu erhalten. Viel-
mehr werden die Menschen durch eine
digitale Umsetzung der Gesetze und
Verordnungen auf ihren Anspruch hin-
gewiesen und die Erbringung wird auto-
matisch abgewickelt.
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Datensouveranitat und digitale
Verwaltung:

Nicht nur bei der Datenverarbeitung, son-
dern auch beim Schutz personenbezo-
gener Daten muss der Staat neue Wege
gehen. Kunftig soll jede Birgerin und
jeder Birger Uber ein digitales Birger-
konto verfigen. Dariiber muss jederzeit
einsehbar sein, welche personenbezo-
genen Daten der Staat gespeichert hat.
Uber jeden Zugriff auf diese Daten muss
eine Information erfolgen, die zumindest
mit einer kurzen Begrindung versehen
werden muss. Auf Nachfrage hat inner-
halb einer angemessenen Frist eine aus-
fGhrliche Begrindung zu erfolgen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Open Government:

Unsere Demokratie lebt von Beteiligung und Transparenz. Darum wollen wir die Prin-

zipien des Open Government im Regierungs- und Verwaltungshandeln des Landes

Niedersachsen starken. Im Rahmen einer Open-Data-Offensive wollen wir ein nieder-

sachsisches Open-Data- und Informationsfreiheitsgesetz ausarbeiten sowie eine nieder-

sachsische Plattform fir offene Daten errichten. Auf3erdem wollen wir die Kommunen

dabei unterstitzen, das Birgerengagement vor Ort zu férdern, indem zum Beispiel

digitale Beteiligungsformen entwickelt werden.

Aufstiegsfreundliche Verwaltung:
Eine moderne Verwaltung muss birger-
freundlich und effizient, unparteiisch und
professionell sein. Die Bedeutung der
Anzahl der Dienstjahre fir die Bezah-
lung von Beschaftigten der Verwaltung
ist zugunsten leistungsbezogener Ele-
mente abzusenken. Durch eine ausdiffe-
renzierte VergUtungsstruktur sind mehr
Aufstiegschancen zu schaffen. Auch pro-
jektbezogene Mehr- und Sonderarbeit
und Zuschlage fir besondere Aufgaben
sind verstarkt zu nutzen. Personen mit
besonderer Expertise, zum Beispiel in
der IT, sollen durch eine flexiblere Ver-
gUtung und attraktive, spezialisierte
Laufbahnen verstarkt fir den offentlichen
Dienst gewonnen werden. Die Arbeits-
zeiten im Sffentlichen Dienst missen
mehr Flexibilitat zulassen und Auszeiten
zur Weiterbildung verstarkt erméglicht
werden. Fir ehrenamtliche Tatigkeiten,
beispielsweise in Jugendorganisationen,
im Katastrophenschutz und Sportver-
einen, soll Sonderurlaub grundsatzlich
gewdhrt werden.
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Englisch als zweite
Verwaltungssprache:

Wir wollen es den Kommunen ermég-
lichen, bei Bedarf und in Abhangigkeit
von der Bereitschaft und einer mog-
lichen Fortbildung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, einzelne Beratungs-
leistungen der Verwaltung in englischer
Sprache anzubieten. Durch entspre-
chende Modellprojekte erleichtern wir
international agierenden Unternehmen
die Tatigkeit in Niedersachsen, gewin-
nen neue Fachkrafte im internationalen
Wettbewerb und vereinfachen die Grin-
dung neuer Unternehmen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Demokratische Wahlentscheidungen in der kommunalen

Ausschussarbeit abbilden:

Die Zusammensetzung kommunaler Ausschisse muss das Wahlergebnis widerspiegeln.

Bei der Verteilung der Ausschusssitze in kommunalen Vertretungen fordern wir daher

eine sofortige Rickkehr zum Auszahlverfahren nach Hare-Niemeyer. Anderenfalls wer-

den kleinere und mittlere Fraktionen bei der Meinungsbildung in den Ausschissen Gber-

gangen.

Kommunalwahlrecht: Wir wollen
das niederséchsische Kommunalwahl-
recht an die Realitat anpassen. Bei der
Wahl von Kommunalwahllisten durch
Delegierte sowie bei der Zustandigkeit
von gemeindeibergreifenden Parteiglie-

derungen missen die gesetzlichen Rege-

lungen aktualisiert werden.

Keine Altersbeschrankungen fir
Hauptverwaltungsbeamte:

Wir setzen uns fir die Abschaffung der
besonderen Altersbeschrénkungen bei
Direktwahlen ein. So méchten wir das
Mindestalter fir das passive Wahlrecht
von Hauptverwaltungsbeamten von 23
auf 18 Jahre senken und gleichzeitig
das Hochstalter streichen.
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Familienfreundliche Kommunal-
und Landespolitik:

Wir wollen eine familienfreundliche
politische Kultur in Niedersachsen, die
etwa die Mitnahme von Kleinkindern in
Sitzungen ermdglicht. Weiterhin soll die
pandemiebedingt errichtete Maglich-
keit von hybriden Ausschusssitzungen
aufrechterhalten werden. Am Vorbild
des Landtages sollen fir kommunale
Sitzungen moglichst feste Anfangs- und
Endzeiten festgelegt werden, um eine
Planbarkeit der Betreuung zu gewdhr-
leisten. Wir wollen die Méglichkeiten fir
Bildungsurlaub verbessern.



Il. WIR MODERNISIEREN UNSER LAND

Um staatliche Aufgaben und Ausgaben finanzieren zu kénnen, missen Birgerinnen und
Burger sowie Unternehmen Uber die nétigen Freirdume verfigen, um in Niedersachsen
wirtschaftlich erfolgreich zu sein. Wir Freie Demokraten respektieren die Leistungsbe-
reitschaft und die Kreativitat der Menschen in unserem Land. Wir wollen sie bei Ver-
wirklichung ihrer Ideen, bei innovativen Problemlésungen und bei der Schaffung von
Arbeitsplatzen unterstitzen. Dazu gehdren neben einer modernen Wirtschafts- und
Arbeitsmarktpolitik auch eine funktionierende Verkehrsinfrastruktur und eine Einwande-
rungspolitik, mit der sich die kligsten Kopfe fir Niedersachsen entscheiden.

Niedersachsen ist ein vielfaltiges Land, in dem unterschiedliche Menschen zusammenle-
ben. Wir Freie Demokraten wollen die Unterschiedlichkeit der Lebensentwiirfe der Men-
schen schitzen und begreifen Vielfalt als Chance. Dabei achten wir auf die Birgerrechte
und schitzen den Rechtsstaat. Die Freiheit des Einzelnen muss besser vor der Verletzung
von Privatsphére und Selbstbestimmung geschitzt werden. Gleichzeitig missen die
Sicherheitsbehdrden durch eine moderne Ausstattung die Sicherheit der Birgerinnen und
Burger besser schitzen kénnen.

ENERGIE IST
ERNEUERBAR.
NIEDERSACHSEN AUCH.

TUN WIR MEHR ALS NOTIG.
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1. WIRTSCHAFT UND ARBEIT

Die Soziale Marktwirtschaft ist das Fundament unserer liberalen Wirtschaftspolitik und
spiegelt unser liberales Werteverstandnis wider. Fir den Erhalt von Wohlstand und sozia-
lem Ausgleich sind nachhaltiges Wachstum, fairer Wettbewerb, freie Preisbildung und
Markttransparenz die zentralen Voraussetzungen. Das Handwerk und der Mittelstand,
die Freiberufler und die familiengefihrten Unternehmen sind die Pfeiler unserer gelebten
Sozialen Marktwirtschaft. Die Unternehmer Gbernehmen durch persénliche Haftung Ver-
antwortung fir sich, fir ihren Betrieb, fir ihre Familie und fir ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und deren Familien. Politik muss die Bedingungen fir den Mittelstand verbes-
sern, damit die Arbeits- und Ausbildungsplatze nachhaltig gesichert werden. Wir wollen
weniger staatliche Vorgaben und Kontrollen, weniger birokratische Hirden und eine
Entlastung fir die Leistungstrager unserer Gesellschaft. Unsere Vision ist es, zu ermutigen
statt zu erschweren.

KERNPROJEKT - BUROKRATIEBREMSE:

Wir sagen der Birokratie den Kampf an. Ver-

fahrensdauern, Formulare, Doppelprifungen,

Uberlange Wartezeiten und unsinnige Vor-

schriften behindern Investitionen, Innovationen

und Wachstum von Unternehmen in der Regel

viel starker als Finanzierungsfragen oder auch

die Suche nach der richtigen technischen

Losung. Wie bereits ab 2003 in Nieder-

sachsen gezeigt, werden wir ein Drittel der

burokratischen Vorschriften auf Landesebene

abschaffen. Dafir werden wir die Clearingstelle der Landesregierung zu einem mit eige-
nen Kompetenzen ausgestatteten Burokratie-Wachter weiterentwickeln. Ein selbststandi-
ger Beirat aus der Praxis soll birokratische Hemmnisse identifizieren und dem Landtag
sowie der Landesregierung vorlegen. Dadurch kénnen wir bei jeder neuen Vorschrift
gleichzeitig zwei Uberflussige Vorschriften abschaffen. Alle Gesetze und Verordnungen
sollen in Zukunft auch von diesen Expertinnen und Experten aus der Praxis auf ihre ech-
ten Birokratiekosten fur die Unternehmen sowie Birgerinnen und Birger Gberprift wer-
den. Dabei ist auch der Zeitaufwand von Birgerinnen und Birgern sowie Unternehmen
zukinftig zu erfassen und als Birgerkosten insgesamt auszuweisen und zu verringern.
Selbstverstandlich muss dabei auch sichergestellt werden, dass digitale Umsetzungen von
neuen Verordnungen verpflichtend sind.
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KERNPROJEKT - AUTOLAND NIEDERSACHSEN ZUKUNFTSFEST MACHEN:

Niedersachsen ist von der wirtschaftlichen Situation der Automobilwirtschaft besonders
abhangig. Uber 60 % der industriellen Wertschopfung und der Industriearbeitsplatze
hangen direkt oder indirekt an dieser Branche und anders als in anderen Bundeslan-
dern sind sie sogar besonders stark von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor abhangig.
Seit 2017 hat es in dieser Branche einen Produktionseinbruch um Gber 40 % auf das
niedrigste Volumen seit 45 Jahren gegeben. Der politisch erzwungene Transformations-
prozess und die Folgen der Corona-Krise kénnen von der Branche alleine nicht bewdltigt
werden. Wir wollen ein Investitionsforderprogramm fir das Autoland Niedersachsen
auflegen, mit dem die Doppelbelastung durch den Transformationsprozess der Branche
und die Corona-Krise abgefedert wird. Fir Unternehmen, die den Transformationsprozess
angehen und sich neu aufstellen wollen, werden wir nach dem Vorbild von Baden-Wirt-
temberg Beratungsgutscheine ausgeben. Hierfir werden wir die Transformationsagentur
Niedersachsen und das Innovationszentrum eng miteinander verzahnen. Gerade in der
Zeit der Umstrukturierung dirfen mittelstandische Zulieferer nicht durch die schiere Grofe
und Marktmacht der Hersteller an die Wand gedrickt werden. Hierfir werden wir eine
Task-Force einberufen, um gemeinsam, partnerschaftlich auf Augenhdhe, konzertiert
Lsungen fir reibungslose Lieferbeziehungen zu erarbeiten.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Exzellenzinitiative fir die duale Berufsausbildung:

Die duale Ausbildung in Betrieb und Berufsschule ist ein deutsches Erfolgsmodell. Ein
Meister ist so viel wert wie ein Master. Deshalb haben wir in der Vergangenheit bereits
die Meisterpramie durchgesetzt, damit eine Meisterqualifizierung nicht an finanziellen
Grinden scheitert. Wir werden die Ausbildungsstatten in den Berufsschulen und den
Uberbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen modernisieren und auch eine dauverhafte
verlassliche Drittelfinanzierung zwischen Bund, Land und Wirtschaft wieder sicher-
stellen. Daneben werden wir den Schritt in eine Berufsausbildung fir junge Menschen
attraktiver machen, indem wir ein echtes landesweites Azubi-Ticket als Erganzung zur
kostenlosen Schilerbeférderung einfihren.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Modellprojekte zu umfassender
Mobilitat und neuen Technologien:
Niedersachsen soll bei den Zukunfts-
technologien gerade im Bereich der
Mobilitat Spitzenreiter werden. Das
bedeutet, das Land fir Anwendungen
und Entwicklungen bei autonomen und
selbstlernenden Systemen, Echtzeitan-
wendungen (5G, 6G), Flugtaxis, Droh-
nen, Hyperloops attraktiv zu machen.
Dafir werden wir im Rahmen von
Modellprojekten Start-ups, Industrie und
die Hochschulen miteinander zu verzah-
nen und ihnen den Raum zum Experi-
mentieren geben.

FiUr eine neue Griinderzeit in
Niedersachsen:

Die heutige Unternehmensgriinderin
kann der Mittelstand von morgen sein.
Viele Menschen wagen den Weg zu
einer Grindung, zu einer Selbststan-
digkeit einer Betriebsibernahme oder
zu einem Start-up und tragen so dazu
bei, fir sich und ihre Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter Verantwortung zu
Ubernehmen. Sie werden so Innovati-
ons- und Ideengeber fir unser ganzes
Land. Niedersachsen hat durch die
mittelstandische Struktur der Wirtschaft
viel Potenzial, das zurzeit noch nicht
genutzt wird. Deswegen braucht es eine
neue Grinderzeit. Wir wollen Biro-
kratie abbauen, digitale Angebote der
offentlichen Verwaltung aufbauen, mehr
Venture-Capital zur Verfigung stellen,
eine landesweite Grindungsstrategie

auf den Weg bringen, Grindungsstipen-
dien ausbauen, mit den Start-up-Zentren
und den University Hubs die regionalen
Grinderokosysteme verbessern und in
den Schulen und Hochschulen ein griin-
dungsfreundliches Klima schaffen. Auch
klassischen Wege zur Exitenzgrindung
Uber die Grindungspramie, Meister-
grindungspramie in Handwerk und
Industrie, Férderung von Unternehmens-
nachfolgen werden ausbauen.

Tourismusland Niedersachsen:
Die Tourismusbranche spricht mit der
Nordseekiste, dem Harz, der Heide,
den vielen kulturhistorischen Destinatio-
nen, dem Wander-, Reit-, Fahrrad- und
Kulturtourismus alljghrlich Millionen von
Gasten an, beschaftigt tber 300.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
erwirtschaftet Gber 15 Milliarden Euro.
Diesen Erfolg wollen wir sichern und
die hierfir notwendige touristische Infra-
struktur erhalten und weiter ausbauen.
Weiter wollen wir mit der TMN eine
Intensivierung beim Auslandsmarketing
und beim Stadtetourismus vornehmen,
damit wir auch in diesen Bereichen der-
zeitige Rickstande aufholen kénnen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Reform des
Landesvergabegesetzes:

Das Landesvergabegesetz fihrt in der
heutigen Form dazu, dass sich immer
mehr kleine Unternehmen nicht mehr um
offentliche Auftrage bewerben, da sie
die damit verbundenen birokratischen
Auflagen nicht leisten kdnnen. Auch
kleinere Kommunen haben immer mehr
Probleme damit Ausschreibungen rechts-
konform durchzufGhren. Wir werden das
Vergabegesetz von Uberflissigen Regel
wie etwa Mindestlohnkontrolle, Einhal-
tung der ILO-Kernarbeitsnormen, Kont-
rolle und Haftung bei Subunternehmern
etc. befreien und auf den eigentlichen
Kern, namlich die Auftragsvergabe,
zurickfGhren. Bei der Ausschreibung
muss auch weiterhin die Leistungsfahig-
keit kleiner und mittlerer Unternehmen
bericksichtigt werden, damit eine fairer
Wettbewerb erfolgen kann. Dariber
hinaus werden wir einen effektiven
Rechtsschutz einfihren.

Schutz der Wirtschaft vor
Cyberangriffen:

Cyber-Angriffe sind eine zunehmende
und ernste Bedrohung fir alle nieder-
sachsischen Unternehmen. Wir wollen
deshalb eine Beratungsstelle fur die
Wirtschaft zum Schutz vor Cyberangrif-
fen etablieren und dabei auch die Bera-
tung mit Blick auf die Versicherung von
Cyberrisiken verbessern.
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Keine Ministerinnen und Minister
im Aufsichtsrat:

Der Staat ist nicht der bessere Unterneh-
mer. Gerade Ministerinnen und Minister
unterliegen Interessenskonflikten, wenn
sie beispielsweise fur die Regulierung
privater Unternehmen oder den Schutz
der Verbraucherinnen und Verbraucher
zustandig sind und gleichzeitig im Auf-
sichtsrat betroffener Unternehmen sitzen.
Wir setzen uns dafiir ein, dass keine
Mitglieder der Landesregierung in Auf-
sichtsraten der wirtschaftlichen Beteili-
gungen des Landes vertreten sind. Die
Interessen des Landes sollen zukinftig
fachlich geeignete Bevollmachtigte in
den Aufsichtsraten vertreten und neben
der Landesregierung auch dem Landtag
hieriber Rechenschaft ablegen.



2. MOBILITAT, HAFEN UND SCHIFFFAHRT

Individuelle Mobilitat ist eine Errungenschaft und eine unverzichtbare Lebensgrundlage

unserer Gesellschaft. Sie erweitert Mdglichkeiten der individuellen Lebensgestaltung. Sie
bedeutet Wachstum, wirtschaftlichen Austausch, effiziente Arbeitsteilung und gesellschaft-
liche Teilhabe. Wir Freie Demokraten sind gegen unverhdltnismafige Verbote in der
Mobilitat. Wir setzen auf Innovationen, Vernunft und Freiheit. Tempolimits, Diesel- oder
Motorradfahrverbote sind weder progressiv noch nachhaltig. Durch die von uns gefor-
derte Ausweitung des CO2-Emissionshandels werden sich umwelt- und klimafreundliche
Motoren und alternative Kraftstoffe durchsetzen, weil sie gegeniber emissionsstarken
Produkten ginstiger werden. Ein pauschales Verbot von Verbrennungsmotoren lehnen wir

ab.

Die maritime Wirtschaft Niedersachsens ist ein Wachstumsmotor und sichert die Wettbe-
werbsfahigkeit der gesamten Exportwirtschaft. Moderne, zukunftstahige Hafen und ihre

Anbindung sind der entscheidende Standortfaktor fir Neuansiedlungen. Wirtschaftliche

Chancen ergeben sich durch die strategische Entwicklung der Universal- und Spezialhg-
fen sowie des JadeWeserPorts auch im norddeutschen Verbund.

Um eine bedarfsgerechte, fortschrittliche Infrastruktur in den landeseigenen Hafen sowie
Investitionen in effizientere, klimafreundlichere Strukturen umzusetzen, ist eine auskdmm-
liche Finanzausstattung vorzusehen. Die seeseitige Erreichbarkeit der Hafen, aber auch
verl@ssliche Hinterlandanbindungen auf der Schiene, Strafle und dem Wasser sind ent-
scheidende Glieder der Logistikketten. Um die Guterstrome effektiv zu lenken, sollen in
Niedersachsen BinnenwasserstraBen kohdarent nutzbar sein.
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KERNPROJEKT - DIGITALE MOBILITAT:

Im Bereich der Mobilitat stehen durch technische Innovationen, Digitalisierung und Auto-
matisierung sowie den Klimawandel erhebliche Veranderungen an. Um diesen Verdande-
rungen und Erwartungen, in Teilen auch disruptiven Prozessen, ausreichend Rechnung
tragen zu kénnen, missen bestehende Verkehrsinfrastrukturen angepasst und moder-
nisiert werden, missen neue Infrastrukturen (z.B. 5G, 6G, WLAN, Satellitensysteme,
unterschiedliche Start- und Landepldtze) aufgebaut werden und die Grundlage fir daten-
basierte Mobilitatsangebote und -ldsungen geschaffen werden. Wir wollen die Zukunft
der Mobilitat mitgestalten und hierfir eine zukunftsweisende inter- und multimodale,
weg- und zeitoptimierte, umweltfreundliche, preiswerte und sichere Mobilitat ermdglichen
und haben den Anspruch, dabei internationale Standards zu entwickeln und zu setzen.
Zukinftig ist es vollkommen egal, mit welchem Verkehrsmittel man unterwegs ist bzw.
welche Wechsel der Verkehrsmittel man benétigt. Die Digitalisierung zeigt nicht nur den
schnellsten Weg, sondern stimmt auch in Echtzeit den Wechsel des Verkehrsmittels (Zug
auf Bus oder Auto, Auto zum Parkplatz und Fahrrad, etc.) aufeinander ab.

KERNPROJEKT - INVESTITIONEN IN INFRASTRUKTUR:

Um die individuelle Mobilitat in ihrer Vielfalt sicherzustellen, brauchen wir eine leistungs-
fahige, bedarfsgerechte und effiziente Infrastruktur. Infrastruktur bendtigt Geld, sowohl fir
den Bau oder Ausbau, aber auch fir den Betrieb und den Erhalt. Wir werden daher aus-
reichende Mittel in Hohe von jahrlich mindestens 130 Millionen Euro fir den Substanz-
erhalt zur Verfigung stellen. Dabei werden wir einen besonderen Fokus auf die vielen
sanierungsbedurftigen Brickenbauwerke richten, aber auch den Erhalt und den Ausbau
von Radwegen vorantreiben. Damit Niedersachsen wahrend des Ausbaus der Infrastruk-
tur nicht zum Stauland wird, werden wir dafir Sorge tragen, dass die Baustellen aufei-
nander und auf die Auswirkungen auf das gesamte betroffene Verkehrsnetz abgestimmt
werden. Wir werden Baustellen in digitale Verkehrslenkungssysteme einbinden und alle
Méglichkeiten zur Baubeschleunigung, etwa 24-Stunden-Baustellen, nutzen. Beim Bund
werden wir uns dafir einsetzen, dass die fir Niedersachsen wichtigen Infrastrukturmaf3-
nahmen des Bundesverkehrswegeplans bei Autobahn, Bundesstraf3e, Schiene und Was-
serstrafBe zigig umgesetzt werden.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Intelligente Verkehrslenkung:
Echtzeitdaten und Lagebilder zum Ver-
kehrsgeschehen mussen Uber Sensoren
landesweit erfasst und ausgewertet
werden kénnen. Digitale Schilder und

intelligente, schwarmgesteuerte Verkehrs-

lenkung auf allen Autobahnen, Bundes-
und Landesstraf3en erméglicht eine rei-
bungslose, zeitgerechte, stressarme und
wirtschafts- und umweltfreundliche Ver-
kehrsfihrung von Personen und Gitern.

KI-Systeme im Mobilitatsbereich:
Wir wollen eine zukunftsweisende

inter- und multimodale, weg- und zeitop-
timierte, umweltfreundliche, preiswerte
und sichere Mobilitat auf der Basis von
Quanten- und Cloudcomputing, KI-Sys-
temen, Blockchain-Technologie und Sha-
ring-Economy ermdglichen.

Bedarfssysteme beim OPNV auf
dem Land:

Der OPNV im landlichen Raum steckt in
dem Dilemma langer Fahrzeiten, gerin-
ger Nachfrage und Auslastung, ausge-
dinnten Angebots und eines Attraktivi-
tatsverlusts wegen hoher Kosten. Lange
Strecken und geringe Bevolkerungs-
dichte kénnen nicht geéndert werden.
Das Internet, Smartphones und Apps
sowie Echtzeitortungsdaten lassen sich
aber mit neuen Angeboten wie Smart-
und Shared-/On-Demand-Mobility-
Angeboten mit zukinftig fahrerlosen und
autonomen Fahrzeugen verbinden. Um
diese Herausforderungen und Maglich-
keiten im léndlichen Raum zu verknip-
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fen, missen vernetzte Projekte, die M&g-
lichkeiten und Bedarfe zusammenfihren,
ausprobiert und bewertet werden.

Luftfahrt:

Der Luftverkehr bietet unserer Export-
wirtschaft, der Logistikbranche und
unseren hier angebotenen hochwertigen
Dienstleistungen die enge Einbindung

in weltweite Beziehungen. Deshalb
brauchen wir einen leistungsfahigen
Flughafen auf internationalem Niveau.
Wir wollen hierfir den Verkehrsknoten
Hannover und insbesondere den Flug-
hafen in Langenhagen weiterentwickeln.
Der Forschungsflughafen Braunschweig-
Wolfsburg nimmt als Wissenschafts- und
Wirtschaftscluster eine Sonderstellung
unter den deutschen Flughafen ein. Er
hat eine groe Bedeutung fir Nieder-
sachsen und sollte daher ausgebaut und
gestarkt werden.

Unterstitzung fir die
Binnenschifffahrt:

Die Binnenschifffahrt spielt in dem Sys-
tem WasserstraBe und Kombinierter
Verkehre eine zunehmend wichtige Rolle
und soll bei Digitalisierungsvorhaben
und der Dekarbonisierung der Flotte
unterstitzt werden. Durch Innovation
und Technologiefthrerschaft, z. B. beim
Schiffbau, bei alternativen Antrieben
oder beim Recycling ergeben sich wei-
tere Chancen im Wettbewerb und fir
die Sicherung von Arbeitsplatzen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

E-Mobilitat:

Wir setzen uns fir einen flachende-
ckenden und intelligenten Ausbau von
Schnellladesaulen ein. Um interoperable
Bezahlstrukturen zu erreichen, setzen
wir auf einen diskriminierungsfreien
Zugang zu den Ladesdulen sowie auf
transparente Preis- und Abrechnungssys-
tem zugunsten der Kunden. Wir wollen
die Anreize zum Recycling von Batterien
erweitern.

Vernetzte Mobilitét in Stadt und
Land: Wir wollen moderne Linienbus-
netze in landlichen Regionen und diese
durch flexible Rufbusse und private
Engagements (Sammeltaxis, Birger-
busse) erganzen. In den Stadten missen
smarte Park-and-Ride-Systeme zur Redu-
zierung von Parksuchverkehren gefor-
dert werden.

Modernisierung der Bahn:

Wir wollen die Voraussetzungen schaf-
fen, dass die Bahn zu einem modernen
und leistungsgerechten Verkehrs- und
Transportmittel wird. Dabei soll die Bahn
auch im fairen Wettbewerb zum stra-
Bengebundenen Lkw- und zum Flugver-
kehr stehen. Insbesondere soll auch die
Anbindung der landlichen Bereiche mit
der Bahn verbessert und die Verkehre
deutlich beschleunigt werden.
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Fahrradfreundlichkeit stérken:
Wer statt dem Auto auf das Fahrrad
zurickgreift, tut nicht nur der Umwelt,
sondern auch seiner personlichen
Gesundheit etwas Gutes. Deshalb wol-
len wir die Attraktivitat des Fahrrads
steigern. Dafir muss Fahrradfahren
sicherer werden. Deshalb wollen wir
den Neubau und die Sanierung von
Radwegen an LandesstraBen, aber
auch an kommunalen Straf3en starker
und unter BerUcksichtigung der 6rtlichen
Begebenheiten férdern. Die burokrati-
schen Hemmnisse werden wir abbauen
und bisherige Antrags- und Genehmi-
gungsverfahren vollstandig digitalisieren.
Innerhalb geschlossener Ortschaften
sind Radwege baulich von der Strafe
zu frennen, sofern dies nach den o&rili-
chen Gegebenheiten méglich und erfor-
derlich ist. Straf3ensanierungen wollen
wir stets zum Anlass nehmen die Fahr-
radfreundlichkeit zu Gberprifen und z.B.
durch Haltestangen an Ampeln zu erhé-
hen. An Uberlandradwege wollen wir
durch Einsatz von modernen LED-Sys-
temen wie z.B. Fahrbahnmarkierungen,
Kurvenausleuchtungen, Beleuchtungssys-
teme etc. die Sicherheit sowohl fir den
Radverkehr, aber auch den Autoverkehr
erhéhen.



3. INNERE SICHERHEIT

Die Innere Sicherheit ist eine Kernaufgabe des Staates. Wir Freie Demokraten wollen den
Staat befdhigen, Birgerinnen und Birger vor Kriminalitat und Terrorismus zu schitzen.
Dabei ist staatliches Handeln stets an die Grundrechte gebunden. Die Freien Demokraten
sind die Partei der Birgerrechte. MaBnahmen des Staates im Bereich der Inneren Sicher-
heit dirfen die Rechte der Birgerinnen und Birger nicht unverhaltnismafig beschranken.
Wir stehen an der Seite der Beschaftigten bei der niederscchsischen Polizei. Fir ihre
Arbeit haben sie Respekt und Wertschatzung verdient. Wir stehen fir eine gut ausgebil-
dete und ausgestattete Polizei.

KERNPROJEKT - CYBERSECURITY-CAMPUS:

Im Bereich von Kriminalitat und Terrorismus
nehmen neue Phdnomene zu, die Uber das
Internet begangen oder vorbereitet werden.
Auch Kinder geharen, etwa als Opfer von
Missbrauchs-Darstellungen, zu den Leidtra-
genden dieser Entwicklung. Wir wollen die
Polizeiausbildung im Bereich Cyberkriminali-
tat verbessern und deutlich ausbauen. Dafir
wollen wir an der Polizeiakademie einen

Cybersecurity-Campus mit einer zusétzlichen
Professur einrichten, um Polizeianwdrter bereits im Bachelor-Studiengang ab dem ersten
Studienjahr fir diese wachsenden Phénomene zu schulen und fortzubilden.

KERNPROJEKT - BURGERRECHTE IN EINEM NEUEN POLIZEIGESETZ:

Das Handeln der Sicherheitsbehdrden muss in einem angemessenen Verhdlinis zu den
Birgerrechten stehen. Wir lehnen die potenziell lickenlose digitale Uberwachung der
Menschen durch den Einsatz so genannter Staatstrojaner ab. Da nicht sichergestellt ist,
dass der Kernbereich der privaten Lebensgestaltung der Menschen geschitzt ist, hat

ihr Einsatz zu unterbleiben. Wir wollen daher das niederscchsische Polizeigesetz Gber-
arbeiten und auf einen Einsatz der Quellen-Telekommunikationsiberwachung (Quellen-
TKU) und der Online-Durchsuchung verzichten. AuBerdem wollen wir das Instrument der
Praventivhaft hinsichtlich der Anlasse als auch hinsichtlich der héchstzulassigen Dauver
beschranken. Die Freiheitsentziehung stellt eine der scharfsten Eingriffe des Staates in die
Grundrechte der Birgerinnen und Birger dar und ist zu Préventionszwecken nur im abso-
luten Ausnahmefall in Betracht zu ziehen.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Bessere Arbeitsbedingungen und Personalausstattung fir die Polizei:

Den Beamtinnen und Beamten gebihrt fir ihre hervorragende Arbeit Dank und Aner-

kennung. Der Sanierungsstau bei den Gebauden ist nicht hinnehmbar. Diese fehlende

Wertschatzung wollen wir beenden und deutlich in die Liegenschaften sowie die tech-

nische Ausstattung der Polizei investieren. Angesichts neuer Aufgaben fir die Polizei

wollen wir die Personalausstattung verbessern.

Klare Absage an jede Form des
Extremismus:

Wir verurteilen jede Form des Extremis-
mus. Politischen Extremismus von Rechts-
bis Linksextremismus lehnen wir ebenso
ab wie religids oder nationalistisch moti-
vierten Extremismus. Gruppenbezogene
Menschenfeindlichkeit, die Uberhshung
der eigenen Gruppe oder Nation und
die Herabwirdigung anderer sowie Dro-
hungen und Gewalt verfigen niemals
iber eine moralische Uberlegenheit.
Die wissenschaftliche Expertise in den
Sicherheitsbehérden bei der Bekdmp-
fung verschiedener Extremismusformen
muss ausgebaut werden. Wir fordern
eine Evaluation bestehender Praventi-
ons- und Deradikalisierungsprogramme
im Bereich des Islamistischen Extremis-
mus. Auf Basis der Ergebnisse braucht
es klare und verbindliche Standards fur
die Pravention und Deradikalisierung im
Bereich des Islamismus, insbesondere in
Gefangnissen. Neben der Beobachtung
islamistischer Gefahrder muss auch die
Beobachtung rechtsextremer Gefahrder
zigig intensiviert werden.
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Schutz vor Organisierter
Kriminalitat:

Wir setzen uns dafir ein, dass Organi-
sierte Kriminalitat nachhaltig bekampft
wird. Kriminelle Vereinigungen dirfen
nicht besser organisiert und vernetzt
sein als der Staat. Daher wollen wir
den landeribergreifenden Austausch
zur Organisierten Kriminalitét verbes-
sern und eine einheitliche Bearbeitung
polizeilicher Vorgénge etablieren. Die
Abschopfung des durch Straftaten
erlangten Vermdgens muss schneller und
gezielter erfolgen, um der Organisierten
Kriminalitat ihre wirtschaftliche Grund-
lage zu entziehen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Effektivere Strafverfolgung bei
Sexualdelikten:

Wir wollen die Strafverfolgung von
sexualisierter Gewalt effektiver gestalten
und dabei betroffene Personen jed-
weden Geschlechts, vor allem Kinder
besser schitzen. Dazu wollen wir die
Polizei und die Justiz besser ausstatten
und fir den Umgang mit Betroffenen
starker sensibilisieren. Sexualstraftaten
sind fur Polizei und Justiz in vielerlei
Hinsicht besonders herausfordernd.

Es braucht eine weitere Konzentration
und Spezialisierung, vor allem bei der
Verfolgung von Missbrauchsdarstellun-
gen im Internet. Auf diese Weise kann
Hinweisen auf Straftaten schneller und
effizienter nachgegangen werden. Eine
flachendeckende Einfihrung der richter-
lichen Videovernehmung kann hier zu
weiteren Verbesserungen fihren. Durch
einen vereinfachten Zugang zu einer
wohnortnahen und niedrigschwelligen
anonymen Spurensicherung wollen wir
es den Opfern sexualisierter Gewalt
ermdglichen, Beweise zu sichern.
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Kinderschutz:

Kinder und Jugendliche missen bereits
von Geburt an vor Gewalt und sexuel-
ler Gewalt geschitzt werden. Hierzu
braucht es verpflichtende Weiterbildung
von allen Personen, die Kinder und
Jugendliche von Amts wegen betreuen
und erziehen sollen. Die Weiterbildung
von Richterinnen und Richtern, die mit
Kindern und Jugendlichen befasst sind,
muss verbessert werden. Die entspre-
chenden Institutionen sollen hierzu Kon-
zepte zum Schutz der Kinder erarbeiten.
Durch gemeinsame Fortbildungen fir
die verschiedenen Institutionen soll die
Zusammenarbeit und Verstandigung der
Beteiligten im Kinderschutz verbessert
werden. Daneben sollen Landespolizei
und Jugendamter zukinftig Kontaktper-
sonen fur den Kinderschutz benennen.
Diese sind transparent zu kommuni-
zieren, insbesondere Uberall dort, wo
Kinder und Jugendliche betreut werden.
Als Erstanlaufstellen fir von Missbrauch
oder Misshandlung betroffene Kinder
und Jugendliche sowie ihre Familien sol-
len in Niedersachsen sogenannte Child-
hood-Hauser eingerichtet werden. Das
sind besonders vertrauenserweckende
Orte, an denen Beweissicherung, medi-
zinische Versorgung, polizei- und staats-
anwaltliche Vernehmungen kindgerecht
durchgefihrt und Angebote fir Beratung
und Therapie gebindelt werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Verfassungsschutz:

Aufgabe des Verfassungsschutzes ist die
frihzeitige Abwehr von Angriffen auf
unsere freiheitliche Gesellschaft und die
Bekédmpfung unterschiedlicher Formen
des politischen und religiésen Extremis-
mus. Wir wollen den Verfassungsschutz
bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe
ausreichend ausstatten. Dazu gehéort,
dass neben Juristen und Angehérigen
der Sicherheitsbehérden verstarkt auch
weitere Berufsgruppen beim Verfas-
sungsschutz beschaftigt werden, etwa
Sozial- und Islamwissenschaftler. Zu
einer rechtsstaatlichen und funktionieren-
den Kontrolle gehort fir uns Freie Demo-
kraten auch ein Auskunftsanspruch eines
jeden Birgers dariber, ob und welche
Informationen Uber ihn erhoben wurden
und gespeichert sind. Die Auskunfts-
pflicht soll weder an besondere Voraus-
setzungen geknipft sein, noch soll der
Auskunftsumfang grundsatzlich begrenzt
sein.
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Sicherheitsarchitektur:

Wir wollen eine Foderalismusreform

im Bereich der Inneren Sicherheit. Vor
allem die Arbeit der Verfassungsschutz-
behdrden muss effektiver werden. Auf
Ebene der Lander streben wir eine
Zusammenlegung von Verfassungs-
schutzbehdrden an. Ziel ist die Etablie-
rung von vier bis sechs Behérden. Nie-
dersachsen kannte dabei die Fihrung
in einem Nordverbund Gbernehmen.
Das Bundesamt fir Verfassungsschutz
dient dabei als Zentralstelle, die sich mit
der Koordinierung der einzelnen Behor-
den befasst. Es braucht klare Regeln
und genau definierte Verantwortlich-
keiten, wenn Bund und Lander sowie
Nachrichtendienste, Verfassungsschutz
und Polizei zusammenarbeiten. Denn
wenn diese verschwimmen, wird Ver-
antwortung anonymisiert. Das fhrt zu
organisierter kollektiver Verantwortungs-
losigkeit. Das Gemeinsame Terrorismus-
abwehrzentrum des Bundes und der
Lander (GTAZ) bendtigt deshalb eine
rechtlich klare Festlegung seiner Auf-
gaben und Entscheidungsbefugnisse,
insbesondere auch in Bezug auf die
Zuweisung von Verantwortlichkeiten in
einzelnen Fallen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Bessere Fehlerkultur bei der Polizei:
Wir wollen eine unabhdngige Ver-
travensstelle schaffen, an die sich Poli-
zistinnen und Polizisten bei Problemen
innerhalb der Polizei wenden kdnnen.
Auf diese Art und Weise sollen Fehlent-
wicklungen schneller aufgedeckt und
GegenmafBnahmen schneller méglich
werden. Zudem missen wissenschaft-
liche Erkenntnisse zu Radikalisierung,
Extremismus und Rassismus sowie eine
Sensibilitat fir Diskriminierung in der
Aus- und Fortbildung eine starkere Rolle
spielen. Wir setzen uns zudem fir eine
pseudonyme Kennzeichnungspflicht fur
Beamtinnen und Beamte in geschlos-
senen Einsatzen ein. So richtig es ist,
einem Generalverdacht gegeniber der
Polizei entgegenzutreten, so richtig ist
es auch, das Fehlverhalten einzelner
Beamter aufzuklaren. Der Zuordnungs-
schlussel zwischen Nummern und Identi-
tat des Beamten muss sicher aufbewahrt
werden und fir den Zugriff auf diesen
missen klare Kriterien festgelegt wer-
den. Wer im Offentlichen Dienst tétig
ist, muss sich jederzeit fur die freiheitlich-
demokratische Grundordnung einsetzen.
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Recht auf Anonymitét im
offentlichen Raum:

Wir bekennen uns zum Recht auf Ano-
nymitat im Sffentlichen — physischen

und digitalen — Raum. Den Einsatz von
Software zur automatisierten und mas-
senhaften Gesichtserkennung sowie eine
flachendeckende Videoiberwachung
des offentlichen Raums lehnen wir ab
und sehen auch die Ausweitung privater
Uberwachung, die fiir staatliche Zwe-
cke nutzbar gemacht wird, kritisch. Eine
intelligente Videoiberwachung an Kri-
minalitatsschwerpunkten kann aber eine
sinnvolle Ergénzung zur Gefahrenab-
wehr und Strafverfolgung sein, wenn sie
verantwortungsvoll und nicht als Ersatz
fir Polizeiprasenz eingesetzt wird.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Null Toleranz gegeniiber Antisemitismus:

Wir fordern ein entschiedenes Vorgehen gegen jede Form des Antisemitismus. Jidi-
sches Leben in Niedersachsen ist fir uns integraler Bestandteil unserer Zivilgesellschaft.
Politik und Sicherheitsbehérden missen die spezifische Gefahrdung jidischen Lebens
ernst nehmen und sich ihr entschieden entgegenstellen. Judische Einrichtungen missen
durch staatliche Maf3nahmen effektiv geschitzt werden. Dabei muss auf die Sicher-
heitsbedenken der Gemeinden eingegangen werden. In Polizei und Justiz braucht es
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner, um antisemitisch motivierte Gefahren und
Taten aufzuarbeiten. Daneben setzen wir uns fir eine Starkung der deutschen Erin-
nerungskultur ein, um frihzeitig fir Alltags-Antisemitismus zu sensibilisieren und anti-
semitischen Vorurteilen sowie Hass vorzubeugen. Hierzu wollen wir den Austausch mit
israelischen Schulen sowie mit Jidinnen und Juden aus Niedersachsen ausweiten und
férdern. Im Rahmen von in den Lehrplan integrierten Workshops sollen Schilerinnen
und Schiiler auBerdem gemeinsam mit Zeitzeuginnen und -zeugen sowie Uberlebenden
der Schoah ins Gesprach kommen, solange dies noch maglich ist. Ferner sollen zukinf-
tig verstarkt digitale Konzepte erarbeitet und in den Unterricht eingebunden werden,
um auch zukinftigen Generationen die Begegnung und Auseinandersetzung mit Zeit-
zeuginnen und -zeugen zu ermdglichen. Auch auf3erschulische Bildungsangebote wol-
len wir weiter ausbauen.

Waffenrecht mit Augenmafl und Konsequenz:

Beim Waffenrecht muss zwischen den und Praxisndhe zu verbessern. Das
Besitzerinnen und Besitzern von Legal- Land muss die Waffenbehdrden bei der
waffen wie Sportschitzinnen und -schit- Aus- und Weiterbildung der zustandigen
zen sowie Jagerinnen und Jagern und Sachbearbeiterinnen und -bearbeiter
zwischen dem illegalen Waffenbesitz besser unterstitzen. Gefahrderinnen und
sowie dem Waffenbesitz durch gefahr- Gefdahrder sowie Extremistinnen und
liche Personen strikt unterschieden wer- Extremisten dirfen keine Waffen besit-
den. Die jingsten Verscharfungen des zen. Dazu muss der Datenaustausch der
Waffenrechts haben die Besitzerinnen beteiligten Behorden verbessert und der
und Besitzer von Legalwaffen wie Sport- illegale Waffenhandel auf europaischer
schitzinnen und -schitzen sowie Jage- Ebene starker bekampft werden.

rinnen und Jager mit zusatzlicher unnit-
zer Birokratie Gberzogen. Der Bund
sollte eine Generalrevision des Waffen-
rechts unternehmen, um Praktikabilitat
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Gedenkstatten schitzen und
Besuche fest verankern:

Unsere niedersachsischen Gedenkstat-
ten wollen wir bewahren und zu diesem
Zweck ausreichend finanzieren und
zugleich die ehrenamtliche Gedenk-
stattenarbeit unterstitzten. Unser Ziel ist
es, dass alle Schilerinnen und Schiiler
im Rahmen ihrer schulischen Laufbahn
mindestens eine NS-Gedenkstatte und
Gedenkstatte des DDR-Unrechts besucht
haben. Denn kein Buch, kein Film und
keine Unterrichtsstunde kann Antisemitis-
mus, Intoleranz, Hass und Unrecht so
nahbar machen wie der Besuch einer
Gedenkstatte.

Opferhilfen bekannter machen:
Opfer einer schweren Straftat zu wer-
den, gehért mit zu den schlimmsten
Erfahrungen im Leben eines Menschen.
Diesen Betroffenen sofort umfassende
Hilfe und Unterstitzung zu gewdhren

ist daher eine besonders wichtige Auf-
gabe des Staates. Niedersachsen ist u.
a. mit der Stiftung Opferhilfe an den elf
Landgerichtsstandorten, dem Landesbe-
auftragten fir Opferschutz als zentralem
Ansprechpartner fir Kriminalitatsopfer
sowie dem Weif3en Ring e. V. mit seinen
flachendeckenden Biros zwar sehr gut
aufgestellt. Wir setzen uns aber dafir
ein, dass diese Einrichtungen der Opfer-
hilfe und des Opferschutzes noch besser
in der Offentlichkeit bekannt gemacht
werden und dass eine bessere Aufkla-
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rung Uber das neue Sozialgesetzbuch
XIV (Soziale Entschadigung) erfolgt,
damit méglichst alle Betroffene von
Straftaten die Hilfsangebote in Anspruch
nehmen kénnen. Weiterhin kdnnte in
Form eines Modellprojektes eine zent-
rale Gewaltschutzambulanz, analog der
Gewaltschutzambulanz an der Berliner
Charité, in Niedersachsen als zentrale
Anlaufstelle fir Menschen, die Gewalt
in jeglicher Form erfahren haben, einge-
richtet werden.

Katastrophenschutz stdarken:

Wir setzen uns fir einen gut ausfinan-
zierten und modern ausgestatteten
Katastrophenschutz ein. Nicht erst die
Flutkatastrophe in Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz hat gezeigt, wie
wichtig das ist. Zum einen missen wir
die im Katastrophenschutz tatigen Orgao-
nisationen so ausstatten, dass sie die
Fuhrparks einsatzbereit halten kdnnen.
Zum anderen muss dafir gesorgt wer-
den, dass ausreichend Ubungen stattfin-
den, damit im Ernstfall alle Akteure, ein-
schlieBlich privater Akteure, aufeinander
eingespielt sind. Ebenfalls werden wir
uns dafir einsetzen, dass in Zusammen-
arbeit mit dem Bund ein funktionieren-
des modernes Warnsystem in Nieder-

sachsen installiert wird.



4. VIELFALT, GLEICHSTELLUNG UND INTEGRATION

Niedersachsen ist reich an verschiedenen Lebensentwirfen und -realitaten. Dieser Wirk-
lichkeit muss auch die Politik gerecht werden. Wir Freie Demokraten sind der Uberzeu-
gung, dass Freiheit und Vielfalt die Grundlage fir Fortschritt und Modernisierung sind.

Nur wenn wir Neuem und Anderem offen gegeniberstehen, kénnen wir von- und mitein-
ander lernen. Am Ende profitiert die gesamte Gesellschaft, wenn sich jeder Mensch frei
entfalten und seine Potenziale voll ausschdpfen kann.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Integration:

Wir wollen es Menschen ermdglichen, sich dauverhaft in Niedersachsen zu integrieren.
Fur geflichtete Menschen kommt es auf eine ziigige dezentrale Unterbringung und auf
einen schnellen Zugang zum Arbeitsmarkt an. Sprache ist ein wichtiger Schlissel zur
Integration. Wir wollen die bestehenden Angebote zur Sprachférderung verbessern.
Auch fir Familien mit Migrationshintergrund, die teilweise schon seit vielen Generatio-
nen in Niedersachsen leben, wollen wir funktionierende Integrationsangebote schaf-
fen. Wir wollen echte Teilhabe erméglichen, etwa durch die interkulturelle Offnung
des offentlichen Dienstes, der Pflege und weiterer Bereiche unseres gesellschaftlichen
Zusammenlebens. Eine Verhillung des Gesichts in Schulen, vor Gericht und in anderen
offentlichen Gebauden, z. B. durch Burka oder Nigab, lehnen wir ab.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Islam:

Wir setzen uns dafir ein, dass islami-
scher Religionsunterricht in deutscher
Sprache, unter deutscher Schulaufsicht
und von in Deutschland ausgebildeten
Lehrerinnen und Lehrern erfolgt. Die
Bundesregierung plant, die Ausbildung
von Imamen zu stérken. Die Umsetzung
ist eine Aufgabe der Bundeslander. Die
Freien Demokraten werden sich dafur
einsetzen, dass das Curriculum durch
in Deutschland beheimatete islamische
Gemeinschaften erarbeitet wird. Die
Inhalte missen den Werten des Grund-
gesetzes und den deutschen Rechts-
regeln genigen. Die Einflussnahme der
Turkisch-Islamischen Union der Anstalt
fir Religion (DITIB) auf tirkeistammige
Communities und auf von tirkeistam-
migen Menschen besuchte Moschee-
gemeinden in Niedersachsen stellt ein
problematisches Integrationshemmnis
dar. Eine Zusammenarbeit soll auf ein
unvermeidbares Mindestmaf3 beschrankt
werden.
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Liberaler Feminismus:

Aus gesellschaftspolitischer Ebene for-
dert und férdert der Liberalismus die
Akzeptanz und Gleichwertigkeit unter-
schiedlicher Lebensmodelle abseits

der gesellschaftlichen Norm. Jede und
jeder soll den eigenen Lebensentwurf
selbstbestimmt wahlen kénnen. Als
Freie Demokraten stehen wir daher fir
einen liberalen Feminismus ein, der auf
der Rechtsgleichheit aller Geschlechter
aufbaut und fir alle Individuen Frei-
heits- und Entfaltungsréume erweitern
will. Der liberale Feminismus strebt die
Selbstbestimmung aller Individuen frei
von gesellschaftlichen Rollenzuschrei-
bungen aufgrund ihres gewahlten oder
biologischen Geschlechts an. Er ist
daher mannlich, weiblich und divers. In
diesem Zusammenhang fordern wir eine
geschlechtsneutrale Gesetzesfassung.
Ausgenommen sind sachlich begrindete
Differenzierungen wie beispielsweise
im Mutterschutz oder Strafvollzug. Die
staatliche Erfassung des Geschlechts ist
auf Forschungszwecke zu reduzieren.
Solange und soweit das Geschlecht als
Differenzierungsmerkmal benutzt wird,
muss es allen offenstehen, die eigene
Geschlechtszugehérigkeit unkompliziert
zu andern. Im Familienrecht sollen Eltern
die gleichen Rechte und Pflichten erhal-
ten. Das gemeinsame Sorgerecht soll
auch bei unverheirateten Paaren der
Regelfall sein. Bei Getrenntleben der
Eltern ist das Wechselmodell, also der
grundsatzlich geteilte Umgang des Kin-
des mit den Eltern, der Regelfall.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Gleichstellung von LSBTIQ*-
Personen:

LSBTIQ*-Feindlichkeit und -Stigmatisie-
rung stellen wir uns entschieden ent-
gegen und streben eine vollsténdige
Gleichstellung von LSBTIQ*-Menschen
an. MaBnahmen und Projekte, die aktiv
gegen Diskriminierung von LSBTIQ*-Per-
sonen vorgehen, wollen wir férdern,
auch in landlichen RGgumen. Dies betrifft
etwa psychosoziale Beratungsarbeite,
Aufklarungs- und Toleranzprojekte in
Schulen sowie Projekte fir Erwachsene
oder Seniorinnen und Senioren.

Schutz der sexuellen und
geschlechtlichen Identitat:

Wir Freie Demokraten fordern die Erwei-

terung des der besonderen Diskriminie-
rungsverbote in der Niedersdchsischen
Landesverfassung und im Grundgesetz
um den Schutz vor Diskriminierung auf-
grund der sexuellen und geschlecht-

lichen Identitat. Damit schitzen wir die
personliche Lebensfihrung von Men-

schen, die an vielen Stellen Diskrimi-

nierung ausgesetzt sind und setzen ein
Zeichen gegen solche Formen der Dis-

kriminierung in einigen Mitgliedstaaten
der EU.

Sexuelle Selbstbestimmung:
Junge Menschen sollen zur selbstbe-
stimmten Wahrnehmung der eigenen

und zur Achtung fremder sexueller Auto-

nomie zu befahigt werden. Daher sollen
bereits an den niedersachsischen Schu-
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len verstarkt Fragen der sexuellen Orien-
tierung und geschlechtlichen Identitét,
der sexuellen Selbstbestimmung, zum
Konsens bei sexuellen Handlungen und
zur Prévention von Missbrauch themati-
siert werden.

Beziehungen zwischen Staat und
Kirche:

Wir Freie Demokraten wollen in den
Dialog mit den Kirchen treten und das
Verhdltnis zwischen Staat und Kirche
neu justieren. Wir wollen dabei die
Ablésung der Staatsleistungen erreichen
und in einer Foérderung alle verfassten
und anerkannten Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften gleich-
behandeln. Das Feiertagsgesetz soll
unter Berucksichtigung der Belange von
Tradition, Neutralitat und Freiheit des
Einzelnen Uberarbeitet werden. Das
Tanzverbot, FilmauffGhrungsverbote und
sonstige Beschrankungen an stillen Feier-
tagen, schaffen wir ab. Wir werden uns
dafir einsetzen, dass die Sonderrechte
im Arbeitsrecht auf den Kernbereich der
Verkindungsarbeit und der Seelsorge
beschrankt werden. Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften werden
auch weiterhin ein fester Bestandteil der
Zivilgesellschaft sein und sollen bei der
Vertretung in &ffentlichen Gremien wie
alle anderen zivilgesellschaftlich gebin-
delten und organisierten Krafte nicht
bevorzugt, sondern gleichberechtigt ein-
gebunden.


LisaGutowski
Hervorheben


5. MIGRATION UND FLUCHT

Niedersachsen ist ein vielfaltiges Land, in dem Menschen unterschiedlichster Herkunft
zusammenleben. Wir Freie Demokraten wollen diese Einwanderungsgesellschaft gestal-
ten. Dabei begreifen wir Einwanderung als Chance. Wir wollen weltweit aktiv um Men-
schen werben, deren Tatkraft Niedersachsen starkt. Unser Land braucht fir die Zukunft
eine gesteuerte und qualifizierte Einwanderung. Zugleich sind wir verpflichtet, Menschen,
die vor Unrecht und Gewalt fliehen missen, bei uns Zuflucht zu gewdhren, solange dies
ndtig ist. Die Grinde, nach Deutschland und Niedersachsen zu kommen, sind vielfaltig.
Umso wichtiger ist es, Regeln zu schaffen, die eine klare Richtschnur sind — sowohl fir
unsere Aufnahmegesellschaft als auch fir all diejenigen, die nach Niedersachsen einwan-
dern.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Einwanderung in den
Arbeitsmarkt:
Niedersachsen soll ein attraktives Ziel

Schilerinnen und Schiler mit Migrations-
hintergrund, die bisher im Heimatland
der Eltern regular die Schule besucht

fir Einwanderinnen und Einwanderer
sowie ihre Familien sein, um dem Man-
gel aus Auszubildenden und Arbeitskraf-

haben, zu integrieren.

Bleiberecht fir auslandische
Auszubildende:

ten zu begegnen. Es braucht ein neues
Durch ein Bleiberecht fir auslandische

Einwanderungsgesetz auf Bundesebene

mit einem Punktesystem nach dem Vor-
bild erfolgreicher Einwanderungslander.
Der Zugang zur deutschen Staatsan-
gehorigkeit muss erleichtert werden.
Zudem wollen wir die Anerkennung
auslandischer Berufsabschlisse sowohl
auf Bundesebene als auch im Rahmen
der Landerzustandigkeit vereinfachen,
um Fachqualifikationen aus dem Aus-
land unkomplizierter nutzen zu kénnen.
Fachkrafte kommen oftmals nicht allein,
sondern bringen ihre Familien mit. Leh-
rerinnen und Lehrer und Schule missen
darauf vorbereitet werden, auch dltere
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Auszubildende nach bestandener
Abschlussprifung soll gesichert werden,
dass sie nicht wahrend oder unmittelbar
nach einer erfolgreichen Ausbildung
abgeschoben werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Klare Regeln fir Flucht und
Migration:

Wir bekennen uns zum Grundrecht auf
Asyl sowie zu den europa- und volker-
rechtlichen Verpflichtungen im Bereich
des Fluchtlingsrechts. Verfahren zur
Zuerkennung eines Schutzstatus missen
beschleunigt werden, um Rechtssicher-
heit fir den Staat sowie die Betroffe-
nen zu schaffen und die Integration zu
erleichtern. Schnelle Verfahren tragen
aber auch dazu bei, dass Menschen
ohne Bleiberecht unser Land schneller
wieder verlassen kénnen bzw. missen.
Um freiwillige Ausreisen, aber auch
Rickfihrungen zu erleichtern, muss der
Bund zusatzliche Rickfihrungsabkom-
men mit den Herkunftslandern abschlie-
f3en. Menschen, die nach Niedersach-
sen geflohen sind, sollen leichter in den
Rechtskreis des Einwanderungsrechts
wechseln kdnnen, wenn sie fur ihren
Lebensunterhalt selbst sorgen kénnen
oder sich in einer Qualifizierungsphase
befinden, an deren Ende sie dies vor-
aussichtlich kénnen (sogenannter Spur-
wechsel). Damit schaffen wir zusatzliche
Anreize zur Integration geflichteter
Menschen.
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Integration und Psycho-Therapie:
Zur Forderung der Integration von Asyl-
suchenden und Kriegsflichtlingen sind
Psychotherapeutinnen und -therapeuten
mit fremdsprachlichen Kenntnissen und
interkulturellen Kompetenzen verstarkt zu
fordern.



6. RECHT, JUSTIZ & JUSTIZVOLLZUG

Der Rechtsstaat gehort zu den Grundpfeilern des Zusammenlebens. Wir Freie Demokra-

ten wollen, dass sich die Birgerinnen und Birger auf einen funktionierenden Rechtsstaat

verlassen konnen. Er stellt sicher, dass die politische Herrschaft nur aufgrund und im Rah-

men des Rechts ausgetbt wird: Nicht das Recht des Starkeren, sondern die Starke des

Rechts ist maBBgeblich. Dazu gehdrt auch, dass Staat und Politik in der Lage und willens

sind, Recht und Gesetz anzuerkennen und durchzusetzen. Von zentraler Bedeutung fur

die Durchsetzung des Rechts und die Sicherstellung des Rechtsfriedens ist eine handlungs-

fahige und unabhangige Justiz, die in der Flache prasent ist.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Justiz entlasten und digitalisieren:
Gerichtliche Auseinandersetzungen mus-
sen in einem angemessenen Zeitraum
entschieden werden. Lange Verfahrens-
zeiten sind zudem ein Investitionshemm-
nis. Wir wollen zusatzliche Stellen for
Richterinnen und Richter sowie Staats-
anwdltinnen und Staatsanwadlte schaffen
und qualifizierte Persdnlichkeiten fir den
Dienst in der niedersachsischen Justiz
gewinnen. Insbesondere in der Sozial-
gerichtsbarkeit besteht ein erhohter
Bedarf. Auch die Digitalisierung der Jus-
tiz ist weiter voranzutreiben. Die digitale
Kommunikation der Verfahrensbeteilig-
ten muss endlich zum Regelfall werden.
Die wahrend der Corona-Pandemie
gesammelten Erfahrungen mit Online-
Verhandlungen bilden eine sinnvolle
Grundlage fir weitere Digitalisierungs-
schritte.
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Justizvollzug modernisieren:

Aus Tatern sollen keine Wiederholungs-
tater werden. Ziel des Justizvollzuges ist
daher ihre Resozialisierung. Diese kann
nur gelingen, wenn geniigend Personal
in den Justizvollzugsanstalten vorhan-
den ist. Wir fordern daher eine bessere
personelle Ausstattung des niedersdch-
sischen Justizvollzuges, um Tater aktiv
bei der Vorbereitung eines straffreien
Lebens nach der Haft unterstitzen zu
kénnen.

Richtervorbehalt starken:

Das Instrument des Richtervorbehalts
muss seinem Anspruch als Brandmauer
gegen ungerechtfertigte Eingriffe in die
Birgerrechte wieder gerecht werden.
Daher fordern wir einen flachendecken-
den, bei Bedarf zentralisierten 24-stindi-
gen Bereitschaftsdienst, in dem entspre-
chend geschulte Ermittlungsrichterinnen
und -richter fir die Exekutive erreichbar
sind. Das Land muss die dafir not-
wendige Personalausstattung der Justiz
sicherstellen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

EinfGhrung der Individualverfas-
sungsbeschwerde:
Ein wesentliches Element des Rechts-

staates ist die Mglichkeit fir alle Birge-

rinnen und Birger, Rechtsschutz gegen
rechtswidrige Eingriffe in die individu-
ellen Rechte in Anspruch nehmen zu
kénnen. Niedersachsen hat, im Gegen-
satz zu dem Uberwiegenden Teil der
anderen Bundesldnder, insoweit eine
Rechtsschutzlicke. Die Verletzung von
verschiedenen Grundrechten unserer
Landesverfassung kann nicht vor dem
Staatsgerichtshof in Bickeburg gerigt
werden. Wir fordern die Einfihrung
der Individualverfassungsbeschwerde
in Niedersachsen, damit die Verletzung

von niedersdchsischen Landesgrundrech-

ten auch vor einem niedersdchsischen
Gericht gerigt werden kann.

Keine Wiederwahl am
Staatsgerichtshof:

Die Méglichkeit der einmaligen Wieder-
wahl von Richterinnen und Richtern am
Niedersachsischen Staatsgerichtshof
wollen wir abschaffen. Diese Méglich-
keit kann zu Abhdangigkeiten fGhren.
Sie entspricht nicht mehr dem europai-
schen Standard. Beim Europdischen
Gerichtshof fir Menschenrechte, beim
Bundesverfassungsgericht und bei den
Verfassungsgerichten zahlreicher ande-
rer Bundeslander ist dieses Relikt langst
durch eine einmalige, langere Amts-
daver ersetzt worden.
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Reform der Juristenausbildung:
Die niedersachsische Juristenausbildung
muss zur bundesweiten Vorreiterausbil-
dung werden. Studierende missen von
Anfang an sowohl in Bezug auf metho-
dische Grundlagenkompetenzen als
auch Praxisndhe geschult werden. Die
juristischen Staatsexamina missen digi-
tal und nicht mehr handschriftlich abge-
legt werden kdénnen. Dariber hinaus
missen Referendarinnen und Referen-
dare mehr finanzielle Unabhangigkeit
erhalten, indem die Unterhaltsbeihilfen
und Zuverdienstgrenzen angehoben
werden. Auch im Praxisteil des zweiten
Staatsexamens muss die Ausbildungs-
ordnung flexibler und somit realitats-
ndher gestaltet werden, etwa, um Aus-
landsaufenthalte zu vereinfachen.

Unabhdngigkeit der
Staatsanwaltschaft starken:

Das ministerielle Weisungsrecht gegen-
Uber der Staatsanwaltschaft muss auf
allgemeine Weisungen sowie als Rechts-
aufsicht auf schriftliche Weisungen

an die Generalstaatsanwaltschaften
beschrankt werden, um die Unabhan-
gigkeit der Staatsanwaltschaft zu star-
ken.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Ersetzung des Begriffs ,Rasse”:
Wir wollen den Begriff ,Rasse” im
Grundgesetz und in der Niederséach-
sischen Landesverfassung durch eine
zeitgemdfe Formulierung ersetzen. Der
Begriff birgt die Gefahr, als Einfallstor
fir die Anerkennung von Rassentheorien
missverstanden oder gar missbraucht zu
werden.

FUr einen umfassenden und
pragmatischen Datenschutz:

Ein umfassendes Recht auf Datenschutz
ist in der digitalen Gesellschaft wichtiger
denn je. Datenschutz bedeutet, Risi-

ken fur einzelne Menschen durch eine
Datenverarbeitung zu identifizieren, zu
verhindern oder abzumildern. Diesem
Zweck des Datenschutzes sehen wir uns
verpflichtet und wollen daher ein Daten-
schutzrecht, das sich an den realen Risi-
ken orientiert, anstatt zur mechanischen
Burokratie zu verkommen. Unterschied-
liche Auslegungen der verschiedenen
Landesbeauftragten fir den Datenschutz
im privatwirtschaftlichen Bereich missen
vereinheitlicht werden. Zudem setzen
wir uns fir eine Starkung des Weisungs-
rechtes der Landesbeauftragten fir den
Datenschutz gegeniber den Behérden
und staatlichen Verwaltungen ein.
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Fir eine Uberwachungsgesamt-
rechnung:

Wir Freie Demokraten setzen uns fir
eine Uberwachungsgesamtrechnung
bei jedem Gesetzgebungsverfahren im
Sicherheitsrecht ein. Die Auswirkungen
von neuen Uberwachungs- und Informa-
tionserhebungsmaf3nahmen missen im
Zusammenhang mit bereits bestehenden
Befugnissen und Datensammlungen
bewertet werden.



lll. WIR BEWALTIGEN DIE HERAUSFORDERUNGEN
UNSERER ZEIT

Landliche und stadtische Lebensentwirfe habe gleichermaf3en Respekt und Wertschat-
zung verdient. Wir wollen durch konkrete Vorschlége in den Bereichen Landwirtschaft,
Umwelt, Energie und Bauen einen Beitrag dazu leisten, dass sich unterschiedliche Regio-
nen und Orte in Niedersachsen bestmdglich entwickeln kénnen.

Damit wollen wir die Entwicklung unserer Kommunen, Kreise und Regionen gerade mit
Blick auf solche Entwicklungen férdern, die den Menschen derzeit besonders grofie Her-
ausforderungen bereiten — von der Bewdltigung der Corona-Pandemie und des Klima-
wandels Uber den demografischen Wandel bis hin zur Digitalisierung. Fir die Attraktivi-
tat und die Zukunftschancen einer Region sind neben der Infrastruktur auch die soziale
und gesundheitliche Versorgung sowie die Angebote bei Kultur, Sport, Ehrenamt und

Weitbildung entscheidend.

EIN GROSSES
LAND BRAUCHT
GROSSE ZIELE.

TUN WIR MEHR ALS NOTIG.
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1. LANDWIRTSCHAFT, ERNAHRUNG, LANDLICHER
RAUM, FORST, JAGD

Land- und Forstwirtschaft, einschlieBlich der vor- und nachgelagerten Wertschpfungs-
ketten, sind die wichtigsten Wirtschaftszweige im landlichen Raum, Garanten fir Arbeits-
platze in der Region und auch in kultureller und sozialer Hinsicht in weiten Teilen des
Landes pragend. Die bisherige Landwirtschaftspolitik hat zu mehr Birokratie, Hofester-
ben und Perspektiviosigkeit auf vielen Betrieben gefihrt. Das wollen wir nicht nur been-
den, sondern umkehren! Die nachhaltige Nutzung der Natur soll wieder Freude machen
und den Land- und Forstwirten gutes Geld fir ihre Arbeit einbringen.

Die Energiewende, die Rickbesinnung auf nachwachsende Rohstoffe und die Entwick-
lung innovativer landwirtschaftlicher Produkte bieten den niedersachsischen Betrieben
grof3e Chancen. Die Entwicklung und Etablierung never Wertschdpfungsketten wollen
wir unterstitzen und starken, indem wir die landwirtschaftliche Produktion mit innovativer
Forschung und Entwicklung sowie industriellen Nutzern landwirtschaftlicher Produkte ver-
netzen. Insbesondere die europdische und internationale Vermarktung niederséchsischer
landwirtschaftlicher Produkte wollen wir starken. Wir wollen den Landwirtinnen und
Landwirten ermdglichen, den an sie gestellten gesteigerten Anforderungen des Tierwohls
sowie des Natur- und Umweltschutzes auf der Grundlage tragfahiger Geschaftsmodelle
entsprechen zu kénnen. Ausgehend von dem Leitbild der unternehmerischen Landwirt-
schaft stehen wir fir eine Politik, die verlassliche Rahmenbedingungen setzt und einfor-
dert. In den sehr unterschiedlichen Regionen Niedersachsens — vom Emsland und Sid-
oldenburg bis zur Lineburger Heide und von der Kuste Gber die Bérde bis zum Harz und
ins Weserbergland — wollen wir die landwirtschaftlichen Betriebe in den wirtschaftlichen,
okologischen und sozialen Veranderungen aktiv begleiten und unterstitzen. Die nieder-
sdchsische Landwirtschaft muss sich auch kinftig im europdischen und internationalen
Wettbewerb behaupten kénnen. Wir wollen, dass landwirtschaftliche Produkte auch in
Zukunft aus Niedersachsen kommen.
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KERNPROJEKT - FAIRER WETTBEWERB:

Um faire Wettbewerbsbedingungen zu gewdhrleisten, werden wir fir zusatzliche Anfor-
derungen, die iber das EU- und Bundesrecht hinausgehen, ein Auflagenmoratorium ver-
hangen und die 1:1-Umsetzung sicherstellen. Bei Einschrankungen der Bewirtschaftung
aufgrund von EU- und Bundesrecht stellen wir grofitmégliche Transparenz beziglich der
zugrundeliegenden Daten her. Zur einheitlichen Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie wer-
den wir eine Bundesratsinitiative zur europaischen Vereinheitlichung der Nitratmessstellen
auf den Weg bringen. Dadurch wollen wir Nitratmessungen des Grundwassers in der
EU vergleichbar machen und die Grundlage fir die Festlegung von Einschrankungen der
Bewirtschaftung etwa in Roten Gebieten vereinheitlichen.

KERNPROJEKT - ZUKUNFTSINVESTITIONEN ERMOGLICHEN:

Um Zukunftsinvestitionen zur beschleunigten Anpassung an die ungeachtet von Investi-
tionszyklen stetig steigenden Anforderungen an Tierhaltung sowie Umwelt- und Natur-
schutz zu ermdglichen, wollen wir das Agrarinvestitionsférderungsprogramm (AFP) mit
einem Schwerpunkt auf dem Einsatz digitaler Techniken deutlich aufstocken. Smart Far-
ming ist ein Werkzeug, das Landwirtinnen und Landwirten dabei hilft, ihre Betriebe zu
optimieren und damit Tierwohl, Umwelt- und Arbeitsabldufe zu modernisieren. Die vor-
handenen landeseigenen Daten wie Geodaten stellen wir der Landwirtschaft zukinftig
kostenfrei zur Verfigung. Ein weiterer wichtiger Baustein fir die beschleunigte Anpassung
ist die Vereinfachung der baurechtlichen Anforderungen. Die bundesrechtlichen Bauvor-
schriften setzen wir 1:1 um. Bei der Einreichung von Bauantrdgen muss die Verwendung
bereits erhobener Daten aus anderen Verfahren zum Standard werden. Genehmigungen
fir Umnutzungen umstellungswilliger Betriebe insbesondere in der Tierhaltung, z.B. von
Schweinemast auf Aquakultur, missen unbirokratisch erteilt werden.

o
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Verwaltung als Partnerin der
Landwirtschaft:

Wir wollen eine Verwaltung, die sich in
erster Linie als Partnerin der Landwirt-
schaft versteht, die Dinge ermdglicht,
statt sie zu behindern. Sie weist auf
bestehende Forderprogramme aktiv hin
(z.B. Bewirtschaftung in Schutzgebieten,
Waldumbau, Erschwernisausgleich) und
hilft bei der Umsetzung und Antragstel-
lung kostenlos. Insbesondere bei kleinen
Verstof3en muss fachliche Beratung im
Vordergrund stehen, nicht Buf3gelder
und Abzige. Verwaltungsgebihren stel-
len wir mit dem Ziel der Reduzierung
auf den Prifstand. Bagatell-Gebihren,
z.B. fur die Fleischbeschau, sollen ent-
fallen.

Effizienter Pflanzenschutz und
modernes Gentechnikrecht:

Wir wollen ein beschleunigtes Zulas-
sungsverfahren fir Pflanzenschutzmittel,
das auf wissenschaftlichen Erkenntnissen
basiert, sowie ein Update fir das EU-
Gentechnikrecht.

DingeVO verursacherorientiert
umsetzen:

Der Grundsatz einer bedarfs- und stand-

ortgerechten Nahrstoffversorgung der
landwirtschaftlichen Kulturen muss auch
in Zukunft der Maf3stab der Dingung
bleiben. Deshalb werden wir die Aus-
weisung der Roten Gebiete im Rahmen
der Dingeverordnung mit dem Ziel
Uberprifen, eine verursacherorientierte
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Bewertung unter Einbeziehung des stark
gesunkenen Stickstoffsaldos in Nieder-
sachsen zu erreichen. Flachenbezogene
Verbote sind schnellstméglich aufzu-
heben. Sie sind nach einem fachlich
anerkannten Verfahren, das die RealitGt
objektiv abbildet, den wirklichen Verhdalt-
nissen anzupassen. Wo es nachweislich
Probleme gibt, zum Beispiel in Regionen
mit zu hohem Giilleaufkommen, wollen
wir den Transport vorhandener wertvol-
ler Wirtschaftsdingermengen in Acker-
bauregionen sowie technische Lésungen
zur Gille- und Garrestaufbereitung
fordern, damit es durch die gleichzeitige
Einsparung von mineralischem Dinger
insgesamt zu positiven Umwelteffekten
kommt.

Hochwertige Wissensvermittlung
erhalten und ausbauen:

Wir setzen uns dafiir ein, dass das
Fachwissen weiterhin innerhalb der ver-
schiedenen landwirtschaftlichen Aus-
bildungs- und Studiengdnge vermittelt
wird sowie zeitgemdafBe Weiterbildungs-
moglichkeiten zur Verfigung stehen.
Genauso ist die starkere Vermittlung der
landwirtschaftlichen Kenntnisse in den
Schulen von grof3er Bedeutung. Durch
das Wissen Uber Regionalitét und Saiso-
nalitét von Produkten kénnen die regio-
nalen Erzeugnisse geférdert werden und
Transportwege und damit auch CO2
eingespart werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Beratungsangebote ausbauen:
Wir wollen die Beratung in der Tier-
haltung, in der Acker- sowie Grinland-
bewirtschaftung auf die Herausforderun-
gen, denen sich alle landwirtschaftlichen
Betriebe gegenibersehen, weiterentwi-
ckeln und unterstitzen. Wir wollen eine
Finanz- und Sozialberatung fir die The-
men Altersvorsorge, Hofibergabe und
Folgen des Strukturwandels fir landwirt-
schaftliche Betriebe einrichten.

ASP effektiv bekampfen:

Die Afrikanische Schweinepest (ASP)
stellt weiterhin eine gro3e Gefahr fir die
Schweinehaltung in Niedersachsen dar.
Wir wollen ihre Bekédmpfung intensivie-
ren, indem der Bund stdrker koordiniert
und die Lander sich besser untereinan-
der abstimmen.

Tierschutz starken:

Rechts- und Vollzugslicken im Bereich
des Tierschutzes missen geschlossen
werden, um der Verantwortung aus der
ausschlieflich dem Staat zustehenden
Eingriffskompetenz gerecht zu werden.

Verbraucherschutz starken:
Unsere Verbraucherpolitik setzt auf eine
Starkung der Verbraucherinnen und Ver-
braucher im Markt. Wir wollen Informa-
tionsmdglichkeiten fur Verbraucherinnen
und Verbraucher weiter verbessern,
ohne unnétige Burokratie zu schaffen.
Wir setzen uns dafir ein, die Lebens-
mittelverschwendung zu reduzieren und
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Alternativen zum Mindesthaltbarkeitsda-
tum zu entwickeln. Wir werden die Ver-
braucherschutzzentrale starken und die
Gebuhrenpflicht fir anlasslose Lebens-
und Futtermittelkontrollen abschaffen.

Nutzlose Vorschriften aufheben:
Das im Niedersdchsischen Gesetz iber
das Halten von Hunden (NHundG) vor-
gesehene Zentrale Hunderegister zeigt
nicht den erwarteten Nutzen. Deshalb

setzen wir uns fir die Aufhebung von §
16 NHundG ein.

Wald und Forstwirtschaft:

Die Walder erbringen zahlreiche
Gemeinwohlleistungen, etwa im Bereich
der Artenvielfalt und des Klimaschutzes.
Eine Honorierung, wie im Koalitionsver-
trag vorgesehen, unterstitzen wir. Diese
wollen wir anknipfend an den Koali-
tionsvertrag auf Bundesebene markt-
orientiert honorieren. Ein grof3er Anteil
des niedersachsischen Privatwaldes ist
kleinteilig strukturiert und verteilt sich
auf viele Eigentimerinnen und Eigentu-
mer. Um eine forstfachlich hochwertige
Bewirtschaftung, Pflege und Entwicklung
auch kinftig sicherzustellen, wollen wir
die Starkung forstwirtschaftlicher Zusam-
menschlUsse stdrken und unterstitzen.
Zunehmende Bewirtschaftungseinschran-
kungen und Stilllegungen von Waldern
lehnen wir ab. Den Bau von Windkraft-
anlagen in intakten Waldgebieten leh-
nen wir ab.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Entschéddigung fir Trassenbau:
Der Bau von Stromtrassen als Frei-
leitungen und besonders als Erdkabel
beansprucht erhebliche Flache, die in
Niedersachsen in vielen Fallen gegen-
wartig land- oder forstwirtschaftlich
genutzt wird. Um eine kalte Enteignung
der Eigentimer zu verhindern, muss eine
daverhafte und angemessene Kompen-
sation des Flachenverlustes durch den
Netzbetreiber erfolgen.

Selbstbestimmte und eigenver-
antwortliche Jagd:

Wir stehen zu den Jéagerinnen und
Jagern. Sie sind aktive und staatlich
geprufte Naturschitzer und verdienen
Vertrauen. Wir fordern ein modernes
Wildtiermanagement, das in engen
Grenzen auch eine Bejagung von Arten
zuldasst, die unter besonderem Schutz
stehen. Dies betrifft besonders Wolf,
Kormoran und Biber erméglicht. Auch
fir die Ganseplagen in Teilen Nordost-
Niedersachsens braucht es Lésungen
Uber das Jagdrecht.

Transformation der Tierhaltung:
Wir wollen die Voraussetzungen fir
eine verantwortliche Transformation

der Tierhaltung schaffen. Es bedarf
klarer mittel- und langfristiger Vorga-
ben fir Zukunftsinvestitionen und eines
Forder- und Finanzierungskonzepts fur
deren zigige Umsetzung. Das Bau- und
Immissionsschutzrecht muss auf die
Méglichkeit zum Um- oder Neubau
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von Stéllen angepasst werden. Eine
Reduzierung des Fleischkonsums kann
vielerorts einen positiven Beitrag fur Kli-
maschutz und Gesundheit leisten. Auch
kinftig setzen wir auf Vernunft statt
staatlicher Bevormundung. Vor allem
sehen wir uns aber in der Pflicht, die
niedersdchsische Fleischwirtschaft bei
dieser Transformation zu unterstitzen.
So liegen beispielsweise enorme wirt-
schaftliche Potentiale in der Herstellung
und weiteren Erforschung so genannter
Fleischersatzprodukte. Unser Anspruch
ist, dass Niedersachsens Landwirtschaft
und Ernghrungsindustrie auch in diesem
Segment fihrend wird. Bei dem Weg
dorthin werden wir bestehende Betriebe
und Startups gezielt unterstitzen.

Nachhaltiger Schutz der Weide-
tierhaltung und Pferdezucht:

Wir setzen uns fir Bundesratsinitiativen
ein, die einerseits offiziell den ginstigen
Erhaltungszustand des Wolfes bestati-
gen und zum anderen auf europdischer
Ebene darauf hinwirken sollen, den
Wolf in Anhang V der FFH-Richtlinie
aufzunehmen. Ein wirksames Wolfsma-
nagement muss die Anzahl der Walfe
auf ein mit der Weidetierhaltung ver-
tragliches Maf3 begrenzen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Wertschatzung fiir Anglerinnen
und Angler:

Anglerinnen und Anglern gebihrt die
Wertschatzung und Anerkennung,

die ihnen als wichtige Partner in der
Gewasserbewirtschaftung und fir ihre
wertvolle Vereins- und Jugendarbeit

in Umweltschutz und -bildung zusteht.
Allgemeine Angelverbote fir die Frei-
zeitfischerei sind unverhaltnismaflig und
lehnen wir ab.

Beibehaltung der Niederséchsi-
schen Kormoranverordnung:
Wir wollen die Kormoranverordnung

beibehalten und ein effektives Bestands-

management des Beutegreifers Kormo-
ran und eine Kontrolle seiner negativen
Auswirkungen auf Fischbestande und
Teichwirtschaft erméglichen.
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Niederséachsischer Smart-
Farming-Fond:

Die Modernisierung des Agrarsektors
durch Digitalisierung soll mittels eines
Risikokapital-Fonds in Niedersachsen
vorangebracht werden. Der Fond soll
Startups und junge Unternehmen for-
dern, die Technologien entwickeln oder
skalieren, die das Potenzial haben die
Landwirtschaft wirtschaftlich deutlich
weiterzuentwickeln.



2, UMWELT UND NATURSCHUTZ

Indem wir die natirlichen Lebensgrundlagen schitzen, schitzen wir die Freiheit und
Chancen jetziger und kinftiger Generationen. Dabei stehen wir fir eine Umweltpolitik
mit den Menschen und nicht gegen sie. Eine solche Politik setzt maf3geblich auf Strate-
gien und Instrumente, die die Menschen als Partner versteht und die insbesondere auf
die Kooperation mit denjenigen setzen, die auf relevanten Flachen leben, arbeiten oder
wirtschaften.

KERNPROJEKT - PARTNERSCHAFTLICHER NATURSCHUTZ ALS LEITIDEE:

Die biologische Vielfalt wollen wir schitzen und verbessern und ihre nachhaltige Nut-
zung sichern. Zu diesem Zweck wollen wir den Vertragsnaturschutz zum Leitinstrument
des Natur- und Artenschutzes ausbauen und flexibilisieren. Wir wollen sicherstellen,
dass die von Land- und Forstwirtschaft erbrachten Oko-Leistungen verl@sslich honoriert
werden. Zusatzliche ordnungsrechtliche MaBnahmen und insbesondere auch weitere
Ausweisungen von Landschafts- oder Naturschutzgebieten lehnen wir ab. Wichtiger ist
es uns, die bereits unter Landschafts- und Naturschutz stehenden Fléchen qualitativ auf-
zuwerten, sie besser zu managen und mehr auf Klasse als auf Masse zu setzen. Dazu
wollen wir mit einer Bundesratsinitiative erreichen, dass das Ersatzgeld mit der Realkom-
pensation gleichgestellt wird. Zudem wollen wir die produktionsintegrierte Kompensation
als Standardinstrument etablieren und den sogenannten Niedersachsischen Weg als
kooperatives Instrument gemeinsam mit den Bewirtschaftern und den Umweltverb&nden
verl@sslich weiterentwickeln. Bevor zu Umweltzwecken auf privates Eigentum zuriickge-
griffen wird, sehen wir den Staat in der Pflicht, seiner Verantwortung gerecht zu werden.
Deshalb wollen wir, dass vorrangig 6ffentliche Flachen in Anspruch genommen werden.
Das europdische Recht werden wir 1:1 umsetzen und sicherstellen, dass auch im Vollzug
nur das europdische Mindestmafd mafigeblich ist. Wir setzen uns fir eine Revision der
Natura-2000-Richtlinien mit dem Ziel der Vereinheitlichung und Flexibilisierung ein. Wir
werden sicherstellen, dass die Erarbeitung und Umsetzung der Natura-2000-Manage-
mentpléne gemeinsam mit den betroffenen Eigentimerinnen und Eigentimer transparent
und nachvollziehbar erfolgt.
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KERNPROJEKT - KLIMASCHUTZ UND REGIONALE ENTWICKLUNG MIT
EINER NEUEN MOORSCHUTZSTRATEGIE KLUG VERBINDEN:

Der Schutz und die Entwicklung der Moore sind fir den Klimaschutz und den Schutz der
Artenvielfalt von herausragender Bedeutung. Als moorreichstes Land in Deutschland tragt
Niedersachsen eine besondere Verantwortung und ist in besonderem Maf3e betroffen.
Auch der nachhaltige Schutz der Moore ist nur gemeinsam mit den in den betroffenen
Regionen lebenden, arbeiten und wirtschaftenden Menschen méglich. Die Bedeutung
der Moore fir den Klimaschutz bietet fir die Moor-Regionen die Chance, den Schutz der
Moore mit neuen und nachhaltigen Entwicklungsperspektiven zu verbinden. Wir wollen,
dass Moorschutz- und -entwicklungsprogramme in einem partizipativen Prozess erarbeitet
werden und verlassliche Perspektiven fur die betroffenen Menschen und RGume beinhal-
ten. Wir werden uns dafir einsetzen, dass der Bund und die EU die dem Ausmaf3 der
Transformation entsprechende Finanzierung sicherstellen.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Birger- und Unternehmer-
freundliche Verwaltung:

Wir wollen in der gesamten Umweltver-
waltung eine birger- und unternehmer-
freundlichere Haltung etablieren. Sie
soll sich in erster Linie als Berater und
Dienstleister verstehen, sich engagiert fir
beschleunigte Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren einsetzen und mit Bir-
gerinnen und Birgern partnerschaftlich
umgehen.

NLWKN neu ausrichten:

Die Organisationsstruktur des NLIWKN
(Niedersachsischer Landesbetrieb fir
Wasserwirtschaft, Kiisten- und Natur-
schutz) wollen wir mit dem Ziel, die Auf-
gaben transparenter, birgerndher und
effektiver zu erledigen, Gberprifen und
ggf. anpassen.

Schnelle und effiziente Genehmi-
gungs- und Uberwachungsver-
fahren:

Effiziente Verfahren sind fir die Wett-
bewerbsfahigkeit der niedersachsischen
Wirtschaft von grofier Bedeutung. Des-
halb wollen wir die Gewerbeaufsichts-
verwaltung deutlich verstarken, um die
Verfahren spirbar zu beschleunigen
und sie so einfach wie méglich auszu-
gestalten.
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Nachhaltige Wasserbewirtschaf-
tung:

Sauberes Wasser ist ein knappes Gut.
Das Wasserversorgungskonzept des
Landes muss die unterschiedlichen Nut-
zungsinteressen ausgewogen berick-
sichtigen, den Vorrang der Trinkwasser-
versorgung sicherstellen und zugleich
auch fir die landwirtschaftliche,
gewerbliche und industrielle Nutzung
Investitionssicherheit gewdhrleisten.

Kustenschutz sicherstellen:
Niedersachsen hat eine Kistenlinie von
750 km Lange. Kustenschutz ist und
bleibt eine lebensnotwendige Dauer-
aufgabe. Dazu gehort seine kontinu-
ierliche Evaluation und eine entspre-
chende Anpassung der MaBnahmen
auf fundierter Datenlage. Dabei missen
auch die Wechselwirkungen zwischen
Kistenschutz und Okosystemen wie
Salzwiesen, Dinen und Wattboden
bericksichtigt werden. Seine Finanzie-
rung entsprechend des im Generalplan
Kustenschutz dargestellten Bedarfs wer-
den wir sicherstellen. Die Anpassung an
die Folgen des Klimawandels muss in
der rgumlichen Planung starker berick-
sichtigt werden. Dazu gehért auch ein
integriertes Kistenzonenmanagement,
das zur Sicherung des Lebens- und Wirt-
schaftsraums beitragt.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Generalplan Hochwasserschutz:
Die Bedeutung des Hochwasserschutzes
im Binnenland nimmt auch in Folge des
Klimawandels stetig zu. Um die Bedarfe
besser zu erfassen und somit einen Bei-
trag zur Klimafolgenanpassung zu leis-
ten, wollen wir entsprechend dem Gene-
ralplan Kistenschutz einen Generalplan
Hochwasserschutz erstellen und die
Finanzierung des Hochwasserschutzes
im Binnenland gemeinsam mit EU, Bund
und Kommunen sicherstellen.

Jagerinnen und Jager sowie
Anglerinnen und Angler sind
Naturschitzer:

Jagerinnen und Jager sowie Anglerin-
nen und Angler sind seit Jahrzehnten
Garanten fir artenreiche und vitale
Bestande wildlebender Tiere. Sie sind
aktive Naturschitzer. Mit ihnen gemein-
sam setzen wir uns fir den Natur- und
Tierschutz zum Wobhle der Tiere, der
Natur und der nachhaltigen Nutzung
der natirlichen Ressourcen ein. lhre
Rolle wollen wir starken.

Entsorgung radioaktiver Abfdlle:
Die Entsorgung der radioaktiven Abfalle
und die Suche nach einem Standort

fir ein Endlager fir hochradioaktive
Abfdlle liegt in der gesamtstaatlichen
Verantwortung des Bundes und aller
Lander. Wir setzen uns dafir ein, dass
die Standortsuche entsprechend der
festgelegten Prinzipien wissenschafts-
basiert, partizipativ, transparent, sich
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selbst hinterfragend und lernend fortge-
setzt wird. Kein Land darf sich diesem
Prozess verweigern. Der Standort fir ein
Zwischen- und Konditionierungslager fir
die Abfdlle aus der Schachtanlage Asse
Il muss in einem Verfahren bestimmt
werden, das mindestens zwei geeignete
Standorte in einem partizipativen und
transparenten Prozess vergleicht.

Meeresverschmutzung:
Meeresverschmutzung, Plastikmill und
Munitionsaltlasten stellen eine Gefahr fir
die Nordsee dar. Durch entschlossene
Umsetzung vorhandener und Entwick-
lung innovativer Konzepte zur Bewalti-
gung dieser Probleme kénnen wir nicht
nur eine lebenswerte Umwelt erreichen,
sondern auch zu neuem wirtschaftli-
chem Potenzial in unserer Kustenregion
beitragen. Wir wollen das Wattenmeer
konsequent schitzen, auf wissenschaft-
licher Grundlage Stérfaktoren evaluieren
und, wo nédtig, einstellen und Zielkon-
flikte ausraumen. An dem im Koalitions-
vertrag auf Bundesebene vereinbarten
Bund-Landerfonds fir die Bergung und
Vernichtung von Munitionsaltlasten in
der Nord- und Ostsee wollen wir uns
entsprechend der grofien Bedeutung der
Nordsee fir Niedersachsen mafB3geblich
beteiligen.



3. ENERGIE UND KLIMASCHUTZ

Niedersachsen muss seinen Beitrag zur Bekampfung des Klimawandels leisten. Wir Freie
Demokraten wollen die Chancen nutzen, die sich aus der geografischen Position unseres
Landes an der Nordsee ergeben, Schon heute wird aus Niedersachsen bereits sehr viel
Energie durch Stromleitungen mit Gewinn in benachbarte Bundeslénder und Staaten
exportiert. Dieser Wirtschaftszweig soll weiter ausgebaut werden, indem Niedersachsen
zentraler Knotenpunkt fir jegliche Energietrager und damit zum Energie-Multihub wird.
Mit seinen Moglichkeiten fir Import und Export durch den Zugang zur Nordsee, die
groften Gasspeicher Europas sowie weitlaufige Kavernen zur Wasserstoffspeicherung
und hervorragende Mdglichkeiten zur Nutzung von On- und Offshore-Windenergie sind
die notwendigen Rahmenbedingungen dafir gegeben. Die Freien Demokraten sind sich
Uber die geostrategische Bedeutung der deutschen Energieversorgung und -unabhdngig-
keit bewusst und behalten die Versorgungssicherheit deshalb als hochste Prioritat. Dabei
ist fir uns wesentlich, dass Energiepolitik immer auch eine soziale Frage ist und die
Grundlage fir wirtschaftlichen Wohlstand bildet.

Die Energiewende bedeutet einen Wechsel von der fossilen Energieinfrastruktur hin zu
einer erneuerbaren Energieinfrastruktur. Um diesen Wechsel abzuschlief3en, ist der Aus-
bau erneuerbarer Energien entscheidend.

KERNPROJEKT - NIEDERSACHSEN ALS ENERGIE-IMPORT-MULTIHUB:

Wir wollen, dass Niedersachsen die Voraussetzungen schafft, um zentraler Knotenpunkt
fir Energieimporte und -verteilung zu werden. Dafir missen ein oder mehrere vollstandig
technologieoffene Importterminals (Energie-Multihub) an der Nordseekiste und zentra-
len Flissen wie der Elbe aufgebaut werden. Diese missen fir die aktuellen aber auch
die zukinftig verstarkt bendtigten Energietrager geeignet sein. Hierbei kdnnen bereits
bestehende Strukturen und Kompetenzen genutzt und gestarkt werden. Durch solche
Energie-Multihubs wird es mdglich, auch weitere Investitionen im Hinterland auszulésen.
Die Energiewende macht zukinftig groBBe Elektrolyse-Anlagen und Kavernenspeicher
notwendig. Fir beides bietet Niedersachsen aufgrund seiner geografischen Gegeben-
heiten ideale Voraussetzungen. Diese kdnnen mit den Energie-Multihubs wirtschaftlich
vorteilhafte Synergien bilden. Niedersachsen hat damit das Potenzial, zum bundesweiten
Cluster fir Energieverteilung mit europaweiter Bedeutung

fr Import und Export von Energie zu werden. Wir wollen

dabei Investitionen in Anlagen zum Import, Export und

zur Weiterverteilung von Energietragern akquirieren und

uns an der Umsetzung proaktiv beteiligen.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Ausbau und Import erneuverbarer
Energien:

Es ist unumstritten, dass fir eine CO2-
neutrale Zukunft grof’e Mengen erneu-
erbarer Energien bendtigt werden. Zur
Erzeugung dieser bedarf es grund-
satzlich grof’er Mengen erneuerbarer
Energieerzeuger, wie On- und Offshore-
Windkraftanlagen, Photovoltaikanlagen
und Gezeitenkraftwerken. Die Freien
Demokraten in Niedersachsen setzen
sich fir einen Ausbau der erneuerbaren
Energien unter Bericksichtigung der
lokalen Umstande ein.

Klimafreundliche Innovationen
fordern:

Wir Freie Demokraten sehen in neuen,
bahnbrechenden Technologien made

in Lower Saxony ein enormes Potenzial
zur Bewadltigung des Klimawandels.
Start-ups sind dabei ein wichtiger Inno-
vationsmotor. Wir brauchen dringend
einen massiven Innovationsschub in der
Energiebranche, um die Energiewende
als Grundlage unserer Zukunft zigig

zu schaffen. Derzeit gibt es ein Dickicht
an verschiedenen Forderprogrammen,
fir die unterschiedlichste Kriterien erfullt
werden missen. Oftmals sind diese
Kriterien starr und unflexibel. Um den
Grindergeist und die Forschung an
umweltschonenden Technologien voran-
zutreiben, fordern wir Freie Demokraten
die Einrichtung eines entsprechenden
Forderfonds des Landes Niedersachsen.
Das Ziel dieses Verfahrens ist es durch
EINE Anlaufstelle, ein kurzes Verfahren
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und maximale Offenheit und Flexibilitat
in der Férderung, Innovationen anzu-
reizen und zu beschleunigen. Dieser
soll dabei nicht aus zusatzlichen Belas-
tungen fur die Birgerinnen und Birger
finanziert werden, sondern durch die
bestehenden finanziellen Ressourcen
des Landes Niedersachsen.

E-Fuels:

Wir sind der Uberzeugung, dass ins-
besondere im Bereich der Schiff- und
der Luftfahrt E-Fuels eine entscheidende
Rolle in einer CO2-neutralen Zukunft
spielen kénnen. Auch in diesem Bereich
wollen wir Niedersachsens Standortvor-
teile nutzen, um klimafreundliche Inno-
vationen voranzutreiben. E-Fuels kdnnen
lokal mit in Niedersachsen erzeugtem
grinen Wasserstoff erzeugt werden
oder Uber die benannten Energie-Hubs
aus Landern mit einem hohen Potenzial
fir die Erzeugung regenerativer Ener-
gien importiert werden. Daher werden
wir bestehende Forschungs- und Modell-
projekte weiter unterstitzen und weiter
ausbauen.

Niedersdachsische
Wasserstoffstrategie:

Die norddeutschen Lander haben in der
norddeutschen Wasserstoffstrategie zu
Recht festgestellt, dass der Norden Gber
eine gut ausgebaute Erdgasinfrastruktur
verfigt und diese perspektivisch eine
wesentliche Rolle fir die Etablierung
einer Wasserstoffwirtschaft spielen wird.
Damit die Entwicklung der Wasser-



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

stoffwirtschaft zeitnah gelingen kann,
missen die MafBnahmen noch starker
konkretisiert und die notwendigen
rechtlich-regulatorischen Anpassungen,
zigig umgesetzt werden. Dafir bené-
tigen wir die politische Unterstitzung
und die entsprechenden politischen
Rahmenbedingungen fir den Aufbau
einer Wasserstoffwirtschaft entlang der
Wertschopfungskette. Hierdurch ist ein
Beitrag zur Energiewende, aber auch
zur modernen und zukunftssicheren
Umgestaltung der niedersdchsischen
Wirtschaft maglich, weshalb wir uns
auf die gesamte Wertschépfungskette
konzentrieren missen (Produktion, Trans-
port, Einsatz). Erdgas in seiner flissigen
(LNG) und gasférmigen Form wird im
Rahmen der Transformation in diesem
Zusammenhang eine wichtige Briicken-
funktion zukommen, weil griner Was-
serstoff zumindest in den kommenden
ein bis zwei Jahrzehnten ein knappes
Gut sein wird. Ohne Erdgas und LNG
kénnten Investition in ,Hydrogen-Rea-
dy“-Anlagen nicht zeitnah begonnen
werden, mit der Folge, dass gerade jetzt
zu Beginn der Transformation weitere
wertvolle Zeit verloren gehen wiirde.
Demzufolge darf es weder zu einer
Benachteiligung solch flexiblen Agierens
durch eine kostenseitige Bestrafung von
Erdgasverbrauch noch zu Nachteilen
bei der Férdermittelgewdhrung oder in
der FinanzTaxonomie kommen.
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Versorgungssicherheit:

Der Aspekt der Versorgungssicherheit ist
wichtig, sowohl fir die Akzeptanz der
Energiewende durch die Bevdlkerung
als auch fir die Entwicklung der nieder-
sachsischen Wirtschaft. Daher setzen
wir neben einem Mix verschiedener
Energietrager auf den Ausbau von Spei-
cherkapazitaten, um Schwankungen
ausgleichen zu kdnnen, sowie auf eine
starkere Diversifizierung der Bezugsquel-
len beim Energieimport, um Abhdangig-
keiten zu reduzieren.

Klimafolgenanpassung: Wir wollen
das Land an die Folgen des Klimawan-
dels anpassen. Dazu gehort etwa eine
gute Durchliftung von Quartieren als
selbstverstandlicher Teil der stédtebau-
lichen Planung. Angesichts der Heraus-
forderungen, die der Klimawandel mit
sich bringen wird, ist die Einbindung
von Freiflachen, Gewdssern und Frisch-
luftschneisen im Stadtebau von groBer
Bedeutung. Gerade in versiegelten

und verdichteten Innenstadten sind die
Folgen von Hitzeperioden und Starkre-
gen-Ereignissen mitzudenken. Mdgliche
Antworten sind eine verstarkte Gebdu-
debegrinung an Dach und Fassade
sowie Versickerungs- und Stauflachen
fir Regenwasser. Heller StraBenbelag
absorbiert erheblich weniger Warme als
herkdmmlicher Straf3enbelag und kénnte
so einen wichtigen Beitrag zur Abkuh-
lung von Innenstadten sein.



4. STADTEBAU, RAUMORDNUNG UND
WOHNUNGSWESEN

Niedersachsen bietet Vielfalt in der Bau- und Siedlungsstruktur. Grof3- und Universitats-
stadte, viele Mittel- und Kleinstadte sowie Ortschaften machen die lebenswerte Vielfalt
unseres Bundeslands aus. Stadte und Umland sind dabei nicht Gegensatze, sondern ein
Lebensraum, der gemeinsam gedacht werden muss. Die Freien Demokraten méchten die
Vernetzung zwischen Zentren und ihrem Umland verbessern. Stadte und Gemeinden sind
dabei nicht nur der Wohnort, sie sind auch Lebensmittelpunkt der Menschen. Ziel einer
liberalen Raumplanung ist die Schaffung von bedarfsgerechten Lebensrdumen fir alle
Generationen.

Die Lage auf dem Immobilienmarkt ist fir Wohnungssuchende insbesondere in Ballungs-
zentren angespannt. Die Schaffung neuen Wohnraums hat Prioritat, um die aktuell
schwierige Situation zu entspannen. Das gilt sowohl fir Mietwohnungen, als auch fir
den Erwerb von Eigenheimen. Fir eine Starkung der Bauvorhaben setzen die Freien
Demokraten nicht auf Verbote und kleinteilige Vorgaben, sondern auf Birokratieabbau,
Vereinfachungen und Beschleunigungen von Bauvorhaben und mehr Transparenz in der
Forderlandschaft. Intelligentes Bauen ist auch Klimaschutz. Das zeigt sich in der Auswahl
der Baustoffe, aber auch in einer angepassten Form der Vorgaben.

KERNPROJEKT - WOHNHEIME FUR AUSZUBILDENDE:

Unter knappem Wohnraum und steigenden Mieten leiden alle Wohnungssuchenden,
besonders aber junge Menschen in ihrer Ausbildung oder wahrend ihres Studiums.
Neben der Férderung der studentischen Wohnheime setzen wir uns fir die Schaffung
neuer Azubi-Wohnheime ein. Ein Konzept dafir soll gemeinsam mit der Unternehmer-
schaft entwickelt werden.
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KERNFORDERUNG - FORDERMATRIX BAU & KLIMA:

Wir treten fir die Schaffung einer ,Férdermatrix Bau & Klima” ein. Diese ermdglicht als
digitale Ubersicht eine einfache Information iiber alle verfiigbarer Férdermaglichkeiten
von der EU, dem Bund und dem Land Niedersachsen sowie landesspezifischer Pro-
gramme. Je nach Vorhaben, Bedarf und Umfang sind damit schnell mégliche Unterstit-
zungen getrennt fir Kommunen, Unternehmen und Private einfach identifizierbar.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Schneller Wohnraum schaffen:
Wir mochten die Rahmenbedingungen
fir alle schaffen, schneller bendtigten
Wohnraum zur Verfigung zu stellen.
Dabei spielen verschiedene zentrale
Vorgaben eine Rolle. Wir méchten

die Umnutzung bereits vorhandener
Flachen erleichtern. Alte Bebauungs-
plane missen auf den Prifstand und
Anderungsverfahren, die derzeit zwei
Jahre oder lénger dauern, deutlich
beschleunigt werden. Auch Nutzungséin-
derungen bestehender Geb&ude méch-
ten wir erleichtern, etwa um geeignete
Gewerbebauten auch in Wohnraum
umwandeln zu kénnen und eine grofiere
Flexibilitat der Nutzung vorhandener
Gebdude zu ermdglichen.

Bezahlbaren Wohnraum
schaffen und erhalten:

Wir wollen die Zuschisse des Landes
fir den Sozialen Wohnungsbau besser
nutzen, um deutlich mehr Investitionen
auszulésen und mehr Wohnungen zu
schaffen. Die NBank als Férderbank
des Landes soll zur Investitionsagentur
weiterentwickelt werden. Um ginstigen
Wohnraum langfristig zu sichern, sollte
das Land die Kommunen darin unterstit-
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zen, geeignete eigene Flachen als Erb-
baugrundsticke zur Verfigung stellen
zu kénnen und mit Anbietern ginstigen
Wohnraumes dadurch ginstigere Belas-
tungen auch tber langere Zeitrdume als
die Forderdauer hinweg aushandeln zu
kénnen. Anhand praktischer Erprobung
in Modellprojekten sollen Empfehlungen
entwickelt werden, welche Auflagen im
Sinne gunstigen Bauens entbehrlich sind,
wo geschickte Baugestaltung zu Mate-
rialersparnis oder geringerem Energie-
bedarf fihren kénnen.

Mehr Wohnraum fir junge
Menschen:

Wir setzen uns fir mehr bezahlbaren
Wohnraum und damit Rickzugsméglich-
keiten fir junge Menschen ein. Insbe-
sondere im léndlichen Raum bestehen
haufig nur unzureichende Maglichkeiten
ein selbststandiges Wohnleben losgeldst
vom Elternhaus zu fihren - selbst wenn
die Finanzierung der Miete keine Hirde
darstellt. Im landlichen Kontext existieren
nur sehr wenige 1-2 Zimmer-Wohnun-
gen. Der Aus- und Umbau von Woh-
nungen, die auf die Bedirfnisse junger
Menschen zugeschnitten sind muss des-
halb starker geférdert werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Einfamilienh&user:

Bauland soll auch zukinftig fir unter-
schiedliche Wohnformen genutzt wer-
den dirfen, um den unterschiedlichen
Bedirfnissen der Birgerinnen und Bir-
ger gerecht zu werden. Einseitige Ver-
bote, wie beispielsweise zum Bau neuer
Einfamilienhduser, lehnen wir ab. Neue
Baugebiete konnten insbesondere ent-
lang bestehender Verkehrsachsen entste-
hen, insbesondere entlang vorhandener
Schienentrassen.

Landeswohnungsbaugesellschaft
verhindern:

Wir sprechen uns gegen die Schaffung
einer Landeswohnungsgesellschaft aus.
Die Schaffung einer solchen Institution
wadre kostspielig und deren Wirkung
gleichzeitig kaum spirbar. Regionale
Akteure, wie kommunale Wohnungsbau-
gesellschaften und Baugenossenschaf-
ten, kennen die Situation vor Ort besser
und arbeiten wirkungsvoller als eine
zentral agierende Gesellschaft.

Genehmigungsverfahren
beschleunigen:

Nach der Umsetzung des digitalen
Bauantrags sind nun weitere Verfahrens-
beschleunigung in den zustandigen
Amtern notwendig. Daher soll kiinftig
immer dann ein Antrag als genehmigt
gelten, wenn innerhalb einer bestimm-
ten Frist die Genehmigung nicht erfolgt
ist (Genehmigungsfiktion), Ausnah-
men davon dirfen nur fir besonders
komplexe Sonderbauten gelten. Bei
bestimmten Zusatzqualifikationen auf
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Seiten der Antragssteller soll die Bau-
antragsprifung in einem vereinfachten
und schnelleren Verfahren erfolgen. Wir
fordern zudem die Einfihrung von Prif-
ingenieuren fir Brandschutz insbeson-
dere fir komplexe Bauvorhaben. Diese
kénnen zur Verfahrensbeschleunigung
beitragen und Sicherheit im Brandschutz
weiter gewdhrleisten.

Fachkrafteinitiative:

Aktuell fihrt der Fachkraftemangel in
Baudmtern und im Bauhandwerk zu
langen Bearbeitungs- und Bauzeiten.
Daher fordern die Freien Demokraten
eine Fachkrafteinitiative fir das Land.

Es sollen neue Stellen fir Bauassessoren
geschaffen und der Zugang fir den
Quereinstieg mit berufsbegleitender
Qualifizierung verbessert werden. Wir
wollen gemeinsam mit der Bauwirtschaft
ein Konzept entwickeln, wie man Schi-
lerinnen und Schiler besser fir die Bau-
branche begeistern kann.

Niederséchsische Bauordnung:
Um bundeslandibergreifende Standards
zu starken, fordern wir eine weitere
Anndgherung der Niedersdchsischen
Bauordnung (NBauO) an die Muster-
bauordung der Lander (MBO). Schwer-
punkt der NBauO sind Vorgaben und
Verfahren fir Neubauten. Umbauten
und deren Herausforderungen spiegelt
sie nicht ausreichen wider. Wir wol-
len die gesetzlichen Regelungen fir
Umbauten vereinfachten und Verfahren
beschleunigen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Klimafreundliches und
energiesparendes Bauen:
Intelligentes Bauen ist auch Klimaschutz.
Wir wollen Modellprojekte alternativer
Beheizung, wie beispielweise War-
mepumpen und Biowédrme sowie das
Recycling von Baustoffen férdern und
setzen bei der Energieversorgung von
Gebduden auf Technologieoffenheit.
Bei bestehenden Gebauden wollen wir
die Anreize fir energetische Sanierun-
gen erhdhen. Energieberatungen und
energetische Sanierungen missen voll-
standig steuerlich absetzbar sein und
letztere mit ginstigen Krediten durch die
Kreditanstalt fir Wiederauftbau gefor-
dert werden. Bis zum Jahr 2045 soll der
Gebdaudebestand nahezu klimaneutral
sein. Um dieses Ziel zu erreichen, beno-
tigen wir energieeffizientere Gebaude.
Niedersachsen soll sich dafir einsetzen,
die Férderung von Warmedamm-Ver-
bundsystemen aus dem Programm der
KFW Bank durch die Férderung alterna-

tiver Baustoffe ersetzt wird.
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Stédte der Zukunft:

Fir Stadte der Zukunft soll das Land die
Umgestaltung von Stadten hin zu einem
sinnvollen und attraktiven Lebensraum
fir alle Generationen férdern. Es mis-
sen sowohl| altersgerechte und barriere-
freie Wohnungen geschaffen werden
als auch neue Wohn- und Arbeitsformen
wie etwa Micro-Appartements, gemein-
schaftliche genutzte Funktionsflachen,
Tiny Houses oder Co-Working-Spaces
einfacher ermdglicht werden. Dafir
kénnten veranderte bauliche Anforde-
rungen beziglich der Grof3e und der
Anordnung der Wohnungen notwendig
sein, aber auch flexible Belegung von
Platzen oder die Mischung zwischen
Wohn- und Gewerbeflachen angepasst
werden. Nachbarschaftsprojekte und
Stadtquartiersmanagement kénnen ein
wichtiger Bestandteil des Sozialraumes
sein und Lebensqualitat und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt erhéhen. Die gene-
rationenibergreifende Vernetzung im
Stadtteil zwischen Akteuren wie Einrich-
tungen der Altenhilfe, Beratungsstellen,
Religionsgemeinschaften, Schulen, Kitas
und der Aufbau von Nachbarschafts-
hilfe kann durch die wechselseitige Nut-
zung von R@umen unterstitzt werden.



5. SOZIALES, GESUNDHEIT, FAMILIE UND JUGEND

Wir Freie Demokraten wollen jedem einzelnen Menschen die grofitméglichen Chancen

erdffnen. Liberale Sozialpolitik will die Menschen dazu befahigen, fir sich selbst ein
moglichst hohes Maf3 an gesellschaftlicher Teilhabe zu erreichen. Auch heute werden
noch viel zu vielen Menschen Steine in den Weg gelegt. Wir wollen diese Barrieren
abbauen. Gleichzeitig erkennen wir an, dass Menschen, etwa durch Armut oder Krank-
heit, unterschiedliche Voraussetzungen mitbringen, um mehr gesellschaftliche Teilhabe zu
erreichen. Fir diese Menschen trégt das Gemeinwesen eine Verantwortung. Auch Men-
schen mit kdrperlichen oder geistigen Beeintréchtigungen missen ein Leben in Selbstbe-
stimmung und Eigenverantwortung fihren kénnen.

Gesundheit ist eine Grundvoraussetzung fir ein selbstbestimmtes Leben. Daher brau-
chen wir in Niedersachsen eine flachendeckende und vor allem qualitativ hochwertige
Gesundheitsversorgung durch alle Anbieter von Gesundheitsleistungen. Nachfrage und
Umfang der Leistungen steigen durch die Zunahme der Zahl chronisch kranker Menschen
und durch Verbesserungen und Erweiterungen der Angebote. Der demografische Wan-
del wirkt sich in doppelter Weise erschwerend aus. Denn wéhrend die Zahl behand-
lungs- bzw. pflegebedirftiger Menschen steigt, wird es zunehmend schwieriger, Nach-
wuchs im Bereich der Gesundheitsdienstleister zu finden. Dennoch muss die erforderliche
Versorgung fir alle Menschen zuganglich sein. Menschen unterschiedlichen Geschlechts
erkranken aufgrund biologischer Unterschiede zum Teil sehr verschieden. Dem mussen
auch Medizin und Forschung Rechnung tragen. Deshalb wollen wir uns fir konkrete For-
schungsprojekte zu geschlechtsspezifischer Medizin und Pharmazie in Niedersachsen
einsefzen.
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KERNPROJEKT - NEUE WEGE IN DER AMBULANTEN PFLEGE:

Mehr als die Halfte der Pflegebedirftigen in Niedersachsen wird zu Hause von Ange-
hérigen betreut. Knapp ein Viertel erhalt zusatzliche Unterstitzung durch Pflegedienste.
Die Bedeutung der ambulanten Pflege, der Mangel an Fachkraften sowie die Belastung
pflegender Angehériger werden vor diesem Hintergrund weiter zunehmen. Das Land
muss die ambulante Pflege besser unterstitzen und die Pflege durch Angehérige besser
absichern. Dazu wollen wir neue Wege gehen. Mit dem so genannten Burgenland-
Modell sollen pflegende Angehérige in der Grundpflege ausgebildet und probeweise
fest angestellt werden. Mit dem so genannten Buurtzorg-Modell wollen wir auf eine klein-
teilige Dokumentation verzichten und die Unterstitzungsleistungen aus Familie und Nach-
barschaft mit der professionellen Pflege besser koordinieren. Beide Projekte entlasten die
professionelle Pflege von Tatigkeiten in Grundpflege und Betreuung und binden Angeho-
rige anerkennend in neuer Weise ein.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Teilhabe und Inklusion: Arbeitsmarktintegration durch verein-
Wir setzen uns fir umfassende Teil- fachte Verfahren erleichtert werden. Wir
habe aller Menschen ein. Dazu gehért, werden fir mehr Teilhabe und politische
Niedersachsen barrierefrei zu machen Partizipation von Menschen mit Behinde-
— im OPNV und im Schienenverkehr, in rungen an wichtigen Vorhaben auf Lan-
offentlichen Geb&uden und bei privaten desebene sorgen. Die Mittel wollen wir
Dienstleistern, die ihre Leistungen der erhdhen und verstatigen. Wir starken
Allgemeinheit anbieten. Wir setzen auf die Inklusion im Sport, unter anderem
moderne Instrumente selbstbestimmter durch das Projekt ,Indus” und inklusive
Inklusion, vom Assistenzhund iber digi- Ligen.

tale und technische Hilfsmittel bis hin

zum einfachen personlichen Budget Inklusives Wohnen:

zur Bindelung staatlicher Leistungen. Es sollen landesweit Wohngemeinschat-

Niedersachsen muss die UN-Behin-

dertenrechtskonvention beispielgebend

ten eingerichtet werden, in Menschen
mit und ohne Behinderung gemeinsam

umsetzen. Die Inklusion fir Jugendliche leben. Die Bewohnerinnen und Bewoh-

: . hne Behi | f
mit Behinderung soll durch passgenauve ner ohne Behinderung leben, unter

MaBnahmen auch in der Berufsaus. Bericksichtigung arbeitsrechtlicher

bildung und in den berufsbildenden Rahmenbedingungen (wie Urlaubsan-
Schulen weiter gestiirkt werden. Das spriche und Arbeitszeit), kostenlos in

versanliche Budget for Menschen mit ihrer Wohngemeinschaft, wahrend sie

Behinderungen soll durch Beratung ihre Mitbewohnerinnen und -bewohner

breitere Anwendung finden und die mit Beeintrachtigung betreuen. Es soll
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

auBBerdem eine WG-Leitung geben, die
vollstandig als sonderpadagogischer
Betreuer ausgebildet ist. Das Land Nie-
dersachsen hat die Aufgabe, die Kom-
munen bei den aufkommenden Kosten
Zu unterstutzen.

Leistungsfdhigkeit der nieder-
séichsischen Gesundheitsémter:
Die Leistungsfahigkeit des Offentlichen
Gesundheitsdienstes muss durch unter-
schiedliche MafBnahmen gestarkt wer-
den. Zum einen muss er als Arbeitsplatz
attraktiver sein - dazu gehért auch die
Einfihrung eines eigenen Tarifs for

die Bezahlung der Amtsérztinnen und
-rzte. Daneben ist dringend die digi-
tale Ausstattung und insbesondere die
Vernetzung der Gesundheitsamter auch
untereinander zu stdrken — durch die
Anschaffung moderner schnittstellen-
tauglicher IT-Infrastruktur. Deren Einfih-
rung mit Hilfe von [T-Fachkraften ist auch
durch das Land zu unterstitzen.

Landarztmangel:

Wir wollen dem Landarztmangel nicht
durch die Einfihrung einer Landarzt-
quote bei der Vergabe der Studien-
platze begegnen, sondern durch Imple-
mentierung des Berufsbildes ins Studium,
durch die Schaffung von Delegations-
moglichkeiten an medizinische Fach-
krafte (Community Health Nurses) und
den Ausbau telemedizinischer Ange-
bote. Diesbezigliche Projekte sind zu
starken.
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Telemedizin in Niedersachsen:
Vor allem im landlichen Raum wird die
Telemedizin zu einem wichtigen Fak-
tor in der medizinischen Versorgung.
Voraussetzung ist, dass leistungsfahige
Internetverbindungen vorhanden sind.
Dafir sollen sich Land und Landkreise
einsetzen.

Psychotherapeutische Versor-
gung ausbauen:

Zur Sicherstellung der psychotherapeu-
tischen Versorgung muss die Zahl der
Studienplatze fir klinische Psychologie
deutlich erhoht. Daneben soll auBerdem
die Zahl der Kassensitze fir Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten erhéht
werden, um Uberlange Wartezeiten zu
vermeiden.

Traumaambulanzen:
Traumaambulanzen in Niedersachsen
sollen weiter ausgebaut werden, um
schnelle Hilfe nach belastenden Ereignis-
sen zu ermdglichen.

Investitionen in Krankenhauser:
Das Land Niedersachsen muss aus-
kdmmliche Investitionskosten fiir Plan-
Krankenhduser sicherstellen, auch im
Hinblick auf zukunftsweisende struktur-
verdndernde Baumaf3nahmen und einer
umfassenden Digitalisierung.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Notfallversorgung und Notrufe:
Die Notfallversorgung in Niedersach-
sen soll unter Einbeziehung von Portal-
praxen zu einem digital vernetzten
und integrierten Notfallleitsystem aus-
gebaut werden. Hierdurch kann eine
bedarfsgerechte, ressourcenschonende
Inanspruchnahme der verschiedenen
Leistungserbringer erreicht werden. Die
Landesregierung soll sich ferner dafir
einsetzen, dass die Rufnummern 112
und 116 117 auch weiterhin getrennt
gehalten werden. Zeitgleich ist die
Bevolkerung verstarkt Gber die Unter-
schiede aufzuklaren. Fir die 112 und
110 soll zudem die Mdglichkeit einer
Nothilfe-SMS eingefthrt werden, damit

auch Menschen, die nicht sprechen kon-

nen, eigenstandig Rettungsdienst, Feuer-
wehr oder Polizei alarmieren kénnen.
Rettungsdienste sollen in Niedersachsen

zukinftig flachendeckend durch Telenot-

drzte unterstitzt werden.

Ausbildung in Gesundheitsfach-
berufen:

Schulen in freier Tragerschaft sollen
zur Ausbildung in Gesundheitsfach-
berufen fir eine Ubergangszeit Finanz-
hilfen bereits mit der Genehmigung des
Betriebs gewdhrt werden, bis ein Man-
gel an Ausbildungsplatzen nicht mehr
besteht.
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Cannabis-Regulierung umsetzen:
Wir unterstitzen die Bestrebungen der
Ampelkoalition, die kontrollierte Frei-
gabe von Cannabis einzufihren. Der
Besitz und Konsum sowie der Eigen-
anbau zur Deckung des persénlichen
Bedarfs ist volljchrigen Personen zu
gestatten. Durch einen Verkauf in lizen-
zierten Geschdaften kénnen die Qualitat
kontrolliert, die Weitergabe verunrei-
nigter Substanzen verhindert und der
Jugendschutz gewdhrleistet werden.
Zusatzlich wollen wir starker in Praven-
tion, Suchtbehandlung und Beratung
investieren. In Niedersachsen wollen wir
Freie Demokraten die geplante Regu-
lierung wissenschaftlich begleiten und
auswerten. Verkauf und Weitergabe an
Minderjahrige bleiben rechtswidrig.

Suchtprdvention:

Die Suchtpravention an Schulen und in
Betrieben sowie Selbsthilfegruppen soll
ausgebaut und verstarkt unterstitzt wer-
den, um einen verantwortungsbewussten
Umgang mit siichtig machenden Stoffen
und Medien zu gewdhrleisten.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Sexuell Gbertragbare
Krankheiten:

Das Thema sexuell Gbertragbarer Krank-
heiten ist ein sehr persénliches und
haufig noch schambehaftetes. Fir einen
verantwortungsbewussten Umgang mit
diesem Thema und zur besseren Praven-
tion solcher Krankheiten sollen landes-
weit kostenfrei anonyme Tests auf jeg-
liche sexuell Gbertragbaren Krankheiten
angeboten werden. Dies kann weiter
durch die bestehenden Strukturen der
Selbsthilfeorganisationen, insbesondere
die AIDS-Hilfen, geleistet werden. Deren
Arbeit muss das Land weiterhin verldss-
lich férdern.

Schwangerschaftsabbriche:

Die Anzahl von Arztinnen und Arzten,
die Abtreibungen vornehmen, ist zu
niedrig, um eine wohnortnahe Versor-
gung zu gewdhrleisten. Betroffene mus-
sen bessere Maglichkeiten haben, sich
Uber die Versorgungslage zu informie-

ren. Daher begriBen wir Freie Demokra-

ten die Streichung des § 219a StGB und
setzen uns zudem fir eine Verpflichtung
der Krankenhduser sowie Gyndkologin-
nen und Gyndkologen ein, auf Anfrage
dariber zu informieren, wo in der Nahe
ein Schwangerschaftsabbruch durchge-
fGhrt werden kann.
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Pflegenotstand begegnen:

Um dem Personalmangel in der Pflege
entgegenzuwirken, sollen auslandische
Berufsabschlisse im Pflegebereich grof3-
zugiger und vor allem schneller als
bisher anerkannt werden. Hierfir soll
das Land Niedersachsen ein eigenes
Kompetenzzentrum einrichten, das die
Formalitaten der Anerkennung zeitnah
bearbeitet. Daneben missen auch die
Arbeitsbedingungen in der Pflege dras-
tisch verbessert werden. Dazu gehéren
u. a. verlassliche Dienstplane, die die
individuellen Maglichkeiten der Pfle-
genden bericksichtigen, regelmafige
Pausen und eine Sicherstellung der
Kinderbetreuung. Daneben sollen Pfle-
gekraften auch verstarkt psychosoziale
Unterstitzungsangebote zur Verfigung
gestellt werden. Zudem bedarf es einer
Verbesserung der Entlohnung von Pfle-
gekrafte entsprechend ihrer Qualifika-
tion. Viele Fachkrafte wenden der Pflege
nach wenigen Jahren den Ricken zu.
Diese Menschen werden allerdings drin-
gend fir die Versorgung unserer Bevol-
kerung bendtigt. Deshalb fordern wir
eine Rickholkampagne fir Pflegekrafte
und Fortbildungen zur Erleichterung des
Wiedereinstiegs.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Keine Isolation von
Pflegebediirftigen:

Der Infektionsschutz in der stationaren
Pflege muss insbesondere in Pandemie-
zeiten vor allem durch gewissenhafte
Hygiene und engmaschige Tests sicher-
gestellt werden. Eine Isolation gegen-
Uber Angehérigen gilt es insbesondere
bei sterbenden Menschen unbedingt zu
vermeiden. Die Heimaufsichten missen
sicherstellen, dass die Personlichkeits-

rechte in Pflegeheimen gewahrt bleiben.

Entlastung pflegender
Angehoriger:

Um pflegende Angehdrige zu entlasten,
mussen die Zahl der Tagespflegeplatze
aufgestockt und zusétzliche spezielle
Nachtpflegeplatze eingerichtet werden.
Insgesamt sollen mehr Kurzzeit-Pflege-
platze vorgehalten werden. Hierzu ist
ein unabhdngiges, zentrales und digita-
les Register mit Ubersicht iber die ver-

figbaren Kurzzeitpflegeplatze einzurich-

ten, das taglich aktualisiert wird.

Niedersachsische Demenz-
strategie umsetzen:

Angesichts der wachsenden Zahl an
Demenzkranken soll die Offentlichkeit
starker fir dieses Thema sensibilisiert
werden. Hierzu sollen lokale Netz-
werke und sogenannte Demenzlotsen
eingesetzt werden, um die Betroffenen
und ihre Angehdrigen zu unterstitzen,
aber auch demenzsensibles Umfeld zu
schaffen. Auch die medizinische und
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pflegerische Versorgung von Menschen
mit Demenz muss weiterentwickelt wer-
den, indem die Aus- und Fortbildung
der professionell Pflegenden und der
therapeutischen Professionen hierin ver-
starkt werden. Spezielle Wohnformen
fir demenziell Erkrankte z.B. in Form
von Demenz-Dérfern sind auszubauen.
Im Zuge der Umsetzung der nationalen
Demenzstrategie ist es unabdingbar,
Vorhaben zur Erforschung von Préven-
tion und Therapie von Demenz zu for-
dern.

Corona:

Zusammen mit dem Bund soll in Nie-
dersachsen eine Strategie entwickelt
werden, in der die Offentlichkeit fur die
Themen Long- und Post-Covid sensibili-
siert wird. Hierzu sollen fir Betroffene
und ihren Angehdrigen im stadtischen
und im landlichem Raum Anlaufstellen
geschaffen werden um gezielt medizi-
nische, pflegerische und therapeutische
Hilfe in Anspruch nehmen zu kénnen
und somit eine Wiedereingliederung in
der Gesellschaft voranzutreiben. Ebenso
sollen Aus- und Fortbildungen fir Arzte,
Therapeuten und medizinisches Personal
Uber die Erkrankung und Behandlung
von Long- und Post-Covid geférdert wer-
den. Die Forschung zu Long- und Post-
Covid soll verstarkt werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Geburtshilfe:

In Niedersachsen soll ein Geburtshilfe-
starkungsgesetz eingefihrt werden. Die-
ses soll u.a. die Schaffung eines Heb-
ammensonderstellenprogrammes und
die Veroffentlichung des Hebammen-
Betreuungsschlussel in Krankenhdusern
vorsehen. Daneben soll die Zeit, die
Hebammen bendtigen, um Hebammen-
studentinnen und -studenten anzuleiten,
vergitet werden. Praxisgrindungen for
Hebammen und Geburtshéuser sollen in
den Landkreisen unbirokratisch ermdg-
licht werden.

Kostenlose
Damenhygieneprodukte:

In Bildungseinrichtungen sollen zukinftig
kostenfreie Damenhygieneprodukte zur
Verfigung gestellt werden.

Frauenhduser:

Die Situation der niedersachsischen
Frauenhduser ist durch chronischen
Platzmangel gekennzeichnet. Fraven-
hauser sollen daher personell unterstitzt
werden und in ihrem &ffentlichen Auftritt
klarstellen, dass sie Unterstitzung in Fal-
len hauslicher oder sexualisierter Gewalt
auch durch Beratungen fir betroffene
oder bedrohte M&dchen und Frauenleis-
ten. Die Finanzierung soll durch Landes-
zuschisse verl@sslich gesichert werden.
Bei der Berechnung von Zuschissen

zu Frauenhdusern die Zahl der Kinder
bericksichtigen, die eine Frau mitbringt.
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Mannerschutzeinrichtungen:
Auch mannliche Opfer hauslicher
Gewalt missen bericksichtigt werden.
Die Bereitstellung von Beratungsstellen
und Ménnerschutzwohnungen muss
daher durch finanzielle Férderungen
und eigenstandige Férderrichtlinien
langfristig sichergestellt werden. In Nie-
dersachsen sollen zudem Angebote
nach dem Vorbild des Mannerhilfe-Tele-
fons aus Nordrhein-Westfalen und Siid-
deutschland eingefihrt werden.

Wirkungsvoller Kinderschutz:
Ablaufe in Jugendhilfe und Jugendam.-
tern missen regelmaBig extern Gberprift
werden. Die entsprechenden Prifungs-
ergebnisse sind zu dokumentieren. Ein-
richtungen, die mit Kindern und Jugend-
lichen arbeiten, ihnen Freizeitangebote
machen, sollen Kinderschutzkonzepte
aufstellen. Hilfestellung dazu kann durch
die Fachberatungsstellen erfolgen, Fort-
bildungen mit Schwerpunkt Kinderschutz
fir haupt- wie ehrenamtliche Mitarbeiter
sind auszubauen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Begleitung von Scheidungskindern:

Die Scheidung der Eltern stellt fir viele junge Menschen eine einschneidende Erfahrung

in ihrem Leben dar. Um ihnen den Umgang hiermit maglichst einfach zu machen, wer-

den Gerichte und Jugendamter nachdricklich darin bestarkt, betroffenen Kindern und

Jugendlichen auch nach einer Scheidung noch regelmafligen Kontakt zu beiden Eltern-

teilen zu ermdglichen. Fir Familienrichterinnen und -richter soll eine entsprechende

Fortbildungspflicht eingefihrt werden. Zudem soll die psychologische Unterstitzung for

Kinder und Jugendliche in Scheidungssituationen in ausreichendem Umfang und auch

als Gruppenangebot verfigbar gemacht werden.

Mental Health bei Kindern:
Gerade mit Blick auf die Corona-Pande-
mie dirfen psychische Erkrankungen bei
Kindern und Jugendlichen nicht lénger
tabuisiert werden. Das Thema Mental
Health muss daher starker in den Fokus
der Offentlichkeit geriickt und spezielle
Beratungs- und Therapieangebote fir
Kinder und Jugendliche insbesondere
mit Blick auf das Traumanetzwerk Nie-
dersachsen weiter ausgebaut werden.
Daneben muss die Anzahl an Schulso-
zialarbeiterinnen und -arbeitern sowie
Schulpsychologinnen und -psychologen
an den niedersachsischen Schulen
erhoht werden. Auch in der Aus- und
Fortbildung von Lehrkraften soll die Auf-
klarung Uber psychische Erkrankungen
verstarkt thematisiert werden

86

Jugendférderung:
Jugendorganisationen und Jugendspar-
ten leisten einen wichtigen Beitrag fur
unser Gemeinwesen sowie zur Forde-
rung der Selbststandigkeit junger Men-
schen. Die Férderrichtlinien des Landes
Niedersachsen sind daher dahingehend
anzupassen, dass auch die Selbstorga-
nisation von Jugendorganisationen und
Jugendsparten férderfahig wird. Glei-
ches muss fir Bildungsveranstaltungen
in anderen Bundeslandern und im euro-
pdischen Ausland gelten. Kosten fir die
Eintragung und Anderung des Vereinsre-
gisters sind in jedem Fall vollstandig zu
erstatten.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Digitalisierung fiir alle:

Die Digitalisierung stellt eine Chance fur
die gesamte Gesellschaft dar. Hierzu
missen wir jedoch allen Menschen digi-
tale Teilhabe ermdglichen. Dabei muss
auch Inklusion mitgedacht werden. Hier-
bei sind insbesondere Seniorinnen und
Senioren zu bericksichtigen. In allen
Einrichtungen, in denen Seniorinnen und
Senioren leben und zusammentreffen,
ist daher flachendeckend WLAN zur
Verfigung zu stellen. Daneben sollen
digitale Schulungen in Senioren- und
Pflegeeinrichtungen durchgefihrt wer-
den. Die Kosten hierfir sollen in den
Heimkosten integriert sein. Auch andere
entsprechende Bildungsangebote fir
Seniorinnen und Senioren, etwa der
Volkshochschulen, sollen ausgebaut und
weiterentwickelt werden. Die Nutzung
digitaler Anwendungen darf weder an
fehlender technischer Ausstattung noch
an fehlenden Kenntnissen und Fahigkei-
ten scheitern. Angebote in leichter und
einfacher Sprache bauen wir aus.

Seniorenservice-Biros:
Einrichtungen wie Seniorenservice-Biros
sollen auch weiterhin geférdert werden.
Entsprechende Beratungsangebote sind
stérker und auch in Fremdsprachen zu
bewerben. Die Beratungen sollen vor
allem Unterstitzungsangebote im Alltag,
mogliche Hilfsmittel, unfallvermeidende
Wohnungseinrichtung, altersgerechte
Umbauten, Zuschisse fur Hilfsmittel und
Umbauten umfassen.
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Gesellschaftliche Teilhabe von
Seniorinnen und Senioren:

Auch im Alter sollen Menschen noch
weiterhin aktiv am gesellschaftlichen
Leben teilnehmen konnen. Die ehren-
amtliche Mitarbeit von Seniorinnen und
Senioren in den verschiedensten Berei-
chen soll daher systematisch geférdert
und beworben werden. Hierbei setzen
wir vor allem auf die Kooperation mit
lokalen Vereinen und Organisationen,
insbesondere in Zusammenhang mit der
ortlichen Jugendarbeit.

Niemanden zuricklassen:
Biografien und Lebenswege verlau-

fen nicht immer gradlinig — es ist Teil
unseres Menschenbildes, Menschen zu
befahigen, sich wieder selbst zu helfen,
wenn sie in Schwierigkeiten geraten
sind. Dazu brauchen sie Beratungsan-
gebote wie Schuldnerberatung, Straf-
falligenhilfe, Housing-First-Wohnprojekte
und andere innovative Projekte, zum Teil
ergdnzt um digitale Angebote. Wohn-
raum zu finden ist fir diese Menschen
noch schwieriger als ohnehin schon -
wir wollen sie dabei unterstitzen. Als
ersten Schritt mdchten wir dazu eine
umfassende Vernetzung der Beteiligten
der Wohnungswirtschaft wie der Bera-
tungs- und Unterstitzungsstrukturen errei-
chen.



6. EHRENAMT UND WEITERBILDUNG

Niedersachsen wird gepragt durch das vielfdltige ehrenamtliche Engagement seiner

Burgerinnen und Birger in allen Lebensbereichen. Viele Niedersachsen sind mindestens
in einem Verein persénlich oder materiell engagiert. Das Vereinsleben ist ein Garant fir
den gesellschaftlichen Zusammenhalt und bietet oftmals die Struktur und den rechtlichen
Rahmen fir das Ehrenamt. In allen Bereichen des zivilgesellschaftlichen Lebens setzen
wir uns dafir ein, dass die Sache im Vordergrund steht und nicht die Birokratie. Wir
machen uns stark dafir, dass den Menschen die sich einbringen der notwendige Respekt
und Dank entgegengebracht wird. Beleidigungen und Angriffe auf ehrenamtliche Tatige,
beispielsweise Feuerwehrleute oder Kommunalpolitikerinnen und -politiker, missen ent-
schieden verfolgt und geahndet werden.

Wirtschaftliche und gesellschaftliche Veranderungsprozesse der letzten Jahrzehnte fihren
dazu, dass sich Berufsbilder und Lebensverhdltnisse wandeln. Um erfolgreich im Berufs-
leben, aber auch dariber hinaus zu bestehen und am politischen Meinungsbildungspro-
zess teilhaben zu kénnen, sind die Bereitschaft und die Méglichkeit zur Fort- und Weiter-
bildung von herausragender Bedeutung. Vor diesem Hintergrund bedarf es vor allem
einer Kultur der Weiterbildung und eines breiten Angebots der Weiterbildung fir die
Birgerinnen und Birger durch Engagement von Wirtschaft, Verbanden, aber auch des
Landes.

KERNPROJEKT - DIGITALE BILDUNGSARENA:

Wir werden die vielfaltigen Angebote von Weiter-
bildungen in Niedersachsen bindeln und auf einer
gemeinsamen Plattform fur die Birgerinnen und

Burger zugdnglich machen. Wir wollen die Vielzahl

von Bildungsangeboten fir lebenslanges Lernen von
offentlichen und privaten Anbietern transparent und
strukturiert auf einer zentralen digitalen Plattform
einsehbar und buchbar machen. Diese digitale Bil-
dungsarena soll den Zugang zu Weiterbildungen
erleichtern, gleichzeitig die Anerkennung erworbener Kompetenzen erleichtern und auf
individuellen Wunsch auch dokumentieren und archivieren.
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Grundbildungsoffensive:

Wir wollen die Kapazitaten fir den zweiten Bildungsweg ausbauen und ausreichend

Sprach- und Integrationsangebote vorhalten. Wir wollen zudem deutlich ambitionierter

geringer Literalitat begegnen und die Rahmenbedingungen zur Nachholung von Schul-

abschlissen verbessern.

Institutionen der Erwachsenen-
bildung:

Die kommunalen und landesbezogenen
Einrichtungen der Erwachsenenbildung
sowie die Heimvolkshochschulen wollen
wir in ihrer Professionalisierung beglei-
ten. Wir wollen die Grundfinanzierung
der Erwachsenenbildung verstetigen und
ighrlich an die allgemeine Kostenent-
wicklung anpassen. Wir wollen die Ein-
richtungen bei der Transformation von
Arbeit und Gesellschaft einbinden. Pan-
demiebedingte Auswirkungen auf die
Einrichtungen der Erwachsenenbildung
wollen wir ausgleichen und Digitalisie-
rungsanstrengungen fordern.

Politische Bildung:

Wir Freie Demokraten begreifen die
Landeszentrale fir politische Bildung mit
ihrem politischen Bildungsauftrag als
essentiellen Bestandteil fir unsere demo-
kratische Bildungslandschaft. Wir wollen
dariber hinaus weitere Akteure der
politischen Bildung vernetzen und ihren
Bestand absichern. Politische Bildung
bleibt die Grundlage fir den Kampf
gegen Rassismus, Antisemitismus und
andere verfassungsfeindliche Tendenzen
in unserer Gesellschaft.
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Feuerwehr und Katastrophen-
schutz:

Viele Menschen sind in der Not fir
andere da. Durch eine Novellierung
des Brandschutzgesetzes und des
Katastrophenschutzgesetzes wollen wir
die Rechtsstellung der ehrenamtlichen
Einsatzkrafte starken, ihren Einsatz absi-
chern und die Grundlage dafir schaf-
fen, dass sie bestens ausgebildet und
ausgestattet in den Einsatz gehen. Die
Ausbildungskapazitaten an den Stand-
orten des Landesamtes fir Brand- und
Katastrophenschutz (vormals ,Landesfeu-
erwehrschule”) missen ausgebaut und
attraktiver gestaltet werden; eine Verla-
gerung der Ausbildung in Richtung und
zulasten der kommunalen Ebene lehnen
wir ab. Die Rechtsstellung der Helferin-
nen und Helfer im Katastrophenschutz
fir Einsatze unterhalb der Katastrophen-
schwelle wollen wir mit den Helferinnen
und Helfern der Freiwilligen Feuerweh-
ren gleichstellen.

Sport:

Der Sport in Niedersachsen lebt vom
Engagement in den Vereinen. Wir wer-
den die Férderung des Ehrenamts im
Sport weiter starken und einen Schwer-
punkt auf die Qualifikation setzen.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Kommunalpolitik:

Auch die Kommunalpolitik lebt von
dem ehrenamtlichen Engagement der
Birgerinnen und Birger die sich alle
finf Jahre zur Wahl stellen. Durch eine
Verbesserung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen fir digitale Sitzungen und
der Rechtsstellung kleinerer Fraktionen/
Gruppen wollen wir dieses Ehrenamt
attraktiver gestalten und insbesondere
dafir sorgen, dass mehr Menschen
Beruf und Ehrenamt in Einklang bringen
kénnen.

Freiwilligendienste:
Die Freiwilligendienste (BFD/FSJ) haben

sich als wichtige Elemente zur Unterstit-

zung gesellschaftlicher Strukturen und
zur Personlichkeitsentwicklung gerade
junger Menschen erwiesen. Sie leisten
auch einen Beitrag, um neue ehren-
amtliche Helfer zu gewinnen. Das in
Landeszustandigkeit stehende Freiwil-
lige Soziale Jahr muss gerade in Zeiten
der Pandemie gefordert werden, etwa
um das FSJ im Sport aufrechterhalten
zu kdénnen. Hier dirfen keine Struktu-
ren wegbrechen. Die Tréger des FSJ
bendtigen auflerdem einen zentralen
Ansprechpartner auf Landesebene.

Ehrenamt attraktiv gestalten:
Ehrenamtliches Engagement verdient
eine starkere Anerkennung und For-
derung durch die Politik. Fir eine Aus-
bildung oder ein Studium forderliche
Erfahrungen aus einer ehrenamtlichen
Tatigkeit sind bei der Bewerbung um
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einen Ausbildungs- oder Studienplatz
deshalb besonders zu bericksichtigen.
Weiterhin wollen wir darauf hinwirken,
dass auch die BAF6G-Bezugsdauer
durch nachgewiesenes ehrenamtliches
Engagement der Empfangerin bzw.
des Empfangers verlangert werden
kann. Dem Vorbild Schleswig-Holsteins
folgend, soll die die Ehrenamtskarte
zukinftig automatisch gemeinsam mit
der Jugendleitercard (Juleica) beantragt
und erworben werden.

Ehrenamt braucht Nachwuchs:
Wir Freie Demokraten wollen junge
Menschen frihzeitig an ehrenamtliches
Engagement heranfihren. Deshalb sol-
len bereits in der Schule einzelne Kurse
oder sogar Bestandteile der Grundaus-
bildung der Feuerwehr, des DRK, des
THW und Ghnlicher Organisationen im
Rahmen von Projekten, als Wahl(pflicht)
facher oder in Arbeitsgemeinschaften
nach dem reguldren Unterricht angebo-
ten werden kénnen. Daneben setzen wir
uns dafir ein, dass fir alle Schiilerinnen
und Schiler der SEK | — angelehnt an
die Berufsorientierungstage — mindestens
einmal im Laufe der SEK | ein Tag des
Ehrenamts organisiert wird, in dessen
Rahmen sich ehrenamtliche Vereine und
Organisationen prasentieren und fir
sich werben kénnen. Hierdurch wollen
wir méglichst viele junge Menschen fir
das Ehrenamt begeistern und hierzu
befahigen.



7. SPORT

Sport ist ein zentraler Faktor bei der Personlichkeitsentwicklung und hat zugleich eine
hohe Relevanz fir die Gesundheit jedes Einzelnen. So verbindet der Sport unsere Gesell-
schaft, indem Werte, soziale Kompetenz, Toleranz, Teamgeist und Fairness vermittelt
werden. Sport bedeutet Aktivitat, Gesundheitserhaltung, Pravention von Gesundheitsbe-
eintrachtigungen und Lebensfreude. Wir setzen uns fir eine unabhangige und vielfaltige
Sportlandschaft in Niedersachsen ein. Ohne die Gber 2,5 Millionen Mitglieder in den
Uber 9.000 Sportvereinen zwischen Nordsee und Harz ware unser Land Grmer an Teil-
habe, Zusammenhalt und Bewegung.

KERNPROJEKT - SPORT ALS ANGEBOT FUR ALLE:

Wir werden die Férderung des Sports in

Niedersachsen verstetigen und ausbauen.

Dazu gehért fir uns die Verstarkung der

Investitionen in die Sanierung von Sportstat-

ten - insbesondere Schwimmbdadern - und

die Férderung von modernen Sportstatten

mit barrierefreien Zugéngen, gesenkten

Energieverbrauch und -kosten und mit

attraktiven Bewegungsangeboten. Wir

werden die Vereine dabei unterstitzen, Mit-

glieder und Angebote nach Ende der Pandemie wiederaufzubauen und damit den Men-
schen wieder ein breites Angebot des Vereinssports machen zu kénnen. Wir werden den
Schulsport als zentrales Element des schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrags star-
ken. Wir sehen das Land in der Verantwortung, dass die Vorgabe, dass sich jedes Kind
am Ende der Grundschulzeit eigenstandig durch Schwimmbewegungen Gber Wasser
halten kénnen soll, auch erfillt werden kann. Wir wollen die Kooperation von Schulen
und Vereinen im Ganztagsbereich ausbauen. Wir werden uns dafir einsetzen, dass die
Krankenkassen die Vereine bei Praventions- und Rehabilitationsangeboten besser unter-
stitzen. Mit der Férderung von integrativen und inklusiven Angeboten wollen die zentrale
gesellschaftliche Funktion von Sport herausstellen: Menschen einander naher zu bringen.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Finanzielle Férderung:

Die Sportforderung werden wir verste-
tigen und den Glicksspielstaatsvertrag
als Grundlage der finanziellen Férde-
rung nach skandinavischem Vorbild
modernisieren, um dem Jugend- und
Spielerschutz, der finanziellen Kontrolle
und der Besteuerung von Angeboten
mehr Geltung zu verschaffen. Der
Amateur- und Vereinssport soll an den
zusdtzlichen Einnahmen auf Sportwetten
angemessen beteiligt werden.

Fankultur:

Wir freuen uns Uber eine lebendige
Fankultur im FuBBballsport und anderen
Sportarten. Eine pauschale Diskriminie-
rung und Uberwachung von Sportfans
durch dauerhaft personalisierte Tickets,
automatisierte Gesichtserkennung oder
Verkehrsmittelzwang lehnen wir ab.
Stattdessen setzen wir auf Dialog,
Integration und Fanprojekte, die wir
unterstitzen wollen. Bei Chaoten sowie
Gewalttaterinnen und Gewalttatern mis-
sen Vergehen allerdings mit klaren Sank-
tionen geahndet werden, um deutlich zu
machen, dass Gewalt, Rassismus und
Hass im Sport nichts zu suchen haben.
Fir uns Freie Demokraten ist der kontrol-
lierte und zuvor genehmigte Einsatz von
Pyrotechnik der richtige Weg um Feuer-
werkskérper, nicht-léschbare Pyrotechnik
oder &hnliches aus den Stadien zu ver-
dréngen.
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Schitzenvereine:

Das ehrenamtliche Engagement in

den Schitzenvereinen halten wir ins-
besondere in |andlichen Regionen fir
eine besonders wichtige Saule des
gesellschaftlichen Zusammenhalts. Die
Inklusionsprojekte im Schitzensport sind
vorbildlich. Eine Stigmatisierung von
Sportschitzinnen und -schitzen lehnen
wir ab. Wir unterstitzen die Modernisie-
rung und Schaffung von Barrierefreiheit
bei SchieBsportanlagen und wollen den
verantwortungsvollen Umgang mit Sport-
waffen fordern.

Anti-Doping-Kampf:

Wir wollen die Pravention im Anti-
Doping-Kampf durch die Anti-Doping-
Beauftragten in den Vereinen und Ver-
banden weiter starken. Niedersachsen
soll zudem die Initiative ergreifen fir ein
neues Abkommen von Bund und Lén-
dern zur Finanzierung der Nationalen
Anti Doping Agentur. Der Landessport-
bund soll bei seinen Aktivitaten gegen
Doping weiter unterstitzt werden und
Dopingvergehen missen durch Athle-
ten- und Kadervertrage starker bestraft
werden.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Sport inklusiv gestalten:

Wir wollen der wachsenden Bedeu-
tung des Behindertensportes Rechnung
tragen und dieser mit einer verbesser-
ten Unterstitzung gerecht werden. Um
Talente angemessen zu foérdern, sollen
Trainingszentren fir Sportlerinnen und
Sportler mit Behinderungen ausgebaut
werden. Die Forderung des Behinder-
tensportes beginnt aber bereits in der
Schule. Hier ist es wichtig, dass Schi-
lerinnen und Schiler mit geistigen oder
kérperlichen Behinderungen nicht etwa
einfach auf die Bank gesetzt, sondern
dass sie im Unterricht eingebunden und
individuell geférdert werden.
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eSport:

Der eSport findet mehr und mehr
Anhénger in Niedersachsen. Diesen
Trend wollen wir gestalten anstatt ihn
zu ignorieren oder abzulehnen. Viele
Jugendeinrichtungen und Sportvereine
halten eSport-Angebote bereit. Die
Anzahl ehrenamtlicher Aktiver in diesem
Bereich wachst. Wir wollen den eSport
in Niedersachsen durch mehr Mittel

fir Medienkompetenz von Kindern und
Jugendlichen, schnellerem Internet und
wissenschaftlicher Evaluation férdern
und begleiten. Traditioneller Sport und
eSport kénnen voneinander profitieren
und sind kein unversdhnlicher Gegen-
satz. Sportvereine, die ein ergénzendes
Angebot bereitstellen, dirfen dadurch in
ihrer Gemeinnitzigkeit nicht gefahrdet
und auch reinen eSport-Vereinen soll
die GemeinnUtzigkeit ermdglicht wer-
den. eSport bietet die Maglichkeit, Gber
kérperliche Voraussetzungen hinweg-
zusehen und kann es méglich machen
Menschen mit und ohne Behinderungen
zusammenzubringen. Wir sehen den
eSport als echtes Inklusionsprojekt.



8. KUNST UND KULTUR

Das kulturpolitische Potenzial des Landes Niedersachsen ist noch nicht ausgeschopft. Als
Freie Demokraten wollen wir die Vielfalt und die Freiheit des kulturellen Lebens sichern
und dieses fir alle Menschen im Land zuganglich machen. Wir betrachten die Kultur-
forderung als zentrale gesellschaftliche Aufgabe. Wir verstehen die Kreativwirtschaft

als wichtigen Wirtschaftszweig. Und wir Freie Demokraten verstehen uns als Partner der
Freischaffenden in diesem Land. Das gilt insbesondere fir die Zeit wahrend und nach
der Pandemie. Das Land hat einen verlasslichen finanziellen und rechtlichen Rahmen zu
schaffen, in dem kinstlerisches Wirken ohne politische Einflussnahme frei entfaltet wer-
den kann. Auch dies stellt einen Beitrag zur Starkung unseres demokratischen Zusammen-
lebens dar. Kultur im urbanen und Kultur im léndlichen Raum haben fir uns den gleichen
Stellenwert. Wir zeigen uns offen fir neue und interdisziplinare Kulturakteure in urbanen
Raumen und wir verstehen die Erdffnung kultureller Angebote in der Flache als Form der
Daseinsvorsorge.

KERNPROJEKT - KULTURFREIHEITSGESETZ:
Mit einem Kulturfreiheitsgesetz wollen wir die Grund- J

lage fir die Weiterentwicklung des kulturellen Lebens

in Niedersachsen sichern und einen verlasslichen recht-

lichen und kulturpolitischen Rahmen schaffen. Kultur

lebt von Staatsferne und Unabhangigkeit. Wir wollen

die Kulturforderung entbirokratisieren und dafir sor-

gen, dass mehr Mittel bei den Kinstlerinnen und Kinstlern ankommt. Dazu gehért eine
Verstetigung und Anhebung der Kulturausgaben des Landes. Das Gesetz soll die finanzi-
elle Férderung langfristig absichern und damit den kulturellen Akteuren, Spielstatten und
Institutionen in Niedersachsen Planungssicherheit und Freirdume zur Weiterentwicklung
geben. Angemessene Gagen, steigende Energie- und Personalkosten dirfen nicht Jahr
fir Jahr zu Abstrichen im kulturellen Angebot fihren. Dazu gehért auch die Instrumente
der Struktur-, Konzeptions-, Investitions- und Projektférderung zu Gberprifen und neu zu
justieren. Forderstrukturen missen leichter zuganglich gemacht werden fir kleine Vereine
und private Akteurinnen und Akteure im kulturellen Bereich, um beispielsweise privates
Engagement zu hebeln. Wir wollen in den Geltungsbereich ebenso die Kreativwirtschaft,
wie auch popkulturelle Initiativen wie Festivals und Livemusikspielstatten einbeziehen. Kul-
turfreiheit bedeutet fir uns Freie Demokraten aber Zugénge zur Kultur zu schaffen. Dazu
gehdrt ein freier Zugang von Kindern und Jugendlichen zu Kulturinstitutionen des Landes
und niedrigschwellige Angebote zur Kulturvermittlung wie ,Wir machen Musik”, ,Schule
macht Kultur” oder Kulturkindergarten.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Kulturinvestitionen:

Wir setzen uns ein fir einen sukzessiven
Abbau des Investitionsstaus in den Kul-
tureinrichtungen des Landes. Die Inves-
titionsdekade werden wir auch auf den
Kulturbereich erstrecken und die in die
Jahre gekommenen Orte von Kultur, wie
Theater oder Museen, sanieren. Kurz
fristig wollen wir die Niedersachsischen
Theater finanziell so ausstatten, dass sie
die anstehenden Tariferhdhungen tragen
konnen.

Digitalisierung:

Digitalisierung im Kulturbereich verste-
hen wir in der Regel als ergénzendes
und nicht als ersetzendes Angebot. Bar-
rierefreiheit und Inklusion spielen dabei
fir uns eine tragende Rolle. Mit der Digi-
talisierung wollen wir auch die Zugéng-
lichkeit, sowohl fir Niedersachsen selbst
als auch fir Touristinnen und Touristen,
verbessern und mit einem Kulturportal
Niedersachsen Ausstellungen, Spiel-
plane und Veranstaltungen bewerben.

Kinstlerinnen und Kinstler
wertschdtzen:

Wir wollen die Arbeitsbedingungen fir
Kulturschaffende im Land verbessern.
Im Bereich der Theater gilt es mit den
Verbanden und Tarifpartnern Wege

zu finden, wie eine hohere Vergitungs-
gerechtigkeit, auch zwischen den
Sparten, hergestellt werden kann. Das
Stipendienprogramm fir soloselbststan-
dige Kinstlerinnen und Kinstler wollen
wir dahingehend reformieren, dass die
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Zuwendungsempfdangerinnen und -emp-
fanger das Stipendium auch zur Sicher-
stellung des Lebensunterhalts verwenden
kénnen. Auch die Forderstrukturen fur
Film- und Medienschaffende werden wir
Uberprifen.

Soziokultur:

Die soziokulturellen Projekte und Zentren
stellen im Flachenland Niedersachsen
wichtige kulturelle Zugangspunkte dar.
Die vielen Projekte im Land wollen wir
starken und die Soziokultur als feste
Saule im Kulturfreiheitsgesetz berick-
sichtigen.

Attraktive Museen und
Bibliotheken:

Museen und Bibliotheken im Land wol-
len wir als Wissensvermittler stérken.
Dafir werden wir die Chancen der Digi-
talisierung fur die Wissensvermittlung
heben und den Zugang zum vorhande-
nen Wissen barrierefreier gestalten und
neue Wege in der Wissensvermittlung
beschreiten. Durch die Bildung von
Museumsakademien als Arbeitskoopera-
tion zwischen Hochschulen und Landes-
museen soll die Verzahnung zwischen
Forschung und Wissensvermittlung, aber
auch die padagogische Aufbereitung
der Angebote verbessert werden. Wir
wollen unsere Museen bei der Erfas-
sung von unrechtmafig erworbenen
Obijekten und fir einen verantwortungs-
vollen Umgang mit unserem kolonialen
Erbe starken. Den Ausbau von Museen
und Bibliotheken zu alternativen und



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

auBerschulischen Lernorten werden wir
fordern. Wir stehen zudem fir einen
verantwortungsvollen Umgang mit unse-
rem kolonialen Erbe ein. Deshalb wollen
wir ein breites MaBnahmenbindel zur
Aufarbeitung der deutschen und nieder-
sachsischen Kolonialgeschichte auf den
Weg bringen. Solange Kulturschatze
aus kolonialen Kontexten unberechtigt
in westlichen Museen liegen, dauert die
koloniale Aggression fort.

Vielfalt:

Wir werden flachendeckend ein gutes
kulturelles Angebot fir die Birgerinnen
und Birger in Niedersachsen unab-
hangig von Herkunft und finanziellen
Méglichkeiten schaffen. Die zahlreichen
staatlichen, kommunalen und privaten
Theater, Museen, Orchester, Literatur-
hauser, Chore, Amateurmusikerinnen
und -musiker, Kunst- und Musikszenen
und kulturellen Initiativen in Niedersach-
sen bilden dafir eine einzigartige, histo-
risch gewachsene und innovative Kultur-
landschaft, welche wir in ihrer Vielfalt
und regionalen Ausgepragtheit erhalten
wollen. Die Férderung der kommunalen
Theater werden wir ausbauen.
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Regionalsprachen:

Wir sehen regionale Sprachen als einen
wichtigen Ausdruck regionaler Beson-
derheit und Tradition an. Die niederdeut-
sche Sprache und das Saterfriesische
sind in ihrer Vielfalt ein essentieller
Bestandteil niedersachsischer Kultur und
deswegen nach der EU-Sprachencharta
auch besonders schitzenswert. Wir
wollen die regionalen Sprachen in Form
von Arbeitsgemeinschaften in Schulen
férdern sowie Kooperationen zwischen
Kindertagesstatten und Heimatvereinen
zur Vermittlung von Plattdeutsch anre-
gen.

Kulturticket:

Kunst und Kultur in ihren vielfaltigen
Ausdrucksformen bilden das lebendige
Fundament unserer Gesellschaft. Eine
Teilnahme an diesen Angeboten darf
unter keinen Umstanden vom sozio-
dkonomischen Status oder finanziellen
Hintergrund abhdngig sein, denn Kunst
und Kultur sind kein Luxusgut. Durch die
EinfGhrung eines Kulturtickets fir Schile-
rinnen und Schiller, Auszubildende und
Studierende wollen wir diesen vergins-
tigten Zugang zu offentlich geférderten
Bibliotheken, Museen und Kunstgalerien
sowie Theater, Konzerte und Opern
ermdglichen.



Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Freiheit der Medien als Grundpfeiler einer funk-
tionierenden Demokratie. Der unabhangige offentlich-rechtliche Rundfunk als neutrales
und vertrauenswiirdiges Qualitatsmedium hat dabei eine besondere Bedeutung fir den
Zusammenhalt der Gesellschaft. Wir wollen Journalistinnen und Journalisten vor extremis-
tischen Angriffen schitzen. Die Lander sind die zentralen Akteure der deutschen Medien-
politik. Dabei sollten sie sich fir eine vielfaltige Medienlandschaft einsetzen.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Erneuerung des offentlich- Entwicklung eines nachhaltigen
rechtlichen Rundfunks: Finanzierungsmodells:

Wir setzen uns dafir ein, aus Nieder- Als Teil eines nachhaltigen und erfolgs-
sachsen heraus eine Reform des offent- orientierten Finanzierungsmodells ist
lich-rechtlichen Rundfunks gemeinsam die internationale Vermarktung und

mit den anderen Léndern aktiv zu gestal- Verwertung &ffentlich-rechtlicher Eigen-
ten. Dabei legen wir unseren Fokus auf und Auftragsproduktionen anzustreben
Bildung, Information und Kultur. Dartber und frihzeitig mitzudenken. Dies dient
hinaus sollen die Anstalten weiterhin zudem als Aushéngeschild des Kultur-,
sparsam haushalten, damit der Rund- Wissens- und Wirtschaftsstandortes
funkbeitrag abgesenkt werden kann. Deutschland und seiner regionalen
Eine Indexierung des Rundfunkbeitrages Schwerpunkte.

lehnen wir ab.
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10. EUROPA & INTERNATIONALES & BUNDESWEHR

Niedersachsens Platz ist in der Mitte Europas. Unser Land ist die Heimat vieler Menschen
aus ganz Europa. Auch zahlreiche Pendlerinnen und Pendler sowie grenziberschreitende
Vorhaben, insbesondere mit den Niederlanden, verbinden Niedersachsen mit dem euro-
paischen Ausland. Nur dank der Europdischen Union ist es gelungen, die Grenzregionen
von der Peripherie in die Mitte zu ricken. Wir Freie Demokraten wollen uns auch kinftig
entschlossen fir die weitere Integration Europas und der Europdischen Union einzusetzen
und das Zusammenwachsen weiter vertiefen. Unabgestimmte GrenzschlieBungen, unter-
brochene Familienbande, ins Stocken geratene Warenketten und andere Auswirkungen
der Corona-Pandemie haben gezeigt, wie brichig die europdische Zusammenarbeit
noch immer ist. Auch Gber Europa hinaus ist Niedersachsen ein internationaler vernetzter
Standort. Weltweit tatige Unternehmen und weltweit vernetzte Forschungseinrichtungen
sind unsere Bricke in die Welk.

Wir Freien Demokraten setzen auf eine demokratisch gefestigte, handlungsfahige und
strategisch souverdne EU, die wirtschaftlich stark ist und ihre Werte nach innen wie
auBen schitzt. Das schlief3t mutige Integrationsschritte auf EU-Ebene ein. Wir Freien
Demokraten setzen uns fir eine Landespolitik ein, die diesen Integrations- und Transfor-
mationsprozess konstruktiv-kritisch begleitet, niederséchsische Interessen einspeist und
der Verantwortung unseres grof3en Bundeslandes fir die europdische Integration gerecht
wird. Dazu ist auch eine frihzeitige und verbesserte Koordinierung zwischen den Res-
sorts notwendig, um klare niedersachsische Positionen zu erarbeiten. Zentrale Hebel sind
der Bundesrat und die Niedersachsische Landesvertretung in Brissel. Diese Hebel wollen
wir verstarkt nutzen.

Wir wollen das Ansehen der Bundeswehr in Niedersachsen weiter stérken. Die Bundes-
wehr ist ein starker Unterstitzer und Partner des Landes, neben ihren wesentlichen Aufgo-
ben in der Landes- und Biundnisverteidigung auch auBerhalb ihres Aufgabenkreises, etwa
bei Katastrophenhilfe und Pandemiebekampfung.

== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Grenziberschreitende Zusammenarbeit:

Burokratische Barrieren bei grenziberschreitenden Kooperationen missen abgebaut
werden. Auch die grenziberschreitende Nutzung kommunaler Infrastruktur, etwa in
den Bereichen Gesundheit und Katastrophenschutz, muss erleichtert werden.
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== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Deutsche Einheit starken:

Von allen Bundeslandern ist Niedersach-
sen dasjenige mit dem langsten Anteil
an der ehemaligen innerdeutschen
Grenze. Auch iber 30 Jahre nach der
Wiedervereinigung sind wir unserer
Verantwortung zur Stéarkung der deut-
schen Einheit bewusst. Wir setzen uns
deshalb aktiv fir eine enge Koopera-
tion zwischen Niedersachsen und den
benachbarten Bundeslandern an der
ehemaligen innerdeutschen Grenze ein,
insbesondere in den Bereichen Wirt-
schaft, Verkehr, Naturschutz sowie der
Kulturpolitik, etwa in Form von Stadte-
partnerschaften.

Europdische Ausbildungsab-
schlisse einfacher anerkennen:
Niedersachsen muss mehr Qualifika-
tionsabschlisse aus anderen europdi-
schen Staaten anerkennen und die ent-
sprechenden Anerkennungsverfahren
beschleunigen, um seinen Fachkraftebe-
darf besser decken zu kénnen.

Niederlandisch-niedersachsische
Freundschaft bewahren:

Wir wollen den zivilgesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Austausch zwischen
den Niederlanden und Niedersachsen
starken. Die Infrastruktur in Grenz-
regionen wollen wir enger vernetzen.
Programme, die die Arbeit der Zivilge-
sellschaft, etwa im Bereich des Jugend-
austauschs fordern, wollen wir starken.
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Ansehen der Bundeswehr
starken:

Wir setzen uns fir den Erhalt der Bun-
deswehrstandorte, Ubungspldtze und
Erprobungsstellen in Niedersachsen ein
und wollen Zusammenarbeit zwischen
Landesregierung, Landtag und Bundes-
wehr, besonders auch mit den Reservis-
ten, ausbauen. Dazu soll sich das Land
fir ein eigenes Landesregiment einset-
zen. Wir begrifBen die Présenz der Bun-
deswehr an Schulen und Hochschulen,
etwa bei Messen oder im Unterricht, um
Aufklarungsarbeit zu sicherheits- und
verteidigungspolitischen Themen zu leis-
ten und Uber Karrierechancen zu infor-
mieren.

Menschenrechtliche Sorgfalts-
pflichten bei VW wahrnehmen:
Das Land soll sich im VW-Aufsichtsrat
mit Nachdruck fir die die Wahrung
menschenrechtlicher Standards einset-
zen. Dies gilt vor allem mit Blick auf die
massenhafte Internierung und Zwangs-
sterilisierung von Uiguren und anderen
muslimischen Minderheiten sowie den
Einsatz von Zwangsarbeit in der Region
Ostturkestan/Xinjiang.



== DAFUR SETZEN WIR UNS EIN:

Internationale Beziehungen
ausbauen:

Uns liegt der Austausch mit der interna-
tionalen Gemeinschaft am Herzen. Wir
mochten die enge Zusammenarbeit mit
den etwa 30 Konsulaten und Honorar-
konsulaten in Niedersachsen fortfihren
und die internationalen Beziehungen
des Landes insgesamt, etwa durch den
internationalen Austausch von Parlamen-
tarierinnen und Parlamentariern, intensi-
vieren.

Parlamentarisches Patenschafts-
programm mit Schottland
anstoflen:

Wir wollen die Beziehung zwischen
Niedersachsen und dem Vereinigten
Konigreich stérken, auch um die Folgen
des Brexits fir den gesellschaftlichen
und akademischen Austausch zumindest
teilweise abzufedern. Hierzu wollen wir
nach dem Vorbild des amerikanisch-
deutschen Patenschaftsprogramms ein
parlamentarisches Patenschaftspro-
gramm zwischen Niedersachsen und
Schottland auflegen.

100

Stipendienprogramm fir
politisch verfolgte Studierende:
Junge Menschen, die sich in Landern
wie Belarus, Hongkong oder Russland
fir Freiheit und Demokratie einsetzen,
sind einer Vielzahl an Repressalien aus-
gesetzt. Dazu gehort auch die Exmat-
rikulation von der Universitat, mit dem
Ziel die berufliche Karriere zu erschwe-
ren. Wir Freie Demokraten wollen dem
ein Stipendienprogramm fir politisch
verfolgte Studierende entgegenhalten,
um jungen Menschen, die sich fir Frei-
heit und Demokratie einsetzen, eine Per-
spektive zu geben.



FDP Landesverband Niedersachsen
Heinrich-Jirgens-Haus

5 . | |
Wolier Gieseking Sl 22 Freile
aidpae 0120 Demokraten

fdp-nds.d .
v | £ RER i




	I. Wir machen Niedersachsen fit für 
die Zukunft
	1. Chancen durch Bildung
	2. Wissenschaft, Hochschule und Forschung
	3. Digitale Gesellschaft
	4. Finanzen und Steuern
	5. Moderner Staat

	II. Wir modernisieren unser Land
	1. Wirtschaft und Arbeit
	2. Mobilität, Häfen und Schifffahrt
	3. Innere Sicherheit
	4. Vielfalt, Gleichstellung und Integration
	5. Migration und Flucht
	 6. Recht, Justiz & Justizvollzug

	III. Wir bewältigen die Herausforderungen unserer Zeit
	1. Landwirtschaft, Ernährung, ländlicher
	 Raum, Forst, Jagd
	2. Umwelt und Naturschutz
	3. Energie und Klimaschutz
	4. Städtebau, Raumordnung und 
	Wohnungswesen
	5. Soziales, Gesundheit, Familie und Jugend
	6. Ehrenamt und Weiterbildung
	7. Sport
	8. Kunst und Kultur
	9. Medien
	10. Europa & Internationales & Bundeswehr




